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Beschwerdevon Vrcmdbeschädigteuin Longkamp wegen verweigerten Austritts aus der
Feuer-Societät,

Beschlußfassungüber den Entwurf eines neuen Reglements für die Provinzial-Feuer-
Societät,

Referat, betreffendden Antrag auf Erwirkung eines Privilegiums wegen fernerer Aus¬
gabe von Anleihescheinen im Betrage von 20 Millionen Mark,

Referat, betreffendAnkauf zweier Häufer bei der Blindenanstalt in Düren, und endlich
Bericht des Verwaltungsraths, betreffenddie Uebernahmeder aus dem Neichsgefetz vom

5. Mai 1886 und dem Preußischen Gesetz vom 20. Mai 1887 sich ergebendenVerpflichtungen
des RheinischenProvinzial-Verbandes.

Sind Sie mit dieser Tagesordnung einverstandenund auch damit, daß wir die Sitzung
morgen Vormittag um IN Uhr beginnen? (Allseitige Zustimmung). — Der Herr Abgeordnete
Melbeck hat das Wort.

Abgeordneter Melbeck: Ich bitte die Herren, welche der Wahlprüfungs- Commission
angehören, sich gleich nach der Sitzung im Zimmer Nr. 5 zu versammeln.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Die Sitzung ist geschlossen.
(Schluß 1'/4 Uhr.)

Vierte Sitzung
im Ständehause zu Düsseldorf, am Donnerstag, den 21. Juni 1888.

Beginn: 10 Uhr 15 Minuten.

Tagesordnung:
1. Eingänge.
2. Wahl des Landes-Direktors.
3. Abgabe eines Gutachtens, betreffenddie gesetzlicheVerpflichtungder Gemeinden, für

eine genügendeAnzahl von Zuchtstiereneventuell zu sorgen.
4. Begrenzung der Wahlperiode des bürgerlichenMitgliedes der Ober-Ersatz-Commission

im RegierungsbezirkWiesbaden.
5. Petition des landwirthschaftlichenVereins wegen Krankenversicherungder land- und

forstwirthschaftlichcn Arbeiter.
6. Petition des Gallerie-Vereins zu Düsseldorf um Bewilligung eines Zuschusses.
7. Antrag auf Bewilligung einer Beihülfe zum Baue eines Gewerbe-Museums in

Düsseldorf.
8. Petition von Interessenten auf Weiterführung der Wiedbachstraße.
9. Beschwerdevon Vrandbeschädigtenin Longkamp wegen verweigerten Austritts aus

der Vrovinzial-Feuer-Societllt.
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IN. Beschlußfassung über den Entwurf eines neuen Reglements für die Provinzial-Feuer-
Societät.

11. Referat, betreffendden Antrag auf Erwirkung des Privilegiums zur fernerenAusgabe
von 20 Millionen Anleihescheine.

12. Referat, betreffend den Anlauf zweier Häufer an der Provinzial-Blindenanstalt
zu Düren.

13. Bericht des Provinzial-Vcrwaltungöraths, betreffend die Uebernahme der aus dem
Neichsgesetze vom 5. Mai 1880 und dem Preußischen Gesetze vom 20. Mai 188?
sich ergebendenVerpflichtungendes Rheinische» Provinzial-Verbandes.

Vorsitzender Fürst zu Wird: Die Sitzuug ist eröffnet. Ich habe Ihnen zunächst
folgende Eingänge mitzutheilen.

Zunächst ein Schreiben aus Frankfurt a. M., unterschrieben von Dr. Otto Kamp,
städtischer Lehrer, welches lautet:

Frankfurt a. M,, den 19. Juni 1888.

An
Se. Durchlaucht den Fürsten Wilhelm zu Wied, Ersten Vorsitzenden des Rheinischen

Provinzial-Landtags
zu Düsseldorf.

Hochgeehrtester Herr!

Ew. Durchlaucht gestattet sich der ergebenstUnterzeichnete, anbei ein Exemplar der von
ihm verfaßten, unlängst veröffentlichtenSchrift über:

„Fortbildungsschulen für Mädchen"

zu geneigter Kenntnißnahmezu unterbreiten und Nachstehendes zuzufügen:
Die hier im Entwürfe und allen wesentlichen Erläuterungen vorgeführten hanswirth-

schaftlichcn Fortbildungsschulenfür Mädchen fcheinen berufen zu fein, einem fchweren sozialen
Nothstände unserer Städte uud auch der ländlichen Gegenden mit überwiegender Arbeiter-
beuülkerung Abhülfe zu bringen, und dürften daher auch bei den größeren öffentlichen Körper¬
schaftenAntheilnahme verdienen. Letztere ist, wie aus dem Vorworte obiger Schrift ersichtlich,
ihnen bisher seitens Ihrer Majestät der Kaiserin und Königin-Wittwe Augusta, in besonderer
Weise zugewandt worden; und die in diesem Augenblickan mehreren Orten — beispielsweise
auch in hiesiger Stadt laut einliegendenRundschreiben — geplante und in Ausführung stehende
Schaffung solcher Schulen zeigt, daß die Worte der hohen Fürsprecherin Anklang und Ver¬
wirklichungfinden.

Der Unterzeichnete ist sich freilich nicht bewußt, inwieweit die Errichtung solcher Lehr¬
gänge innerhalb des WirkungskreisesEines hochlöblichen RheinischenProvinzial-Landtages liegt.
Allein im Hinblick auf die besonderenVerhältnisse der Rheinprovinz, der Heimath des Unter¬
zeichneten, mit ihren großen Beuölkerungsmittelpunktenund deren so zahlreicher weiblicher
Arbeiterschaft, glaubte er, Euerer Durchlauchtund des Landtages Aufmerkfamkeit,als der zu¬
ständigen provinzialen Vertretung, den hauswirthschaftlichenFortbildungsschulen oder Haus-
haltungsschulen zuwenden zu sollen.
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Der ergebenst Unterzeichnete wird für jede der Sache selbst geltende Förderung, sei dies
Selbsterrichtnng derartiger Schulen seitens Eines hochlöblichen Landtags oder weitere Kenntniß-
gebung obiger Schrift und ihrer Schulpläne an die Mitglieder desselben, Euerer Durchlaucht auf¬
richtigen Dank wissen und verharrt, einer geneigten Nückiiuherunggern entgegensehend

in aller Hochschätzung und tiefer Ehrerbietung

gez.: Dr. Otto Kamp, städtischer Lehrer.
Sodann theile ich Ihnen ein Schreiben aus Viersen mit, welches von einer großen

Anzahl Viersener Bürger unterschriebenist,
Viersen, den 20. Juni 1888.

An
den RheinischenProvinzial-Landtag zu Händen Sr. Durchlaucht des Fürsten zu Wied.

Gottes unerforschlicher Rathschluß hat über das deutsche Land, ein namenloses, tiefes
Weh verhängt: rafch nach dem Tode Kaiser Wilhelms ist auch unser theurer Kaiser Friedrich in
das Land des ewigen Friedens abgerufen, gleichfam als sollten die beiden herrlichen uud glor¬
reichen Fürsten, die im Leben zusammen gewirkt und für DeutschlandsEhre uud Größe zusammen
gekämpft, auch im Tode vereint bleiben, um segnend hernieder zu schauenauf den Enkel und den
Sohn, der nun der Hüter und Schützer des von ihnen neu geschaffenen Reiches geworden!

So mit einander vereint, werden sie fortleben in dem Herzen eines treuen Volkes und
fo mit einander vereint sollten die beiden Herrlichen auch im Standbilde erfcheinen, als dem
äußerlichenZeichen der innigsten Liebe, Verehrung uud Dankbarkeit ihres Volkes!

Und ihre Bilder sollten nicht entstehen im engen Kreis der Städte: sie müssen hernieder-
blicken von den Höhen auf den Rhein, den deutschen Strom, den sie treu bewacht haben! Die
ehrerbietigstUnterzeichneten,von diesem Gedanken geleitet, glauben daher mit Zuversicht an den
RheinischenProvinzial-Landtag die ergebeneBitte richten zu dürfen,

„den für das Provinzial-Denkmal Kaiser Wilhelms zu bestimmenden Veitrag nunmehr
einem gemeinsamenDenkmale für die beiden ersten Kaiser des Reichs zuzuwenden,
und als Aufstellungsplatzdas Siebengebirge beziehungsweiseeine andere geeignet
erscheinende Höhe am Niederrhein zu bestimmen",

und verharren inzwischen in größter Ehrerbietung und ganz ergebenst
(Folgen die Unterschriften.)

Meine Herren! Ich würde dieses Schreiben, wenn Sie damit einverstandensind, dem
schon eingereichten Antrage von Seiten des Herrn Oberpräsidenten und Genossen auf Errichtung
eines Kaifer Wilhelm-Denkmalsanschließen. (Zustimmung.)

Dann werde ich es also auf die Tagesordnung bringen. Sodann liegt mir hier noch ein
Jahresbericht der rheinischenevangelischen Arbeiter-Eolonie Lühlerheim vor.

Das Schreiben ist an den Herrn Landes-DirektorKlein gerichtet und lautet folgendermaßen:
Düsseldorf, den 16. Juni 1888.

Betreffend ersten Jahresbericht des Kuratoriums der rheinischen evangelischen
Arbeiter-Eolonie Lühlerheim.

Ew. Hochwohlgeboren

beehren wir uns in der Anlage den ersten Jahresbericht über unsere Verwaltung der Arbeiter-
Eolonie Lühlerheim in zwei Exemplaren zur geneigten Kenntnihnahme ganz ergebenst vorzulegen.
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Indem wir die sich uns hiermit bietende Gelegenheit freudig ergreifen, um Ew. Hochwohlgeborm
für alle unserer Colonie bewiesene freundliche Theilnahme und wirksameUnterstützung unfern
wärmstenDank auszufprechm,halten wir die gute Sache Ihrer geneigtesten fernerweitigenFörderung
bestens empfohlen. Wir gestatten uns zu geneigter Vertheilung an die Herren MttgKeder des
hohen RheinischenProvinzial-Landtags weitere 139 Exemplare ganz ergebenst beizufchliehm, mit
der an Ew Hochwohlgeborm gerichteten Bitte, dem hohen Landtage gegenüber der Interpret unserer
aufrichtigenDankbarkeit für die von Hochdemfelben unserer Colonie bewilligte freigebigeSubven-
tionirung und Entlastung werden zu wollen.

Mit ausgezeichneter Hochachtung
ganz ergebenst

Das Kuratorium der rheinischenevangelischen Arbeiter-ColonieLühlerheim.
An

den Landes-Direktor der Nheinprovinz, Herrn Geh. Regierungsrath Klem,
Hochwohlgeborm

hier.

Der Jahresbericht, von welchem hier die Rede ist, wird Ihnen Allen zugehen.
Meine Herren' Ich brauchedasselbe wohl nicht weiter in den Geschäftsgang zu geben.

Es ist nur ein Dank an den Provinzial-Landtag. Sind Sie damit einverstanden, wenn ich die
Sache aä aota gebe? (Zustimmung.)

Der Jahresbericht würde an Sie vertheilt werden. Es erfolgt kein Widerspruch. (Pause.)
Sonnt wird es so geschehen.
Sodann kommt noch eine Vorlage, welche die Königliche Staats-Regierung zu Coblenz

an den Herrn Landes-Direktor gerichtet hat und welche der Herr Landes-Direktor als Landtagssache
an mich verwiesenhat. Die betreffendenSchriftstücke lauten wie folgt:

Coblenz, den 14. Juni 1888,

Ew. Hochwohlgeborm

beehren wir uns unter Bezugnahme auf das gefällige Schreiben vom 8. Februar er., Nr. V 2130
anaeschlossen einen Antrag der Bürgermeister von Sohren, Zell Stadt und Zell Land des Kreises
^ell um eine höhere Beihülfe aus Provinzial-Fonds für die Unterhaltung der Zell-Altlaner Straße
nebst den Prästations-Nachweism der betreffendenGemeinden mit dem ganz ergebenstenErsuchen
m übersenden mit Rücksicht auf die in diesem Antrage, den Prästations-Nachweisen, sowie dem
anaeMossmen Bericht des Landraths dargelegten Verhältnisseund besondersauf die sehr ungünstige
Ver^genslage der Gemeinde Altlan, bei dem Provinzial-Landtage die Gewährung des vorgedach^
Antrages gefälligst angelegentlichst befürworten und uns demnächst eme gefalüge Mttheüung über
den Erfolg zugehen lassen zu wollen. ^ „. , «^^ < ^.. cv

^,^u « u ^ Königliche Regrerung, Abtheilung des Innern.
An

den Landes-Direktor der Nheinprovinz, Herrn Klem,
Hochwohlgeborm

Düfseldorf.
12*
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Betreffend Antrag um eine höhere Beihülfe aus Provinzialfonds für die
Unterhaltung der Zell-Altlayer Straße.

Büchenbeuren, den 11. Juni 1888.

Euer Hochwohlgeboren bitte ich, die Anlagen der KöniglichenNegierung in Loblenz zur
weiteren Veranlassung geneigtest bald vorlegen zu wollen. Ich hatte Alles aufgeboten, um die
Vorlage noch rechtzeitig in die nächste Sitzung des Provinzial-Landtages zu bringen; allein durch
vorherigenVerkehr nach verschiedenen Seiten hin und namentlich dadurch, daß mir auf verschiedene
Anfragen zu fväte Antwort zukam, hat sich die Angelegenheit in unerwünschterWeise in die
Länge gezogen.

Der Bürgermeister: gez. Lenz.
, An

den KöniglichenHerrn Landrath
Hochwohlgeboren

Zell a. d. Mosel.

Betreffend Antrag um eine höhere Beihülfe zur Unterhaltung der
Zell-Altlau-Würricher Gemeindestraße.

Büchenbeuren, den 11. Juni 1888.

Hoher Provinzial-Landtag!

Die Unterzeichnetenerlauben sich, folgendes ehrerbietigstvorzutragen:
Von der Kreishauvtstadt Zell führt in südlicher Richtung durch das Altlauer Thal

aufwärtssteigend und durch das Dorf Altlay gehend, eine Kunststrahe, welche in die von Kirn
durch das Hahnenbllchthlllüber Nhaunen, Lanzenhauscn,Würrich, Kavpel, Kaftellaun u. s. w. bis
Vovpard an den Rhein führende Provinzialstraße und zwar etwas südöstlich vou Würrich recht¬
winkelig einmündet.

Jene Straße, Zell-Altlav-Würricher Straße genannt und unter Nr. 20 des Kunst¬
straßen-Verzeichnisses vom 21. Januar 1888 — Extra-Beilage zum Amtsblatt Nr. 6 der König¬
lichen Negierung zu Coblenz — aufgeführt, hat von Zell bis zur Einmündung bei Würrich eine
Länge von 14,6 Km (nach der Entfernungskarte). Dabei sind betheiligt:

Altlay mit..... 4503 in
Würrich „ ..... 843 „
Zell „..... 5809 „
Kllimt „..... 851 „

Die gedachte Straße bildet die einzige direkte Verbindung von Büchenbeuren nach Zell
und an die EisenbahnstationNullay (Moselbahn). Sie wird außerordentlich stark beuutzt; ins¬
besondere geht zwischen Büchenbeurenund Zell jeden Tag ein Omnibus, des Morgens nach, des
Abends von Zell. Durch den Erztransvort von der Grube Adolf-Helena bei Altlay bis Zell
wird die Straße in außergewöhnlichem Matze verfahren. Es werden täglich an 240 bis 250 Zentner
Erze, Kohlen und Sand durch die Gruben-Gesellschafttransvortirt. Die Abnutzung der Straße
ist eine um so größere, als das starke Gefalle kräftiges Bremfen erfordert, wodurch die Reibung
auf dem Fahrdamm vermehrt wird.
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Zur fortdauernden und guten Unterhaltung ist namentlich die arme Gemeinde Altlay
außer Stande. Aber auch den anderen Gemeinden erwachsen ungewöhnliche Unterhaltungslasten,
was für Kaimt um so empfindlicher ist, als diese Ortschaft selbst von der Straße keinen Gebrauch
macht. Nach besonders gemachten Erfahrungen sind zur vollständigenBeschüttung der Strecke
Altlay allein etwa 2210 cliin zerkleinertenQuarzes nöthig, welches einen Kostenaufwandvon
15 470 bis 17 680 M. verlangt, da das Kubikmeteran 7—8 M, zu stehen kommt, ungerechnet
die Bankette und Gräben, sowie die Vaumvftanzungen, Würde nun die Beschüttung in einem
10 jährigen Turnus stattfinden, dann beliefen sich die Kosten jährlich nicht nur auf 3000 bis
3500 M., fondern es würde nach Ablauf von 10 Jahren je diejenigeStrecke wieder einer neuen
Decke bedürfen, welche eine solche vor 10 Jahren erhalten hatte, sodaß die Gemeinde Altlay
allein alljährlich und fortwährend eine Last auf sich liegen hätte, welche bei jährlich nur 920 M.
Grund-, Gebäude- und Klassensteuerder Eingesessenen und Forensen von Altlay erheblich über
300«Zu der gedachten Steuer ausmachte. Aber auch angenommen, vorstehenderGeldanschlag sei
etwas hoch gegriffen und es gelänge der Gemeinde Altlay billiger zu bauen, fo werden sich die
Kosten immerhin doch ganz bestimmt über 200°/o belaufen, nur für den einen Weg, während
Altlay viele andere Wege (Gefammt-Wcgenetzvon Altlay 9391 m) zu unterhalten hat, namentlich
darunter die 2623 m lange Kunststraße nach Hahn, welche wegen ihrer Gebirgslage und ihres
starken Gefälles auch fchwierig zu unterhalten ist. Für Landankauf zu Flurwegen hat Altlay
über 1500 M. zu zahlen.

Ueber die finanziellen Verhältnisse der in Betracht kommenden Gemeinden liegen
Prästations-Nachweisungenbei.

Da alle Bemühungen, die fragliche Straße auf die Provinz überzuleiten, erfolglosblieben,
dem Vernehmen nach aber auch nie zu erwarten steht, daß die Provinz die fragliche Straße
übernehme, fo erlauben sich die Unterzeichnetenden ehrerbietigenAntrag auf eine fortdauernde
reichlichere Beihülfe, als solche bisher zu erlangen war.

Dieselbe dürfte mit Rücksicht auf die größere oder geringereBedürftigkeit der Gemeinden
so zn bemessen sein, daß bewilligt werden:

a) der Gemeinde Altlay alljährlich ^/» der Aufwendungenoder vielmehr für
jedes Jahr ..................... 1000 M.

K) der Gemeinde Zell die Hälfte ihrer Aufwendungen,angeschlagen zu . . 900 „
«) der Gemeinde Kaimt die Hälfte ihrer Aufwendungen,cmgefchlagen zu , 300 „
Dem hohen Provinzial-Landtage möge eö daher gefallen, den in Rede stehenden drei

Gemeinden
Altlay

Zell
Kaimt

zur Unterhaltung der fraglichen Straße die unter a, d, « vorstehend angedeutetenBeihülfen auf
eine längere Reihe von Jahren Hochgeneigtestzu bewilligen.

Die Bürgermeister
von Sohren, Zell (Stadt) und Zell (Land)
gez.: Lenz, gez.: Knovv. gez.: Jacobs.

Meine Herreu! Diese Schriftstücke sind an den Prouinzial-Landtag gerichtet; ich möchte
fragen, ob es nicht eigentlichSache des Provinzial-Ausschusscswäre, solche weiter zu behandeln.
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Ich möchte nur fragen, ob Sie die Angelegenheitjetzt entschieden haben wollen, oder ob dieselbe
erst später wieder auf die Tagesordnung gesetzt werden soll. — Der Herr AbgeordneteIanßen
hat das Wort zur Geschäftsordnung.

Abgeordneter Ianßen: Meine Herren! Es kommen ja so außerordentlichviele Eingänge
in den letzten Tagen, daß ich fast auf den Gedanken kommen möchte, die Herren glaubten, wir
wären hier wochenlangzusammen. Es entspricht unserer Geschäftslage, wenn wir möglichst viel
an den Provinzial-Ausfchuß verweisen und möglichstwenig im Plenum zur Berathung bringen.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Ich nehme an, daß die Herren damit einverstandensind,
daß wir die Sachen dem Provinzial-Ausfchuß überweifen. (Zustimmung.)

Sodann habe ich noch ein aus Bonn an den hohen Provinzial-Landtag gerichtetes Schreiben
zu verlesen. Ich erfuche den Herrn Schriftführer, dies zu thun.

Schriftführer (liest):
Bonn, den 16. Juni 1888.

An den hohen Provinzial-Landtag zu Düsfeldorf.

Nach der Mittheilung des Herrn Landes-Direttors vom 2. d. M, V Nr. 7986 „hat der
Provinzial-Verwaltungsrath in feiner Sitzung vom 29./30. Mai geglaubt, dem diesfeits gestellten
Antrage auf Concessionirungeiner Straßenbahn von Bonn nach Mehlem nicht Folge geben zu
können," Die Mitglieder der hierzu begründeten Gesellschaft können es bei diefem Bescheide, dein
leider keine Begründung beigegeben worden ist, nicht bewendenlassen.

Die allgemeineErregung und Enttäuschung über diese völlig unuermuthete Versagung
der von der Bevölkerungsehnsüchtigst gewünschtenund Seitens der Gemeindevertretungen warm
befürworteten Verkehrserleichterung nöthigt die zu den angefehensten Einwohnern Bonns
gehörendenComitee-Mitglieder, weitere Schritte zur Erlangung der erforderlichenErlaubniß zu
thun, um sich und der öffentlichen Meinung Aufklärung zu verfchaffen. Auch die Landleuteunserer
Gegend verstehen, welche Wohlthat einem Bezirke damit erschlossen wird, wie z, B. aus den
Anstrengungenzu ersehen ist, welche die Bewohner des sogenannten „Ländchens" bei Mehlem
gemacht haben, daß doch diese Bahn möglichst zu diesem heran verlängert werden sollte.

Angesichts dieser und ähnlicher Erklärungen der Vororte Bonns und der zu derselben
Zeit erfolgten Genehmigungeines gleichen Gefuches für die Strecke Köln-Frechen,welche anstandslos
und in kürzester Frist bewilligt worden, ist ja um fo auffälliger und widerspruchsvoller,daß Bonn
mit dieser Anforderung der Jetztzeit und benöthigten Einrichtung nicht verfehen und hinter
der Entwickelung anderer Städte: wie Crefelv, Dortmund, Duisburg, Kassel, Saarbrücken,
Wiesbaden-Biebrich,Darmftadt, München, Strahburg, Hamburg, Arnheim :c. zurückstehen soll.

Unter erneuter Vorlage der hierauf bezüglichen Eingabe nebst Plänen wendet sich der
Unterzeichnete Namens aller feiner Theilnehmer an den jetzt zusammentretendenLandtag mit der
Bitte um Prüfung diefer Angelegenheit und wohlwollende Berücksichtigung der diesseitigen Bemühung
zum Besten des öffentlichen Wohles dieser Stadt und deren Umgegend.

In vorzüglichsterHochachtung ergebenst
gez.: Guilleaume.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Meine Herren! Diefe Angelegenheit ist von dem Provinzial-
Verwaltungsrath behandelt und abschläglich befchieden worden. Ich weiß nicht, ob Sie die Gründe
von mir hören wollen. Ich kann sie Ihnen fönst mittheilen. Der Herr Abgeordnete Marcus
hat das Wort.
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AbgeordneterMarcus: Ich möchte bitten, bah der Provinzial-Ausschußdie Sache noch
einmal prüfen möge.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Meine Herren! Der Provinzial-Verwaltungsrath hat die
Sache abschläglich beschieden,weil er es für viel zu gefährlichhielt, durch Godesberg die Bahn
mit so außerordentlichstarken Kurven in die schmale Straße legen zu lassen und weil außerdem
die Ansicht bestand, daß die landespolizeilicheGenehmigung nicht ertheilt werden würde. — Der
Herr AbgeordneteCourth hat das Wort.

Abgeordneter Courth: Meine Herren! Der Provinzial-Verwaltungsrath hat zu der
Sache eine entschiedene Stellung genommen und ich würde vorschlagen,daß die Petition im Hause
verhandelt und dann einer Commission aä Koo überwiesen wird. Die Sache ist von großer
Wichtigkeit für jene Gegend.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr Abgeordnete Dietze hat das Wort zur Geschäfts¬
ordnung.

AbgeordneterDietze: Meine Herren! Ich glaube nicht, daß sich das nicht empfehlen
würde, nach dem die Sache mit einer großen Gründlichkeit nach allen Seiten hin durchgesprochenund be¬
handelt worden ist. Es kommen dabei sehr viele Personalsragen in Betracht, und ich glaube nicht, daß
es geht, daß wir die Sache in einer öffentlichen Sitzung zur Sprache bringen. Ich würde nichts
dagegen haben, wenn die Sache noch einmal von dem Provinzial-Ausschuß behandelt und dem
nächsten Provinzial-Landtage wieder vorgelegt wird.

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteCourth Hai das Wort.
Abgeordneter Courth: Nach den Aeußerungen, die ich soeben gehört habe, ist wenig

Aussicht vorhanden, daß der Provinzial-Verwaltungsrath zu einer anderen Ansicht kommt, und
wenn der Provinzial-Ausschuß die höhere Instanz ist, dann ist es nicht angemessen,wenn die
Sache diskutirt wird.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Ich möchte selbst zur Geschäftsordnung eine Bemerkung
machen. Ich möchte Sie bitten, den Antrag des Herrn Marcus zur Geschäftsordnung anzuneh¬
men. Ich bin mir zwar bewußt, daß der Provinzial-Verwaltungsrath die Sache eingehend und
gründlich geprüft hat, aber dennoch möchte ich Ihnen den Antrag empfehlen. — Der Herr
AbgeordneteKunz hat das Wort zur Geschäftsordnung.

Abgeordneter Kunz: Ich möchte die Herren Redner darauf aufmerksam machen, daß
dieselben hier absolut uicht zu verstehensind. Ich möchte deshalb die Herren bitten, eine andere
Stellung einzunehmen.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Es ist allerdings vorgesehen,daß für vorgearbeiteteReden
die Rednertribüne einzunehmen ist, aber es ist sehr schwer, bei jeder Bemerkung zur Geschäfts¬
ordnung die Rednertribüne zu besteigen.

Ich stelle nunmehr den Antrag des Herrn Marcus zur Abstimmungund bitte diejenigen
Herren, welche gegen denselbensind, aufzusteheu, (Pause).

Ich constatire, daß kein Widersprucherfolgt, es geht somit die Sache an den Provinzial-
Ausschuß zurück. Sodann ist mir von dem Herrn Landtags-Commissarius ein Schreiben zuge¬
gangen, welches lautet:

Düsseldorf, den 19. Juni 1888.

Ew. Durchlauchtbeehre ich mich hiernebendie Schreibender nachgenanntenAbgeordneten:
1. des Herrn Freiherrnvon Geyr-Schweppenburgzu Müddersheim,Regierungsbezirk Aachen,
2. Otto Andiene zu Mülheim am Rhein, RegierungsbezirkKöln,
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3. des Herrn Landraths Koppen zu Waldbroel, RegierungsbezirkKöln,
4. „ „ Geheimen CommerzienrathsKrupp zu Essen, RegierungsbezirkDüsseldorf,
5. „ „ CommerzienrathsQuack zu M.-Gladbach, RegierungsbezirkDüsseldorf,
6. „ „ Horten zu Kempen, RegierungsbezirkDüsseldorf,
7. „ „ GeheimenCommerzienrathsHanicl zu Nuhrort, RegierungsbezirkDüsseldorf,
8. „ „ CommerzienrathsWeuermann zu Soliugen, Regierungsbezirk Düsseldorf,
9. „ „ H. Öfter zu Aachen,

19. „ „ Freiherr von Scheibler zu Aachen,
betreffenddie Theilnahme derselben an den Verhandlungen des RheinischenProuinzial-Landtags,
znr gefälligenKenntnißnahme und eventuellenweiterenVeranlassung ganz ergebenstzu übersenden.

WünschenSie, daß ich die einzelnenSchreiben mittheile? (Nein!) Dann gehen die¬
selben llä aow! Sodann geht mir noch ein Schreiben des Herrn Landtags-Commissariusfolgenden
Inhalts zu:

Düsseldorf, den 21. Juni 1888.

Ew. Durchlaucht beehre ich mich ganz ergebenst mitzutheilen, daß die Allerhöchste Ge¬
nehmigung für das Provinzial-Statut I zwar erbeten, aber noch nicht eingegangenist, daß indessen
seitens des Königlichen Ministeriums des Innern die Wahl des Provinzial-Ausfchussesvorbehalt¬
lich der Genehmigung des Statuts anheimgestelltwird.

Der Königliche Landtags-Commissarius,Oberpräsident der Nheinvrovinz:
von Vardcleben.

Das Schreiben ist an den Vorsitzenden des Landtages gerichtet.
Meine Herrren! Nachdemdas Ministerium des Iunern die Immcdiat-Eingabe an Se.

Majestät den Kaiser gerichtet und die Allerhöchste Unterschrift erbeten, aber noch nicht vollzogen
zurückerhaltenhat, wird uns anheim gestellt, die Wahl vorzunehmen. Ich glaube, daß wir in
der Lage sind, die Wahl morgen Vormittag vornehmen zu können, oder wollen Sie es noch
früher? (Zurufe: Nein!)

Ich würde dieselbe dann auf die morgige Tagesordnung fetzen.
Wir treten nunmehr in Punkt 2 der Tagesordnung ein: Wahl des Landes-Direktors.—

Der Herr AbgeordneteFriedcrichs hat das Wort.
Abgeordneter Friederichs: Ich möchte mir die Frage erlauben, ob vielleicht eine

Generaldebatte über diefe Angelegenheiteröffnet wird?
VorsitzenderFürst zu Wied: Nein!
Abgeordneter Fried erichs: Dann gestatte ich mir, im Namen mehrerer Freunde

folgendenAntrag zu stellen:
„Der hohe Provinzial-Landtag wolle beschließen:

den bisherigen Landes - Direktor Herrn Wilhelm Klein auf eine Zeitdauer von
12 Jahren wieder zu wählen und die Modalitäten diefer Wahl wie folgt festznfetzcn:

1. die neue Amtsperiode beginnt mit dem Tage der nach Allerhöchster Bestätigung dieser
Wahl erfolgenden Verpflichtung für die neue Amtsperiode (F. 89 der Provinzial-
Ordnung vom 1. Juni 1889).

2. Der Landes-Direktor erhält außer freier Dienstwohnung, welche bei der Pensionirung
mit dem bei der ersten Wahl festgesetzten Betrage von 4800 M. in Berechnung
kommen soll,
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»,) ein jährliches Gehalt von 12 000 M, und
K) eine pensionsberechtigte Zulage von 4000 M.

3. Für die Pcnsionsverhältnisse des Landes-Direktors kommen die Bestimmungen des
Pensions-Neglementsfür die provinzialständischenBeamten in der Rheinprovinz von:
24. November 1881 _, .-----------------------------zur Anwendung.
1«. Dezember 1882

gez.: Carl Friederichs und Genossen (5)."
VorsitzenderFürst zu Wied: Ich stelle den Antrag zur Diskussiou. — Der Herr

AbgeordneteAdams hat das Wort.
Abgeordneter Adams: Meine Heerrn! Ich unterstütze den Antrag des Herrn Commerzien-

raths Friederichs. Ueber die Befähigung, Tüchtigkeitund den Fleiß des bisherigen Herrn Landes-
Direktors ist unter uns allen, so viel ich weiß, nicht der mindeste Zweifel. Die Art und Weise,
wie er sein Wirken in dem Berichte bei Gelegenheitder Vorberathung des Etats dargelegt hat,
ist mit allgemeinen,Beifall begrüßt worden, und ich glaube daher, über die Person des zu
Wählenden kein weiteres Wort mehr verlieren zu sollen. Was nun die Amtsdauer betrifft, fo
war dieselbe früher nur auf 6 Jahre festgesetzt,und zwar aus dem Grunde, weil damals die neue
Prouinzial-Ordnung in Aussicht stand, und man den neuen Landtag nicht mit etwas belasten wollte,
womit er sich vielleichtnicht einverstandenerklären würde, sonst würde man schon damals zu der
weiteren Zeit von 12 Jahren gegriffen haben, weil ein Amt, wie das des Landes-Direktors, das
ein höchst wichtiges ist, ein möglichst selbstständiges sein muß. Zur Führung einer tüchtigen uud
geordneten Vcrwaltnng ist es unbedingt nothwendig, daß Derjenige, welcher dieselbe führen soll,
hier nicht fortwährend vor der Frage steht, ob er nach ewigen Jahren wiedergewählt wird.
Mau hätte aus diesen Gründen schon bei der ersten Wahl gerne den Herrn Landes-Direktor
Klein, der sich bereits bewährt hatte, hauptsächlichauch bei der Frage der Irrenhäuser, welche
vor seinem Eingreifen ein wnnder Punkt der Provinz war, auf längere Zeit angestellt. Man
hat ihn lediglich deshalb nur auf 6 Jahre angestellt, damit der neue Provinzial-Landtag, der
schon in Aussicht war, in der Lage wäre, sich einen ihm selbst geeignet erscheinenden Landes-
Direltor zu geben. Meines Erachtens hat Herr Landes-Direktor Klein seine Prüfungsjahre vor¬
züglich bestandenund es liegt kein Grund vor, ihn nicht wieder zu wählen und ihm nicht diejenige
Amtsdauer zu geben, die ja bei allen größeren Verwaltungen gegeben wird. Die Städte haben
ja doch für ihre Bürgermeister eine Amtsdauer von 12 Jahren. Deshalb finde ich den Antrag,
den Herrn Landes-Direktor auf 12 Jahre zu wählen, durchaus gerechtfertigtund ich glaube, daß
auch die ganze Verfammlung damit einverstandensein wird.

Was nun das Gehalt betrifft, wie es in dem Antrage vorgeschlagenwird, so ist dies
dasselbe, bezüglich der Höhe, wie es bisher gewesen ist. Er hat 12 000 M. Gehalt und 4000 M.
persönliche Zulage. Diese persönlichen Zulagen waren aber bisher nicht pensionsberechtigt,und
die einzige Aenderung, die Ihuen vorgeschlagenwird, ist die, daß diese 4000 M. jetzt auch
pensionsberechtigtgemachtwerden sollen. Wenn ich mir sage, daß schon vor längerer Zeit ihm
diese persönliche Zulage gegeben worden ist, dann wird man bei Gelegenheit der Wiederwahl
gewiß diese Zulage ebenfogut pensionsberechtigt machen, als das andere Gehalt.

Herr Landes-Direktor Klein steht in der Mitte der besten Jahre; wenn er jetzt noch
12 Jahre gearbeitet hat, ist sein Alter wesentlichvorgerückter, und ich glaube, wenn man die
besten Lebensjahre aus dein Alter eines Mannes herausnimmt und ihn während derselben an
uns bindet, dann ist es gerechtfertigt,daß man diese persönliche Zulage, wenn man dieselbe auch
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nicht erhöht, doch als pensionsberechtigterklärt. Deshalb stimme ich in allen Theilen dem
Antrag des Herrn AbgeordnetenFriederichs zu und bitte Sie, denselbenanzunehmen und Herrn
Klein in Anerkennungseiner bisherigen Thätigkeit wiederzuwählen.(Lebhafter, allseitiger Beifall.)

Vorsitzender Fürst zu Wied: Es erfolgt gegen den Vorschlag der Akklamationswahl
kein Widerspruch. (Pause.) Ich constatire das.

Dann bitte ich Sie, als Zeichen der Abstimmungper Akklamation,sich von Ihren Sitzen
zu erheben. (Die ganze Versammlung erhebt sich,)

Ich constatire, daß Einstimmigkeitvorhanden ist, und erkläre nunmehr den bisherigen
Herrn Landes-DirektorKlein als per Akklamationunter den in dem vorliegendenAntrage gegebenen
Modalitäten als gewählt. Ich brauche wohl den Antrag nicht noch einmal zu verlesen. (Nein.)

Meine Herren! Bevor der Herr Landes-Direktor eingetreten, gehen wir zu der Behand¬
lung des Folgenden über.

Ich wollte nun noch eine geschäftsordnungsmäßigeFrage an Sie richten. Es handelt
sich darum, und zwar im Anschlüsse an das, was von verschiedenen Herren gesagt ist, wie wir
es mit den weiteren Eingängen halten wollen. Wir wissen nicht, wie lange wir noch tagen
werden und können. Wir haben in früheren Landtagen aber immer zu Anfang des Landtages
beschlossen, eine Präklnsivfrist festzusetzen, innerhalb welcher Anträge und Petitionen überhaupt
angenommenwürden. Ich möchte nun das hohe Haus fragen, ob eine Präklusivfrist festgestellt
werden soll? — Der Herr AbgeordneteSchmitz hat das Wort.

AbgeordneterSchmitz: Ich möchte im Namen der anwesendenLcmdwirthe den Wunsch
aussprechen,daß wir so bald als möglich nach Hause kommen. (Heiterkeit.)

Ja, meine Herren, die Heuernte steht vor der Thür und wir haben sonst noch wichtige
Geschäfte. (Erneute Heiterkeit.)

Vorsitzender Fürst zu Wied: Ja, meine Herren, ich habe auch dringende Geschäfte.—
Ich muß auch mein Heu ernten! (Heiterkeit.) Meine Herren! Gestatten Sie mir noch, hinzu¬
zufügen, daß wir wohl höchstens bis nächsten Dienstag sitzen können. (Zuruf: Samstag.)

Ja, meine Herren, dann möchte ich den Vorschlag machen, daß alle jetzt noch eingehenden
Petitionen und Anträge, die an den Landtag gerichtetsind, einfach an den Provinzial-Ausfchuß
übergeben und von diesem in der nächstenSession vorgelegt werden. Sind Sie damit einver¬
standen? (Zustimmung.)

Ich constatire Einstimmigkeit. (Inzwischen ist Herr Landes-Direktor Klein eingetreten.)
Meine Herren! Ich erlaube mir nunmehr dem Herrn Landes-DirektorKlein mitzutheilen,

daß der Provinzial-Landtag ihn einstimmig per Akklamation auf 12 Jahre wiedergewählt hat.
(Reicht ihm die Hand.) Ich begrüße Sie im Namen des Landtags als unseren Landes-Direktor!
Wir wissen, in welcher vorzüglichenWeise er die Angelegenheitenunserer Provinz behandelt und
vertritt, und sehen deshalb auch mit den, größten Vertrauen in die Zukunft. — Herr Landes-
Direktor Klein hat das Wort.

Landes-Direktor Klein: Meine hochzuverehrenden Herren! Ich nehme diese Wahl mit
dem Ausdruckmeines tiefempfundenenDankes an. Diese Wahl ist um so ehrenvoller für mich,
als dieselbe, wie ich eben höre, einstimmig per Akklamationerfolgt ist. Ich glaube, meine Herren,
in diesem Beweise eines hohen Vertrauens Ihrerseits die Billigung derjenigen Grundsätze zu
finden, nach denen ich wenigstens aufrichtigbestrebt gewesen bin, die Verwaltung zu führen. (Bravo!)

Diese Grundsätze waren: Unbedingte Fernhaltung aller Parteibestrebungen von dem
Gebiete der Provinzial-Verwaltung, als einem neutralen Gebiete, auf welchemsämmtlicheVer-
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treter der Provinz ohne Rücksichtauf ihre politische oder religiöse Richtung zu gemeinsamer
Arbeit berufen sind. (Bravo!)

Sie bestehenferner in der Beobachtung strengster Sparsamkeit unter Aufrechthaltung
der Ordnung unferer Finanzen, drittens in dem harmonischenZusammenwirken des Landes-
Direktors und der ihm zugeordneten oberen Beamten, mit den Vertretern der Provinz und mit
den Männern Ihres Vertrauens im Prouinzial-Ausschusse. Diese Grundsätze werde ich auch in
der neuen Amtsperiode hochhalten und ich werde mich, indem ich ihnen nachzukommen suche,
bestreben, des mir durch die einstimmigeWahl entgegengebrachten Vertrauens mich würdig zu
erzeigen/ Ich bitte Sie, dieses Gelöbnitzals Ausdruck meines Dankes entgegennehmenzu wollen.
(Lebhaftes Bravo!)

VorsitzenderFürst zu Wied: Wir kommen nunmehr zu Punkt 3 der Tagesordnung:
Abgabe eines Gutachtens, betreffend die gesetzliche Verpflichtung der Gemeinden,
für eine genügende Anzahl von Zuchtstieren eventuell zu sorgen. Ich bitte den
Schriftführer, das Schreiben des Zerrn Oberpräsidentenzu verlesen.

Schriftführer (liest):
, Coblenz, den 11. Juni 1888.

Von den Bezirks- und Lokalbehörden der Provinz und nicht minder von dem Präsidium
des landwirthschaftlichenVereins für Rheinpreußen ist seit Jahren über die Schwierigkeiten,welche
die Bestrebungenzur Hebung der Rinduiehzucht in der Rheinprovinz gefunden haben bezw. noch
finden Klage geführt worden. Obwohl durch mündliche und schriftliche Belehrungen Seitens der
landwirthschaftlichenVereine sowie durch Prämiirung guter ZuchtresultatebeachtenswertheErfolge
hier und da erzielt worden sind, bieten die thatsächlichen Verhältnissenamentlich in dem südlichen
Theile der Provinz doch sortgesetztdas Bild unerfreulicher Zustände, denen mit aller Energie
entgegengetretenwerden muß. „,, ^ , , ^

Als das wesentlichste Hinderniß für eine günstige Entwickelungder Rmdmehzucht wird
allerseits das Mßverhältniß zwischender Zahl der zur Zucht verwendetenKühe und derjenigen
der Zuchtstiereangesehen. Zur Hebung dieses Uebelstandes war zunächst mit der Bildung von
Stierhaltungs-Genossenschaftenunter Zusicherungvon Staatsunterstützungen in Form von zinsfreien
Darlehen vorgegangen, und hat die Königliche Staatsregierung, um auch den Gemeinden die
Möglichkeitzu bieten durch Verwendung von Gemeindemittelnden Mangel der erforderlichenZahl
von Nuchtstieren zu beseitigen,durch Gesetz vom 17. März 1882 die Aufhebung der bezüglichen
Bestimmungen in dem Gesetz vom 11. INmaire VII, welche die Uebernahme der Kosten der
Stierhaltunq auf die Gemeindekassen verboten, herbeigeführt. Allein die Erwartungen, welche an
die Aufhebung des französischen Gesetzes nnd an die Beförderung der freiwilligen Bildung von
Genossenschaften geknüpft wurden, haben sich, wie die «uf zahlenmäßigeNachwerfe gegründeten
Beobachtungenergeben, leider als unzutreffenderwiesen; die Verhaltnisseliegen heute mcht erheblich
besser als vor Erlaß des Gesetzes vom 17. März 1882. In den ca. 3350 Gemeinden der Provinz
sind bisher nur 233 genossenschaftlicheund Gemeinde-Stierhaltungen gebildet worden.

Durch mein Schreiben vom 31. August 1881 habe ich Ew. Hochwohlgeboren zum Zwecke
der Herbeiführung einer Begutachtung der Vorlage für das letztgenannteGesetz durch den 27.
Provinzial-Landtag eine umfassende Darstellung des nach den damals erfolgten Erhebungen
bestehendenungünstigen Verhältnissesder Zahl der Stiere zu der Provinz
gegebenund nehme auf die damaligen Mittheilungen Bezug. Um emen Ueberblick über die heutigen
Verhältnisse zu gewinnen, habe ich eine nochmaligeZusammenstellungder Zahl der vorhandenen
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Whe und tragbaren Rinder, sowie der angekörtenStiere durch die Negierungen der Provinz
anfertigen lassen und füge dieselbe in der Anlage bei,

Aus den Gesammtzahlenfür die Regierungsbezirke und die Kreife werden Schlußfolgerungen
über die Sachlage nicht gezogen werden dürfen, vielmehr erscheint es geboten, das Augenmerk auf
die Zustände in den einzelnenGemeinden, namentlichin den ärmeren Gebirgsgegendenzu richten,
Behufs richtiger Beurtheilung der Zahlenangaben wird ferner zu berücksichtigen fein, daß die
Viehbesitzer häufig ihre Kühe von den in den Nachbargemeindenaufgestellten Stieren decken lassen,
ebenso daß viele Viehbesitzer, namentlich am Niederrhein, die Milchwirthschaft in der Weise
betreiben, daß trächtige Kühe von außerhalb gekauft, abgemolken, fett gemacht und als Schlachtvieh
verkauft werden. Endlich darf nicht außer Acht gelassen werden, daß eine große Zahl von Grund¬
besitzern Stiere zur Deckung nur des eigenen Viehes halten und nicht ankören lassen.

Gleichwohl dürfte aus den vorliegenden Nachweisungcnzur Genüge hervorgehen, wie
ungewöhnlichgroß die Zahl der Gemeinden mit unzureichendem Zuchtmaterial ist. In denjenigen
Gemeinden, wo wegen Zerstückelung des Grundbesitzes und der Armuth der Bewohnerdie Selbsthülfe
am schwieligsten ist, bewegt sich in der Regel die Zahl der auf einen Stier kommenden Kühe
zwischen 100 und 200, übersteigt hier und da die letztere Zahl und geht bis zu 300. Im
RegierungsbezirkTrier, dessen Verhältnisse am meisten der Abhülfe bedürftig zu feiu scheinen,
haben von 1116 Gemeinden nur 5? die Stierhaltung zur Gcmeindesachegemacht und in 266
Gemeinden sind überhaupt keine angekörtenStiere vorhanden.

Mit Hülfe von zinsfreien Staatsdarlehen sind, wie bereits oben erwähnt worden ist,
233 genossenschaftliche oder Gemeinde-Stierhaltungen innerhalb der Provinz ins Leben gerufen
worden. Davon sind 221 mit 383 Stieren zur Zeit im Betriebe. Bei 49 Stationen betragt
die Zahl der auf einen Stier fallenden Kühe zwischen 100 und 150, von denen 20°/» befruchtet
worden sind. Bei 7 Stationen beträgt die Zahl der Kühe auf 1 Stier über 150, im Durch¬
schnitt 173 mit 34°/» unbefruchtetenThieren. Bei 3 Stationen endlich stellt sich das Verhältniß
wie 266:1 mit ungefähr 50°/» Unfruchtbarkeit. Die übrigen Stationen zeigen ein normales
Verhältniß.

Der hohe Prozentsatz der nicht befruchtetenThiere beim Ueberfchreitender Normalzahl
80—90 fällt in die Augen. Wird die letztere innegehalten, dann befinden sich nach allgemeinen
Erfahrungen unter 100 gedeckten Thieren höchstens 8—10, die nicht conciviren. Bei einem
kräftigen und gut gefütterten Stiere dürfte sich diese Zahl noch wesentlich ermäßigen. Hält man
jedoch, um nicht fehl zu gehen, die Zahl 10 fest, und nimmt in den RegierungsbezirkenCoblenz,
Trier, Aachen und Köln, welche hier hauptsächlichin Betracht kommen, für jeden deckfähigen
Stier nicht mehr als 130 Mutterthiere an, fo ergiebt sich folgende Rechnung:

Von 80 bis 90 auf einen Stier entfallenden Kühen bleiben 10 Stück, von 130 dagegen
20, als 26 Stück unbefruchtet. Der Mangel an deckfähigen Stieren bewirkt also zunächst, daß
von je 130 Kühen 16 Stück, d. h. 13"/» leer ausgehen. Der Bestand an Kühen beträgt in den
vorgenannten 4 Regierungsbezirkennach der Viehzählung vom 10. Januar 1883 — 440 768 Stück,
davon 13°/» unbefruchtet— 5? 300 Stück. Eine Durchschnittskuhin diesen Bezirken liefert im
Jahre durchfchnittlich

1500 1 Milch ä 10 Pf ...... 150 M.
dazu 1 Kalb ......... 15 „
im Ganzen ......... 165 M.

Der direkte Verlust an 57 300 Kühen beträgt demnach rund 9 500 000 M.
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Dazu tritt der indirekte Verlust, welcher dadurch entsteht, daß die Nachzucht eines über
Gebühr in AnspruchgenommenenStiers sowohl für die Zucht als für die Milchpruduktionund
Arbeitsleistung weit weniger Werth besitzt, als ein unter normalen Bedingungen erzeugtes Thier.

Daß die große Menge der unbefruchtetgebliebenen, leinen Ertrag an Milch gebenden,
weiblichen Thiere demnächst mit Verlust verkauft werden muß, an welchen Zwang sich später alle
wirthschaftlichenund moralischenSchaden des Viehhandels und Wuchers anschließen,bedarf für
denjenigen,welcher mit den landwirthfchaftlichcn Verhältnissennur einigermaßenvertraut ist, keiner
weiteren Ausführung.

Unter solchen Umständenläßt sich das Bedürfniß weitererMaßnahmen wohl kaum länger
in Abrede stellen. Nachdemdie Versuche, die Abhülfe auf freiwilligemWege herbeizuführen,als
gescheitert angesehenwerden müssen, tritt der Gedankein den Vordergrund, im Wege des gesetz¬
lichen Zwanges die Gemeinden zur Fürsorge für die nothwendige Zahl von Zuchtstierenanzuhalten.
Dieser Ausweg scheint allerdings der einzig mögliche zu sein, wenn auf einen durchgreifenden
Erfolg gerechnet werden foll.

Der Gedanke dürfte um so weniger Bedenken haben, als die süddeutschen Staaten in
dieser Beziehung bereits vorgegangen sind und dem Vernehmen nach äußerst befriedigendeEr¬
fahrungen .auf dem eingeschlagenen Wege gemacht haben.

Die für das GroßherzogthumHessen, das GroßherzogthumBaden und das Königreich
Württemberg erlassenengesetzlichenBestimmungensind den Anlagen beigefügt.

Die Herren Minister für Landwirthschaft:c. und des Innern haben auf den von mir
gehaltenenVortrag sich nicht abgeneigterklärt, eine Gesetzvorlage zur Sicherung einer genügenden
Stierhaltung zu befürworten, doch erschien es angemessen, zunächst eine Aeußerung des Provinziab
Landtags der Nheinvrovinz einzuziehen und zwar unter Vorlegung der Frage:

ob es nach dem Vorbilde der süddeutschen Staaten angezeigt sein würde, den Ge¬
meinden der Provinz die Verpflichtung aufzuerlegen, für eine genügendeAnzahl von
Stieren überall da zu sorgen, wo eine allen Interessen zugänglicheMinimalzahl —
z. B. ein Stier auf 90 deckbare weibliche Thiere — durch die Privat- und Genossen-
schafts-Sticrhaltung nicht erreicht wird."

Ew. Hochwohlgeborenersuche ich ergebenst, eine Beschlußfassungdes am 17. d. M.
zusammentretendenProvinzial-Landtages über die eben gestellte Frage herbeiführen zn wollen.

Der Oberpräsidentder Nheinvrovinz, gez.: von Bardeleben.
An

den Landes-Direktor der Rheinprovinz, Herrn Geh. Negierungsrath Klein
Hochwohlgeboren

zu Düsseldorf.
Vorsitzender Fürst zu Wied: Meine Herren! Ich eröffne über dieses Schreiben des

Herrn Oberpräsidenten, in welchem eine gutachtliche Aeußerung des Provinzial-Landtages über
diese Angelegenheitvor Emanation eines Gesetzes, das in Aussichtgenommenist, verlangt wird,
die General-Diskussion.— Der Herr AbgeordneteFreiherr von Genr-Schweppenburghat das Wort.

Abgeordneter Freiherr von Genr-Schweppenburg: Ich glaube, daß es wohl kaum
möglich seiu wird, hier in der Plenar-Versammlung über diese Sache im Detail zu verhandeln.
Ich möchte bitten, diese Sache dem Ausschuhzur vorherigen Bearbeitung zu übergeben.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Ich wiederhole, was Herr Abgeordneter Freiherr von
Geyr gesagt hat, da es nicht überall gehört ist. Er schlägt vor, daß wir die Angelegenheitdem
Provinzial-Ausschußüberweisenund zwar für die nächste Session des Provinzial-Landtages.
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Ja, meine Herren, ich wäre sehr gern damit einverstanden, aber es geht nicht. Der
jetzt hier zusammengetreteneProvinzial-Landtag ist aufgefordert worden, sich über diese Frage zu
äuhern. Der Minister des Innern will ein Gesetz vorbereiten, und ehe er das thut, will er die
Ansicht des RheinischenProvinzial-Landtags hören. Der Wortlaut des Gesetzes liegt nicht vor,
sondern es ist nur allgemein im Schreiben ausgeführt, ob nicht ein Gesetz emanirt werden solle,
das die Gemeinden zwingt zur richtigen Stierhaltung. In einer wichtigen gesetzlichenMaterie
sollen wir uns vorbereitend, als Direktive für den Gesetzgeber, über die Grundsätzeäußern, nach
welchen wir das Gesetz abgefaßt zu fehen wünschen. Ich meine, diese Grundsätzemüßten erst im
Plenum distutirt werden. Ich kann nicht einsehen, was es helfen soll, die Sache jetzt gleich an
eine Commission zu verweisen, an den Provinzial-Ausschuh es zu verweisen, scheint mir aber
unmöglich. Verzeihen Sie, daß ich so lange zur Geschäftsordnung gesprochen. — Der Herr
AbgeordneteDietze hat das Wort zur Geschäftsordnung.

AbgeordneterDietze: Ich glaube, bei der zarten und delikaten Natur der Sache und
bei der geringen Sachkenntniß und dem geringen Sachverständnih vieler Mitglieder in dieser
Frage empfiehlt es sich, die Angelegenheit in eine Commissionzu bringen, welche uns morgen
schon darüber berichtet. Es ist dann für die Commission eine sehr einfache Sache, ein Referat
zu erstatten, (Herr Destrse ruft: Wir können hier nichts verstehen).

Vorsitzender Fürst zu Wied: Es ist von Herrn Dietze der Antrag gestellt worden,
diese Angelegenheitals zarte Materie zunächst in die Commissionzu weisen, welche morgen schon
Anträge stellen soll. — Der Herr Abgeordnete von Grand-Nn hat das Wort zur Geschäfts¬
ordnung.

Abgeordnetervon Grand-Ry: Der Vorschlag, die Angelegenheit an eine Commission
zu verweisen,damit dann diese Commissionschon morgen darüber berichte, scheint mir doch sehr
bedenklich, namentlich dann, wenn gewünscht wird, daß die Materie gründlich untersucht werde.
Ich bin, wenn ich mir das Wort zur Begründung gestatten darf, der Ansicht,daß es sich bei
der Entscheidung nicht um eine prinzipielle,sondern um eine sehr praktischeFrage handelt (Vmvo!),
die in den einzelnenFällen und Gegenden verschiedenartigbeantwortet werden kann. Ueber diese
Frage jetzt schon unter Berücksichtigung aller Modalitäten zu entscheiden,selbst wenn die Sache
in eine Commissiongeht, sind wir kaum im Stande. Ich möchte glauben, daß die Angelegenheit
doch nicht so absolut dringend ist, und darum möchte ich bitten, die Beschlußfassung über dieselbe
zu vertagen.

Ich beantrage also die Vertagung.
VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr Abgeordnete Destree hat das Wort zur

Geschäftsordnung.
AbgeordneterDestree: Ich wollte mir erlauben, den Antrag zu stellen, eine Commission

zn wählen, wie dies vorhin von verschiedenen Herren vorgeschlagen ist.
VorsitzenderFürst zu Wied: Derselbe liegt bereits vor. — Der Herr Abgeordnete

Ianßen hat das Wort zur Geschäftsordnung.
AbgeordneterIanßen: Meine Herren! Ich möchte das nochmals betonen, was der Herr

Vorsitzendebereits hervorgehoben hat Daß wir uns nämlich in einer gewissen Zwangslage
befinden. Der Wunfch, die Sache in dieser Session erledigt zu sehen, ist nicht allein auf Seiten
des Ministeriums vorhanden, sondern wird auch von den Landwirthen gehegt. Ich glaube, wir
können dieselbe heute in der Generaldiskussion behandeln und sie dann in der übermorgigen
Sitzung im Wege der Spezialdiskussionerledigen. Es sind so viele sachverständige Herren unter
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uns, daß wir bei der sofortigen Behandlung der Sache im Plenum alle Gewähr haben, daß
sowohl die prinzipiellen Seiten der angeregten Frage, wie auch die von Herrn von Grand-Rn
angedeutetenPunkte hier die eingehendste Erörterung finden werden. Die Sache darf keinenfalls
lange aufgehalten werden.

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr Abgeordnete Pflug hat das Wort zur Geschäfts¬
ordnung.

AbgeordneterPflug: Meine Herren! Ich möchte Sie darauf aufmerksam machen, daß
die Berufung einer Commissionwohl keine allzugroßenErfolge verspricht, indem uns das Material,
wie es die süddeutschenStaaten, namentlich in Vaiern, Württemberg und Baden in dieser
Beziehung halten — sie haben ja große Erfolge erzielt — fehlt. Ohne dicfes Material sind
wir nicht in der Lage, die Materie ganz gründlich zu bearbeiten.

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr Abgeordnete Becker hat das Wort zur Geschäfts¬
ordnung.

AbgeordneterBecker: Meine verehrten Herren! Ich möchte Ihnen anheim geben, dem
Vorschlagedes Herrn AbgeordnetenDietze Folge zu geben und eine Commissioneinzusetzen, damit
wir der KöniglichenStaatsregierung gegenüber unsere vollständigeVereitwilligkeitzeigen, um in
dieser Sache ihren Wünschenzu entsprechen. Die Commissionwird dann zu prüfen haben, ob
sich in dieser kurzen Zeit ein eingehendes, die Sache erschöpfendes Referat hervorbringen läßt.
Kommt dann die Commission, was sehr leicht möglich ist, zu dem Resultat, daß sie sich dazu
außer Stande erklären müsse, so liegt darin für uns das Motiv, die Königliche Staatsregierung
zu bitten, uns für eine eingehende Begutachtung längere Zeit zu gewähren. Ist der Landtag
geschlossen,ohne daß die Sache erledigt ist, so würde uns ein Verschuldennicht treffen.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr Abgeordnete Schwitz hat das Wort zur
Geschäftsordnung.

AbgeordneterSchwitz: Ich halte auch die Bildung einer Commissionfür ganz richtig
und zwar bestehend aus 10 Mitgliedern, für jeden Regierungsbezirk2.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteNautenstrauch hat das Wort zur
Geschäftsordnung.

Abgeordneter Rautenstrauch: Meine Herren! Ich schließe mich dem Antrage des
AbgeordnetenPflug an. Diejenigen Herren, welche vom Niederrhein hier sind, kennendas Be¬
dürfniß diefer Frage nicht, und diejenigen, die sie kennen, haben den Wunsch, daß sie bei uns
in derselbenWeise eingeführt werden foll, wie in den Landgemeinden. Es soll nun im Nothfälle
ein Zwang ausgesprochen werden, und die Arbeit läßt sich hier nicht in der kurzen Zeit, wenig¬
stens nicht in so gründlicher Weise machen, wie das Bedürfniß dazu in unserem Theile der
Provinz in Wirklichkeit vorliegt.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr Abgeordnete Melbeck hat das Wort zur
Geschäftsordnung.

AbgeordneterMelbeck: Soweit ich die Vorlage verstanden habe, sind die Modalitäten,
unter welchen der Zwang in den Gemeinden ausgeübt werden soll, in der Vorlage nicht ent¬
halten. Das würde nach meinem Dafürhalten die Commissionabsolut außer Stand setzen, ein
bestimmtesUrtheil abzugeben. Nichtsdestowenigererkläre ich mich damit einverstanden, daß eine
Commissioneingesetzt werde, um sich davon zu überzeugen, daß sie außer Stande sei, in dieser
hochwichtigen Materie zu einem Abschluß zu kommen.

VorsitzenderFürst zu Wied: Se. ExcellenzHerr Oberpräsident von Bardeleben hat
das Wort.
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Oberpräsident von Vardeleben: Meine Herren! Ich möchte Sie darauf anfmerksam
machen, dah es sich noch gar nicht um ein formulirtes Gesetz handelt, welches Sie zu berathen
haben, sondern einfach um die Beantwortung einer Frage, welche das Ministerium als präjudiziell
für die weitere Behandlung der Sache ansieht. Sie sollen ihr Urtheil abgeben, ob Sie es für
angemessenoder nothwendig erachten, daß den Gemeinden unter gewissenUmstanden die Ver¬
pflichtung auferlegt werden kann, die nöthige Anzahl von Zuchtstieren zu halten. Ueber diese
Frage aber werden Sie anch jetzt schon ein Urtheil abgeben können. Die Frage ist den zahlreich
hier anwesendenLandwirthen ja eine sehr bekannte. Die Sache ist seit sehr langer Zeit auf der
Tagesordnung. Man hat bisher sich bemüht, mit anderen Mitteln, wie z, N. durch die Bildung
von freiwilligen Vereinen zur Anschaffungund Haltung von Stieren, denen man Geldunter¬
stützunggewahrte, die Sache zu fördern. Das hat aber nicht das erwünschteResultat gehabt
und deshalb ist die Königliche Regierung jetzt dazu übergegangen, den Weg einzuschlagen,der
von den süddeutschenNegierungen, Baiern, Württemberg und Baden, mit so großem Erfolge
betreten worden ist, nämlich den Gemeinden die Verpflichtung aufzuerlegen, die nöthige Anzahl
von Zuchtstierenzu halten Daß bei der weiteren Ausführung der AngelegenheitSchwierigkeit«!'
entstehen und daß eine Menge wichtigerFragen dabei zur Erörterung kommt, unterliegt keinem
Zweifel. In dicfer Beziehung ist Ihr jetziges Votum aber kein für Ihre späteren Beschlüsse
präjndizirendes. Sie mögen abwarten, welche Vorlage Ihnen demnächst die Staatsregierung
machenwird. Dann können Sie alle Bedenken, die sich Ihnen ergeben, später specialisirenund
dadurch das Zustandekommeneines brauchbaren Gesetzes herbeiführen, welcheseinem dringenden
Bedürfniß entspricht. Ich bitte Sie also dringend, auf die Sache einzugehen und zwar in der
Weise, daß dieselbe in dieser Session noch zu demjenigen Abschluß kommt, dessen die Negierung
zu bedürfen glaubt, um die weiteren Schritte in dieser Angelegenheitzu thun.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr Abgeordnete von Grand-Ny hat das Wort.
Abgeordneter von Grand-Ny: Ich hatte die Absicht, meinen Antrag zu Gunsten

desjenigen zurückzuziehen, der von Herrn OberbürgermeisterBecker auf Einsetzung einer Eommission
vorgeschlagen ist, in dem Sinne, daß die Commissioneinfach zusammentrete, um sich davon zu
überzeugen, ob jetzt nach Lage der Dinge ein genügendesMaterial vorliege, um ein Gutachten
des Landtages zu extrahiren. Wie ich Se. Excellenz den Herrn Oberpräsidenten zu verstehen
glaube, kommt es jetzt nur darauf an, den Wunschund die Nothwendigkeiteiner Regelung dieser
Frage allgemein auszusprechen. Es würden nach meiner Meinung gar keine Bedenken entstehen,
dies anszusprechen,denn die Nothwendigkeitder Regelung dieser Frage ist in sehr vielen Gemeinden,
namentlichin vielen ärmeren Gemeinden der Eifel eine sehr große, und ein gewisser Nothstand
kann nicht bcstritten werden. Was aber die Modalitäten der Durchführung an einzelnen Fällen
anlangt, so scheidet die Entscheidunghiernach aus und es hat der Landtag nur sich über diese
nicht auszusprechcn,hierdurchschwinden eine Reihe meiner Bedenken.

VorsitzenderFürst zu Wied: Ich möchte fragen, ob Sie mir gestatten, das Conklusum
des Schreibens nochmals zu verlesen? (Zustimmung.) Es heißt hier also:

Die Herren Minister für Landwirthfchaft«. und des Innern haben auf den von mir
gehaltenenVortrag sich nicht abgeneigterklärt, eine Gesetzcsvorlagczur Sicherung einer genügenden
Stierhaltung zu befürworten, doch erschien es angemessen, zunächst eine Aeußerung des Provinzial-
Landtags der Nheinprovinz einzuziehen und zwar unter Vorlegung der Frage,

ob es nach dem Vorbilde der süddeutschenStaaten angezeigt sein würde, den
Gemeinden der Provinz die Verpflichtung aufzuerlegen, für eine genügende Anzahl
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von Stieren überall da zu sorgen, wo eine allen Interessenten zugänglicheMinimal-
zahl — z. B. ein Stier auf 90 deckbare weibliche Thiere — durch die Privat- und
Genossenschafts-Stierhaltungnicht erreichtwird.

Also, meine Herren, wir sollen uns nur über das Prinzip, nicht aber über die Modali¬
täten aussprechen. Wie Se. Excellenz der Herr Oberpräsident mitgetheilt hat, sollen wir den
Wortlaut des Gesetzes wahrscheinlich später zur Begutachtung vorgelegt bekommen,bevor es dem
Preußischen Landtage vorgelegt wird. — Der Herr Abgeordnete vom Nath hat das Wort zur
Geschäftsordnung.

Abgeordnetervom Rath: In einer 25jährigen Dienstzeit habe ich mich davon über¬
zeugen müssen, wie sehr verschiedendiese Situationen in den verschiedenen Theilen der Rhein¬
provinz sind. Ich möchte nun den sehr einfachen Antrag einbringen, welcher lautet:

„Man gebe es den einzelnen Kreisen anheim, eine gesetzliche Verpflichtung den
Gemeinden aufzuerlegen, sich zu organisiren, ohne es zu müssen, weil nicht überall
das gleiche Bedürfniß besteht."

Dann ist die ganze Sache sehr einfach.
VorsitzenderFürst zu Wied: Ja, meine Herren, so ganz zur Geschäftsordnung war

der Antrag wohl nicht, aber ich nehme den Antrag gern entgegen,wenn Sie sich dazu entschließen
sollten, daß der Antrag an die Commissiongeht. — Der Herr Abgeordnete Graf von Beissel
hat das Wort znr Geschäftsordnung,

Abgeordneter Graf von Veifsel: Ich möchte die Herren bitten, die ganze Berathung
einfach dahin zu lenken, daß das hohe Haus die Bedürfnißfrage anerkennenmöchte, jedoch unter
der Bedingung, daß das später zu erlassende Gesetz vorher dem hohen Hause zur Prüfung und
Genehmigung vorgelegt wird. Ich glaube, dann kommen wir über die ganze Schwierigkeit
hinaus, die uns sonst vielleicht noch eine Stunde Zeit kosten wird. (Sehr richtig.)

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteBecker hat das Wort.
AbgeordneterBecker: Ich stelle den Antrag, die Geschäftsordnungsdebattezu schließen

und über den Antrag des Herrn Dietze abzustimmen,ob eine Commission eingesetzt werden soll
oder nicht.

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteFreiherr von Loö hat das Wort.
AbgeordneterFreiherr von Loe: Ich verzichte.
Vorsitzender Fürst zu Wied: Se. Excellenz der Herr Oberpräsident von Bardeleben

hat das Wort.
Oberpräsident Dr. von Vardeleben: Ich möchte darauf hinweisen, daß in dem Con-

klusum, das soeben von dem Präsidenten verlesen wurde, ausdrücklichauf das Vorbild der süd¬
deutschenStaaten, Vaiern, Württemberg und Baden, aufmerksam gemacht wurde, wo die Einrichtung
der zwangsweisenStierhaltung besteht. Das darauf bezüglicheMaterial ist von mir dem Landtage
mitgetheilt und ich glaube, daß es zur Kenntniß der Herren gebrachtwerben muß, damit Sie das
Vorbild haben, wie die Sache sich praktischausführen läßt.

Deshalb möchte ich beantragen, das gedachte Material in die Commissiongehen zu lassen
wo dann die Frage geprüft werden würde, wie die Sache am besten anzugreifen wäre.

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteDietze hat das Wort.
AbgeordneterDietze: Mein Antrag geht dahin, das Material an eine Commissionzu

verweisen, welche aus Sachverständigenbesteht, die uns so bald wie möglichBericht zu erstatten
hat. Dem Präsidium bleibt es ja vorbehalten, uns über die Zusammensetzungder Commission
Vorschläge zu machen.
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VorsitzendetFürst zu Wied: Es ist der Antrag gestellt, die Geschäftsordnungsdebatte
zu schließen. (Freiherr von Los: Das geht ja nicht.) — Der Herr Abgeordnete Graf von
Hoensbroech hat das Wort.

AbgeordneterGraf von Hoensbroech: Meine Herren! Ich glaube denn doch, daß es
unrichtig ist, den Schluß der Geschäftsordnungsdebattezu beantragen. Sie kann ja jeden Augenblick
neu eröffnet werden.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteVloem hat das Wort.
Abgeordneter Nloem: Ja, meine Herren, es handelt sich ja gar nicht um eine Debatte

über die Geschäftsordnung, fondern nur um eine Debatte über die geschäftliche Behandlung der
Frage. Wir sind in dieser Beziehung vollständig aufgeklärt und der Antrag des Herrn Ober¬
bürgermeistersBecker entspricht meines Erachtcnsden Wünschen eines großen Theils der Versammlung.
Ich bitte daher, den Antrag zur Abstimmungzu bringen.

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteFreiherr von Loe hat das Wort.
AbgeordneterFreiherr von Loö: Meine Herren! In allen parlamentarischen Körper¬

schaften kennt man einen Antrag auf Schluß der Gefchäftsordnungsdebattenicht. Wenn wir den
Schluß der Geschäftsorduungsdebatteherbeiführen, so kann nach der Geschäftsordnungder Redner
jeden Augenblick wieder das Wort zur Geschäftsordnungergreifen.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr Abgeordnete Graf von Hoensbroech hat das Wort.
AbgeordneterGraf von Hoensbroech: Meine Herren! Ich bin durchaus nicht dagegen,

daß wir überhaupt diefe Geschäftsordnungsdebattefchliehcn, im Gegentheil, ich finde, daß dieselbe
hinreichenderschöpft ist. Ich muß mich aber dagegen erklären, daß durch den Antrag Becker
theoretisch ein Präjudiz festgestellt würde, daß wir die Geschäftsordnungsdebattein der Weife, wie
beantragt, schließen. Wenn wir beschließen, die Geschäftsordnungsdebattezu fchließen, so wäre
jedes Mitglied berechtigt,wiederum das Wort zur Geschäftsordnungzu nehmen. Daß die Sache
erschöpft ist, kann nicht bestritten werden. Nehmen wir aber den Antrag an, so stellen wir ein
ganz bedenkliches Präjudiz auf.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Ich möchte noch bemerken, daß ich ganz auf dem Stand¬
punkte des Herrn AbgeordnetenVloem stehe, nämlich daß es sich nicht um eine Geschäftsordnungs¬
debatte handelt, fondern nur um eine Debatte über die geschäftlicheBehandlungder uns vorliegenden
Materie. Daß wir den Schluß einer Geschäftsordnungsdebattenicht durch einen Vefchluh herbei¬
führen können, damit bin ich vollständig einverstanden, aber eine Debatte über die geschäftliche
Behandlung der Materie kann zum Abschluß gebracht werden. — Der Herr AbgeordneteBecker
hat das Wort.

Abgeordneter Becker: Meine Herren! Nur um das Prinzip zu vertreten, muh ich bei
meiner Ansicht verharren, daß wir über Geschäftsordnungsfragenebensogutden Schluß der Debatte
herbeiführen können, wie über andere Fragen, denn fönst könnte ein Redner, wenn er Neigung dazu
verspürte, uns hier durch Gcschäftsordnungsdebattenvollständig todt machen. Man kann doch
beschließen, daß die Geschäftsordnungsfragegenügend besprochen ist und daß eine weitere Diskussion
nicht beliebt wird. Es schließt das ja natürlich nicht aus, daß bei einer anderen Frage der
Redner wieder zur Geschäftsordnungdas Wort nimmt.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteHeuser hat das Wort.
AbgeordneterHeuser: Meine Herren! Es ist das genau das, was ich sagen wollte.

Wenn man überhaupt eine Debatte fchließen kann, dann kann man auch eine Gefchäftsordnungs¬
debatte schließen.
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Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Zerr AbgeordneteAdams hat das Wort.
AbgeordneterAdams: Meine Herren! Ich glaube, daß sowohl die Ausführungen des

Herrn Präsidenten, wie auch des AbgeordnetenBecker richtig sind. Es handelt sich um eine
geschäftliche Behandlung und über diese Frage kann Schluß beantragt werden. Die Frage liegt
so, soll die Sache jetzt an die Commissionoder an den nächsten Provinzial-Ausschuß verwiesen
werden? und 3., wenn beides nicht beliebt wird, wenn das nicht angenommen wird, sollen wir
die Sache sofort verhandeln? Soll also die Commission oder soll der Provinzial-Ausschuß die
Sache berathen oder sollen wir hier direkt in eine Behandlung der Sache eintreten?

Vorsitzender Fürst zu Wied: Zunächst stelle ich zur Abstimmung den Antrag Becker
auf Schluß der Debatte über die geschäftlicheBehandlung der uns vorliegenden Materie. — Der
Herr Abgeordnetevon Grand-Nu hat das Wort.

Abgeordnetervon Gran d-Ry: Ich möchte fragen, ob sich noch Jemand zum Wort
gemeldethat. Wenn das nicht der Fall ist, dann ist der Schluß von selbst da.

VorsitzenderFürst zu Wied: Es hat sich Niemand mehr zum Wort gemeldet. Wenn
sich noch Jemand zum Wort gemeldet hätte, würde ich es mitgetheilt haben.

Ich bringe jetzt den Antrag zur Abstimmung. Ich bitte diejenigen Herren, welche gegen
den Antrag sind, sich zu erheben. (Es erhebt sich Niemand.)

Danach ist also der Antrag einstimmig angenommen. Dann bringe ich den Antrag
Dietze zur Abstimmung. Haben die Herren gegen die Fragestellung etwas einzuwenden?
(Rufe: Nein.)

Der Antrag lautet:
Der hohe Provinzial-Landtag beschließt die Einsetzungeiner Commissionvon Sach¬

verständigen — deren Mitglieder nach der angenommenen Geschäftsordnung vom
Präsidium vorzuschlagen sind — welche baldmöglichstBericht erstattet, ob und inwie¬
weit über die Materie hier eine Verhandlung geführt werden kann."

Ich bitte diejenigen Herren, die für den Antrag sind, sich zu erheben. (Geschieht.)
Das ist die Majorität, der Antrag ist somit angenommen.
Die Frage ist nun, ob hierüber eine Generaldiskussionim Hause nicht mehr beliebt

wird. — Der Herr Abgeordnete Schwitz hat das Wort,
Abgeordneter Schmitz: Ich hatte den Antrag gestellt, aus jede,« Regierungsbezirk

2 Mitglieder, zusammen also 10 zu wählen, das gehört doch mit zu dem Antrage des Herrn Dietze.
Vorsitzender Fürst zu Wied: Das ist richtig, ich habe das vergessen, weil der Antrag

nicht schriftlich vorlag. Der Antrag, den Herr Schmitz gestellt hat, geht also dahin, daß aus
jedem Regierungsbezirk2 Mitglieder von dem Präsidium vorgeschlagenwerden sollen. — Der
Herr AbgeordneteBecker hat das Wort.

Abgeordneter Becker: Meine Herren! Ich möchte Ihnen anheimgeben, dem Antrage
insofern gerecht zu werden, daß wir die Anzahl der Commissionsmitgliederauf 10 festsetzen und
die Vorschlägedes Präsidiums entgegennehmen,möglichst unter Berücksichtigungder Verthcilung
auf die einzelnen Regierungsbezirke. Damit würden wir dem Antrage gerecht werden. Die
Commifsionkönnte sich dann nach der Sitzung constituiren.

VorsitzenderFürst zu Wied: Sind Sie mit dem Antrage des Herrn Schmitz einver¬
standen? (Zustimmung.) Derselbe ist somit genehmigt.

Es würde alsdann lein weiterer Antrag vorliegen. Ich erlaube mir dann Ihnen mit¬
zutheilen, daß 2 Anträge eingegangen sind, die Sache der Commissionzu überweisen. Wünschen
Sie, daß ich dieselben verlese? (Zurufe: Nein.)

14»
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Sind Sie denn mit dem Antrage einverstanden, die Sache der Commission zu über¬
weisen? (Zustimmung.) Dann würde es geschehen.

Also, meine Herren, bis zum Schluß der Sitzung wird das Präsidium Ihnen Vorschlage
machen über die Bildung der Commissionund wird die beiden Anträge der Commission über¬
weisen. Wir würden nunmehr in der Tagesordnung fortfahren und zunächst Punkt 4 behandeln.
Derselbe lautet: Begrenzung der Wahlperiode des bürgerlichen Mitgliedes der
Ober-Ersatzcommission im Regierungsbezirk Wiesbaden. Ich ersuche den Herrn
Schriftführer, das betreffendeSchriftstückzu verlesen.

Schriftführer (liest):
Cassel, den 8. März 1888.

Ew. Excellenz beehre ich mich unter Bezugnahme auf das gefällige Schreiben vom 29.
v. M. Nr. 2130 ganz ergebenstmitzutheilen, daß seitens des Provinzial-Landtags der Provinz
Hessen-Nassau zum Stellvertreter des bürgerlichenMitgliedes der Ober-Ersatzcommissionim Bezirke
der 41. Infanterie-Brigade für die Zeit vom 1. Januar 188? bis dahin 1890 der Bürger¬
meister a. D. Remy in Vielbach, Kreises Unterwesterwald,gewählt worden ist.

Die Verschiebung der Wahlperiode ist dadurch herbeigeführtworden, daß bei Einführung
der Provinzial-Ordnung für die Provinz Hessen-Nassauauf Veranlassung des Herrn Ministers
des Innern Neuwahlen der bürgerlichenMitglieder und deren Stellvertreter stattgefunden haben.

Mit Rücksichthierauf und da der Bezirk der 41. Infanterie-Brigade 14 Kreise der
Provinz Hessen-Nassau, dagegen nur einen Kreis der Rheinprovinz umfaßt, erfuche ich Ew. Excellenz
ganz ergebenst,das Einverständniß des Rheinischen Provinzial-Landtags dazu gefälligst herbeiführen
zu wollen, daß Herr Walbfchmidt die Funktionen nur für die Jahre 1888 und 1889 ausübt.

Der hiesige Prouinzial-Lcmdtag würde dann das Mitglied und dessen Stellvertreter für
die Jahre 1890, 1891 und 1892 u. f. f,, der NheinifcheProvinzial-Landtag dagegen für die
11., die Jahre 1905, 1906 und 190? (statt 1900, 190? und 1908) umfassende Wahlperiode
den Stellvertreter zu wählen haben.

Der Oberpräsident, gez.: Graf zu Eulenburg.
An

den Königlichen Oberpräsidenten, WirklichenGeheimen Rath
Herrn Dr. von Bardeleben, Excellenz

zu Coblenz.
Coblenz, den 4. Mai 1888.

Abschrift lasse ich Ew. Hochwohlgeborenmit Bezug auf die Mittheilung des Herrn
Landtags-Marfchall vom 18. Februar d. I. L. M. 115, betreffenddie in der Plenarsitzung des
Provinzial-Landtags vom 17. Februar d. I. erfolgte Wahl des bürgerlichen Mitgliedes der Ober-
Ersatzcommission im Bezirke der 41. Infanterie-Brigade unter dem ergebenstenErsuchenzugehen,
die gewünschte Beschlußfassungdes Provinzial-Landtags in dessen nächster Session herbeiführen
und von dem Ergebniß demnächst mir gefälligst Mittheilung machen zu wollen.

Der Oberpräsident der Rheinprovinz: von Bardeleben.
Vorsitzender Fürst zu Wied: Ich eröffne die Diskussion über diesen Gegenstand. (Pause.)
Es meldet sich Niemand mehr zum Wort? (Pause.) Dann müßte ich annehmen, daß

Sie mit den hier vorgeschlagenenJahren, für welche Herr Waldfchmidt die Funktionen eines
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bürgerlichen Mitgliedes der Ober-Ersatzcommission im Regierungsbezirk Wiesbaden ausüben
soll, einverstandensind.

Ich bringe, da sich Niemand mehr zum Worte meldet, (Pause) diesen Antrag über die
Jahre, in welchen dieses geschehen soll, zur Abstimmungund bitte diejenigen Herren, welche dagegen
sind, sich zu erheben, (Pause,)

Ich constatire, daß der Antrag einstimmigangenommenist.
Meine Herren! Sie verzeihen, daß ich Ihnen schon wieder einen neuen Eingang mit¬

theilen muß. Ich muß dieses aber zwischen der Tagesordnung thun, weil dieselbe heute noch in die
Commissiongehen muß. Es ist ein Schreiben des Herrn Oberurcisidenten an mich, welches soeben
in meine Hände gelangt:

Düsseldorf, den 21. Juni 1888.

Ew. Durchlaucht beehre ich mich anliegend Abdruck einer Petition des Vorstandes der
rheinischenLandbürgcrmeistervom 4. d, M, betreffenddie Regelung des Pensionswesens und die
Versorgung der Hinterbliebenen der rheinischen Communalbeamten, zur gefälligen Kenntnihnahme
und event. Unterstützungganz ergcbenst zu übersenden.

Der Oberpräsidentder Nheinvrovinz: von Bardeleben.

Köln, den 4. Juni 1888.

Petition
betreffenddie Regelung des Pensionswesensund die Versorgung der Hinterbliebenen der

rheinischen Communalbeamten.

Hoher Prouinzial-Lllndtag!

Durch die Gesetzgebung der letzten 6 Jahre ist für die Hinterbliebenenverstorbener Neichs-
und Staatsbeamten in einer Weise Fürsorge getroffenworden, daß sie wenigstensvor den größten
Entbehrungen geschützt sind.

Eine ähnliche Fürsorge hat der Rheinische Prouinzial-Landtag durch Reglement vom
11. Dezember 1883 für die Beamten der Provinz getroffen. Die Mehrzahl der größeren
rheinischenStädte ist in gleicher Weise vorgegangen. Mehrere preußische Provinzen mit Selbst¬
verwaltung haben Provinzilll-Institute für die Versorgung der Hinterbliebenen der Communal¬
beamten eingerichtetund aus Mitteln der Provinz entsprechend dotirt.

Für die Nheinvrovinz fehlt eine folche Einrichtung noch gänzlich. Die rheinischen Land¬
bürgermeister sind seit Jahren wiederholt in dieser Richtung bei der Prouinzial-Vertretung vor¬
stellig geworden. Es hat auch seitens des Provinzial-Landtags eine Prüfung dieser Anträge
stattgefunden Die Sache scheiterte aber theils daran, daß es an einem gesetzlichen Nahmen fehlte,
in welchen man die Kasfe hätte einfügen können, theils aber auch an dem NichtVorhandensein der
Gelder für den geforderten Dotationsfonds.

Diefe Hindernissedürften heute in der Hauptsachebeseitigt sein.
Nachdemdurch den §. 2? der Kreisordnung eine Kasse geschaffenist, welche die Pensionen

der besoldetenBeamten der Landbürgermeistereienuud Landgemeinden zu zahlen hat, läßt sich
an dieser Kasse mit Leichtigkeiteine Versorgungskassefür die Hinterbliebenen anschließen. Ein
Dotationsfonds für diese Kasse dürfte, wie wir weiter unten nachweifen werden, nicht er¬
forderlichsein.
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Das Bedürfniß für eine solche Kasse ist nach wie vor gleich dringend. Wir möchten
dieses Bedürfniß heute fogar für noch dringender als früher erklären, weil die Hülfsbedürftigkeit
der Hinterbliebenender Gemeindcbeamtenum fo fühlbarer ist, als für fast alle öffentlichen Beamten
des preußischenStaates bereits entsprechende Fürsorge getroffen ist. Wir sind heute in dieser
Beziehungungünstiger gestellt, als die gewöhnlichen Arbeiter.

Wenn der Arbeiter verunglückt, so erhält er Pension und im Falle seines Todes ist
entsprechende Fürsorge für feine Hinterbliebenen getroffen. Diefe Pension genießt der rheinische
Landbürgermeister nur dann, wenn er mindestens 12 Dienstjahre zurückgelegthat, denn eine Bestimmung,
daß die Pensionsberechtigungauch früher eintritt, wenn die Pensionirung durch Beschädigungim
Dienste nothwendig geworden ist, steht uns nicht zur Seite.

Wir glauben, daß es genügen wird, den Hohen Provinzial-Landtag auf diesen Mangel
in der Gesetzgebung aufmerksamzu machen, um Ihn zu vermögen, bei der KöniglichenStaats¬
regierung den Antrag zu stellen, daß die Pensionen der Landbürgermeistcrund sonstigen Gemeindc¬
beamten nach den Grundsätzen für die Pensionirung der Staatsbeamten in derselben Weise, wie
dies für die Amtmänner in Westfalen bestimmt ist, oder aber wie für die Prouinzialbeamten
geregelt werden.

Hinsichtlich der Einrichtung der erbetenen Wittwenkasseerlauben wir uns folgende Vor¬
schläge fehr ergebenst zu unterbreiten:

1. die Kasse wird im engen Anschluß an die gemäß §. 2? der Krcisordnung errichtete
Pensionskasseeingerichtet,und von denselbenOrganen verwaltet;

2. der Kasse wird das Reglement, betreffenddie Fürsorge für die Wittwen und Waifen
der Provinzialbeamten vom 11. Dezember l883 zu Grunde gelegt;

3. die zu den Pensionszahlungen für die Wittwen und Waifen erforderlichenBeiträge
werden alljährlich von den betreffendenBürgermeistern und Gemeinden in derselben
Weise eingezogen, wie die Beiträge zu der Provinzial-Pensionskasse;

4. den Bürgermeistern und Gemeinden wird es freigestellt,von den betreffenden Beamten
Wittwen- und Waifengeldbeiträgein folgender Höhe zu erheben:

Bei einem vensionsfahigenGehalt oder einer Pension
ll) bis zu 2000 M. einschließlich 1°/°;
d) über 2000 M. bis 3000 M. einschließlich 1'/2°/°;
o) über 3000 M. 2°/«;

5. Die Stadtgemeinden sind innerhalb Jahresfrist nach Errichtung der Kasse zum Beitritt
berechtigt.

Die Unterzeichnetenstellen daher den Antrag:
„daß es dem Hohen Provinzial-Landtag gefallen möge, entweder die Errichtung der
erbetenen Wittwen- und Waifen-Pensionskassczu beschließen, oder gemäß §. 43 der
Provinzial-Ordnung entsprechende Anträge an die Staatsregierung zu richten."

Einen Entwurf zu einem desfallsigen Gesetze erlauben wir uns in der Anlage beizufügen.
In dieser Hoffnung zeichnen in Ehrerbietung

Die Vorstandsmitglieder
des Vereins der Bürgermeister der nicht im Städtetage vertretenen Städte und

der Landgemeindenin der Nheinprovinz.
(Folgen die Unterschriften.)
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Entwurf zu einem Gesetze,
betreffenddie Versorgung der Hinterbliebenender Gemeindebeamtender Rheinprovinz.

Wir:c.
s- 1.

Der Prouinzial-Landtag der Nheinprovinz wird ermächtigt, mit bindender Kraft für die
Gemeinden der Provinz eine Versorgungskassefür die Hinterbliebenen der pensionsberechtigten
Gemeindebeamtenzu errichten.

§. 2.

Das Statut über die Kasse wird nach Anhörung des Provinzial-Landtags vom Minister
des Innern festgesetzt.

Ich erlaube mir, die Petition an die Commission zu Händen des Herrn Oberbürger¬
meisters Becker zu überreichen,was hiermit geschieht.

Wir kommen zum folgendenGegenstandeunserer Tagesordnung und zwar zu Punkt 5:
Petition des Landwirthschaftlichen Vereins wegen Krankenversicherung der land-
und forstwirthschaftlichen Arbeiter. — Herr Assessor Möhring hat das Wort.

Gerichts-Assessor Dr. Möhring: Meine Herren! Von Seiten des Präsidenten des land¬
wirthschaftlichenVereins ist ein Antrag eingegangen,welcher lautet:

„Der Provinzial-Landtag möge beschließen, daß die Erstreckung der Kranken-
Versichcrungsvflicht,d. i. die Anwendung der Vorschriften des §. 1 des Kranken-
Versicherungsgesetzes vom 15. Juni 1883 auf die iu der Land- und Forstwirthschaft
beschäftigtenArbeiter gemäß §. 2 Nr. 6 I. o. im Interesse einer erfolgreichen Durch¬
führung des Unfallgefetzes als nothwendig zu erachten sei."

Ein solcher Antrag hat schon einmal hier zur Erörterung gestanden. Derselbe war im
vorigen Jahre dem Herrn Oberpräsidenten unterbreitet, wurde aber an den Präsidenten des
landwirthschaftlichen Vereins mit dem Bemerken zurückgegeben,daß es Sache des Provinzial-
Landtags fei, in diefer Frage zu entscheiden. Wegen Ablaufs der Session ist er nun nicht mehr
hier zur Verhandlung gekommen. Nun ist die Frage in einer Sitzung des Provinzial-Verwal-
tungsraths eingehend erörtert worden, es haben auch Ermittelungen stattgefunden, und es hat
sich herausgestellt, daß mau bis jetzt in keiner anderen Provinz sich daran gewagt hat, solche
Vorschriftenzu machen,weil man noch nicht genügende Erfahrungen auf diefem Gebiete gesammelt
hatte. Aus demselbenGrunde hat der Prouinzial-Vcrwaltungsrath beschlossen, vorzuschlagen, die
Sache jetzt noch für verfrüht zu erklären uud zu empfehlen,zunächst abzuwarten, welche Erfahrungen
in anderen Provinzen gemachtwerden.

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteMelbeck hat das Wort.
AbgeordneterMelbeck: Meine Herren! Eine ähnliche Petition wurde bereits in der

letzten Session des vorigen Landtages eingereicht,doch ist dieselbe wegen Ablaufs der Session
nicht mehr zur Verhandlung gekommen. Ich bedauere, mich im Gegensatzzu dem Beschlusse des
Provinzial-Verwaltungsraths in dieser Angelegenheit aussprechen zu müssen. Meine Herren!
Der Krankenversicherungszwangist nach den Erfahrungen, die vielseitig in der Provinz gemacht
worden sind, auch auf die landwirtschaftlichen Arbeiter auszudehnen, und das ist auch in fehr
vielen Gemeindenanerkanntworden. Als das Krankcnversicherungsgefetzim Jahre 1883 im Reichs¬
tage erörtert wurde, da trat auch diese Frage in den Vordergrund. Es wurde aber von der
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Majorität des Reichstags in dem Gesetze die Landwirthschaftnicht geradezu ausgeschlossen, sonder«
es wurde im §. 2 nur gestattet, daß durch statutarischeBestimmung einer Gemeinde für ihren
Bezirk oder eines weiteren Communal-Verbandes für feinen Bezirk oder für Theile desselben
die Anwendung des §. 1, nämlich die Iwangsvervflichtung für gewerbliche Arbeiter erstreckt
werden könne auch auf die land- und forstwirthschaftlichenArbeiter. Im Jahre 1884 wurde
das erste Unfalluersicherungsgesetzerlassen. Auch bei Gelegenheit der Verhandlung über dieses
Gesetz wurde die Frage wieder ernstlich vcntilirt, ob die Unfallversicherungs-Gesetzgebungauch auf
die Landwirtschaft auszudehnen sei, aber die Majorität verneinte auch damals die Frage und so
wurde auch in Bezug auf die Krankenversicherungebenfalls kein Befchluß gefaßt. Dann erst im
Jahre 1886 erging das Gesetz, betreffenddie Unfallversicherungder im land- und forstwirthschaft¬
lichen Netriebe beschäftigten Personen und in diesem Neichsgesetz vom 5. Mai 1886 wurden für
die Vundesstaaten Ausführungsgcsctzevorbehalten. Ein solches wurde auch am 18. Mai 1887
in Preußen erlassen. Die Frage, ob die Krankenversicherungobligatorischzu machen sei in Be¬
ziehung auf die Landwirthschaft, kam nicht zum Abschluß. In dem Gesetze wurden allerdings
die Bedenken,die früher dagegen sprachen,ziemlich weggeräumt. Es wurde nämlich das Bedenken,
daß die Naturalwirtschaft beeinträchtigt würde, die auf dem landwirthschaftlichenGebiete in
Beziehung auf die Arbeiter in manchen Gegenden besteht, durch die Bestimmungenin dem Gesetze
und zwar in den §§. 133—142 beseitigt. Ich mache darauf aufmerksam, daß in der Gesetz¬
gebung über die Unfallversicherungder Landwirthschafteine fehr bedeutende Lücke besteht, so lange
nicht die Zwangskrankenversicherungeingeführt ist. BedenkenSie, meine Herren, ein landwirth-
fchaftlicher Arbeiter wird verletzt, er hat 13 Wochen— fo lange dauert die Earenzzeit— abfolut
keine weitere Verpflegung, als 4 Wochenfeitens der Dienstherrschaft,und dann hat die Gemeinde
nach dem Gefetz die Verpflichtung,Arzt uud Medizin zu geben. Eine Verpflegung ist alfo
absolut nicht gesichert. Die Unfallvcrsicherungs-Genossenschaft steht dem gegenüber und hat nach
Ablauf von 13 Wocheuden Kranken zu übernehmen. Sie hat aber wahrend diefer 13 Wochen
absolut keine ausreichendeEinwirkung auf die Behandlung des Kranken, und die schlimmen Folgen
einer schlechten Behandlung desselben hat die Unfallversicherungs-Genosscnschaftmit dem Beginn
der 14. Woche zu tragen, mit einem Wort: die Unfallversicherungs-Genossenschaft hat das größte
Interesse dabei, daß eine Krankenversicherungin Beziehung auf die landwirthschaftlichenArbeiter
besteht. (Sehr richtig.)

Nun ist in vielen Gemeinden durch statutarischeBestimmung die Versicherung ausge¬
sprochen, aber, meine Herren, das ist nur rein lokal und es ist eine organischeVerbindung mit
der großen Zahl der anderen Gemeinden nicht vorhanden. Es würde, glaube ich, im allgemeinen
Interesse liegen und die Erfahrungen, die bisher gefammelt sind, sprechen auch dafür, daß seitens
der Provinz, also seitens des Provinzial-Landtllges einfach der Versicherungszwangfür die land-
wirthfchaftlichenArbeiter ausgesprochenwird, und ich beantrage infolge der Petition, die hier
vorliegt, daß der hohe Provinzial-Landtag in diefem Sinne befchließt.

(Der stellvertretendeVorsitzende Geh. Iustirath Adams übernimmt den Vorsitz.)
Stellvertr. VorsitzenderGeh. Iustizrath Adams: Se. Durchlaucht der Fürst zu Wied

hat das Wort.
Se. Durchlaucht Fürst zu Wied: Ich habe mich zunächst zum Wort gemeldet, weil

diese Angelegenheitdem Provinzial-Verwaltungsrath vorgelegen hat. Der Prouinzial-Verwaltungs-
rath war bisher — was der Prouinzial-Ausschnßkünftig fein wird — der Vorstand der Verufs-
genossenschaft für die Unfallversicherung. Der Provinzial-Verwaltungsrath war in der Lage,
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als ein solcher Vorstand so recht zu erfahren, welche Schwierigkeitendie Ausführung einer ganz
neueu Gesetzgebung in unserenVerhältnissenhervorgerufcuhat. Ich glaube, daß alle anwesenden
Landräthe und Bürgermeister mir darin Recht geben werden, daß diese sogenanntenKataster für
die Unfallversicherung,diese enorme Masse von Formnlaren, die richtig auszufüllen sind, eine
ganz kolossaleMasse von Arbeit herbeiführen. Meine Herren! Wir haben die Erfahrung im
Proviuzial-Verwaltungsrath gemacht, daß diese Angelegenheitnoch gar nicht spruchreif ist. Wir
sind noch gar nicht im Klaren, wie es werden soll, und sollen nun in dieser kurzen Session einen
so wichtigen Beschluß fassen, zu verfügen: die sämmtlichen landwirtschaftlichen Arbeiter sollen
nun auf einmal der Zwangskrankenuersicheruuganheimfallen. Meine Herren! Dann pflanzen
Sie in unvorbereitetes Land eine Pflanze, die absolut nicht gedeihen kann. Ich möchte Sie auf
das Dringendste davor warnen, einen solchen Beschluß zu fassen. Später, wenn die Unfall¬
versicherungund die ganze Art der Umlagen u. s. w. sich eingelebt und durch Erfahrungen sich
gezeigt hat, wie es am besten zu führen ist, dann ganz gewiß würde ich den Ansichten des geehr¬
ten Herrn Vorredners ganz gerne beistimmen, aber ich bitte Sie dringend, doch ja keine Über¬
stürzung vorzunehmenund verfrühte Beschlüsse ohne nähere Vorbereitung zu fassen. Ich möchte
Sie bitten, auch in Erwägung zu ziehen, daß unsere Gemeinden nicht so scharf getrennt sind in
landwirthschaftliche und industrielle Arbeiter, daß in vielen Hunderten von Gemeinden die Kranken¬
versicherung dieser beiden Kategorien von Arbeitern durch einander läuft und in derselben
Krankenkassevereinigt. Daß bei den industriellen Arbeitern — das werden Sie mir zugebeu
müsse,, — Krankheiten viel häufiger vorkommen, ist selbstredend. In diesen Gemeinden haben
nun die laudwirthschaftlichenArbeiter die Mehrlasten für die industriellen Arbeiter zn tragen.
Das ist auch ein Gesichtspunkt,den man in Betracht ziehen und der erst klargestellt werden muß,
in wie weit man innerhalb uuserer Kreise die Krankenkassen zn trennen hat. Das ist auch eins
der praktischen Bedenken. Die hauptsächliche Bitte meinerseits ist die, daß Sie keine verfrühten
Beschlüssefassen, sondern die ganze Angelegenheitdem Proviuzial-Ausschuh überweise» mit
dem Auftrage: für die nächste Sessiou sich darüber auszusprechen,ob überhaupt in diesem oder
im nächsten Jahre eine solche zwangsweise Krankenversicherungschon eingeführt werden kann.
(Lebhaftes Bravo.)

Stellvertr. Vorsitzender Geh. Iustizrath Adams: Der Herr Abgeordnete Lieven hat
das Wort.

AbgeordneterLieven: Nach den Ausführungen des geehrten Herrn Vorredners kann ich
mich kurz fassen und Sie bitten, den Vorschlag des Provinzial-Verwaltungsraths anzunehmen.
Wir sind noch nicht in der Lage, darüber urtheilen zu können.

Stellvertr. VorsitzenderGeh. Iustizrath Adams: Der Herr Abgeordnete Melbeck hat
das Wort.

Abgeordneter Melbeck: Ich kann zwar nicht zugeben, daß die Sache gerade überstürzt
ist ...... (Zuruf Sr. Durchlaucht des Fürsten zu Wied: Ueberhaupt würde!) oder auch
werden sollte. Die Sache spielt jetzt schon 5 Jahre und zwar seit dem Jahre 1883 und es
liegen Erfahrungen genug vor. Nichtsdestowenigerbin ich nicht geneigt, dem entgegenzutreten,
was Seine DurchlauchtFürst zu Wied vorgeschlagenhat und zweifle nicht, daß bei der noth¬
wendigen näheren Erwägung der Sache man schließlich zu dem Resultate kommen wird, daß der
Petition im Interesse der Arbeiter sowohl wie der Arbeitgeberzu entsprechen sei.

Stellvertr. Vorsitzender Geh. Iustizrath Adams: Der Herr Abgeordnete Zweigert hat
das Wort.

15
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AbgeordneterZweigert: Meine Herren! Ich erlaube mir einen Antrag von dein Herrn
AbgeordnetenGrafen Brühl und mir zu überreichen,derselbe lautet:

„Der Provinzial-Landtag wolle beschließen: Der Provinzial-Ausschußwird beauftragt,
die Frage der Erstreckung der Krankenversicherungspflichtauf die in der Land- und
Forstwirthschaft beschäftigten Arbeiter von Neuem zu prüfen und dem nächsten
Provinzial-Landtage darüber Bericht zu erstatten."

Die Ausführungen des Herrn Abgeordneten Melbecksind meines Erachtens so durch¬
schlagend,daß ich gar kein Bedenken trage, einem solchen Statut für die landwirtschaftlichen
Arbeiter schon jetzt zuzustimmen. Ich gebe aber andererseits auch Seiner Durchlaucht dem Fürsten
zu Wied zu, daß thatsächlich die Geschäftslagees unmöglicherscheinen laßt, über diese Frage in
ausreichenderWeise sich schlüssigzu machen und vor allen Dingen ein Statut schon heute zu
berathen. Dagegen scheint mir der Vertagungsbeschlußdes Provinzial-Verwaltungsralhs dazu
angethan, die Sache auf die lange Bank zu fchicben. Ich muß dem Herrn Abgeordneten Melbeck
darin beipflichten, daß das allerdringend sie Interesse für die Berufsgenossenschaftvorliegt, daß
diefe Frage eine einheitliche Regelung erfährt. Ich möchte Sie deshalb ersuchen, dem von Herrn
Grafen Brühl und mir gestellten Antrage Ihre Zustimmung zu ertheilen.

Stellvertr. VorsitzenderGeh. Iustizrath Adams: Der Herr AbgeordneteDr. Muth hat
das Wort.

AbgeordneterDr, Muth: Ich möchte mich gegen den eingebrachtenAntrag aussprechen,
damit wir dem Ausschussenicht eine gebundeneMarschroute an die Hand geben. Wir sollen
jetzt schon ein Prinzip anerkennen,wiewohl wir gehört haben, wie schwierig die uns beschäftigende
Frage ist. Die Staatsregierung selbst hat übrigens bereits ein Auskunftsmittel dadurch gefunden,
daß es den Gemeinden überlassenist, dem vorhandenenBedürfnisse zu genügen. Da können wir
ruhig abwarten, wie die Verwaltung es vorschlagt, ihr stehen ja sachverständige Leute genug zur
Verfügung. Ich bitte Sie daher, den Antrag abzulehnen.

Stellvertr. VorsitzenderGeh. Iustizrath Adams: Der Herr AbgeordneteZweigert hat
das Wort.

AbgeordneterZweigert: Es ist mir nicht recht erfindlich, wie der Herr Vorredner in
unserem Antrage die Billigung eines Prinzips erblicken kann, es mühte denn sein, daß ich als
Antragsteller zufällig dieses Prinzip ausgesprochenhabe, in den. Antrage steht weiter nichts, als
daß die Sache dem Provinzial-Ausschuß überwiesen werden soll. Der geehrte Herr Vorredner
müßte also behaupten, daß die Sache nicht einmal so weit spruchreif wäre, um im nächsten Jahre
hier zur Sprache gebracht zu werden. Das wird er doch nicht behaupten wollen. Von der
Nildung eines Prinzips oder Befürwortung eines solchen ist in meinem Antrage keine Rede,
sondern ich will nur eine erneute Prüfung.

Stellvertr. VorsitzenderGeh. Iustizrath Adams: Der Herr Abgeordnete Freiherr von Loö
hat das Wort.

AbgeordneterFreiherr von Loe: Ich erlaube mir die Frage an die Herren Antrag¬
steller, ob es nicht zur Vermeidung von Mißverständnissenbesser wäre zu sagen, statt: „erneuter
Vorlage": „Berichterstattung"?

Stellvertr. VorsitzenderGeh. Iustizrath Adams: Der Herr AbgeordneteDr. Muth hat
das Wort.

AbgeordneterDr. Muth: Es ist richtig, daß das Prinzip nicht in der formulirten
Anfrage Ausdruckgefunden hat, fondern daß der Herr Vorredner es ausgesprochenhat, daß sür
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die Zwangsversicherungeine bestimmteFrist gesetzt wird. Ich meine, daß wir erst Erfahrungen
sammeln müssen.

Stellvertr. Vorsitzender Geh. Iustizrath Adams: Der Herr AbgeordneteGraf Wilhelm
von Hoensbroech hat das Wort.

AbgeordneterGraf von Hoensbroech: Ich verzichte auf das Wort.
Stellvertr. Vorsitzender Geh. Iustizrath Adams: Der Herr Abgeordnete Graf Vrühl

hat das Wort.
AbgeordneterGraf von Brühl: Meine Herren! Ich möchte hervorheben,daß die Sache

in kurzer Zeit dringend werden wird und es deswegengut fein wird, wenn wir von vornherein
unsere Aufmerksamkeit auf diefe Sache richten. Ob das nun in der formellen Weife geschieht
oder ob wir schon jetzt den Prouinzial-Ausschußum Bericht bitten, das wird in der Sache wohl
auf dasselbe hinauskommen. Ich glaube, daß sich die Nheinvrovinz vor allen Provinzen an die
Spitze der Bewegung stellen muß und daß wir deshalb ganz besonders Veranlassunghaben, zuerst
damit vorzugehen.

Stellvertr. VorsitzenderGeh. Iustizrath Adams: Da sich Niemand mehr zum Worte
meldet, so schließe ich die Debatte. (5s liegt ein Antrag der Herren Brühl und Zweigert vor,
derselbelautet:

Der Provinzial-Landtag wolle beschließen: Der Provinzial-Ausschußwird beauftragt,
die Frage der Erstreckungder Krankenversicherungspflicht auf die in der Land- und
Forstwirthschaft beschäftigten Arbeiter von Neuem zu prüfen und dem nächsten
Provinzial-Landtage darüber Bericht zu erstatten."

Ich bitte diejenigenHerren, welche diesen Antrag annehmen wollen, sich zu erheben.
(Geschieht.)

Das ist die große Majorität, der Antrag ist angenommen. Wir kommen zum 6.
Gegenstand der Tagesordnung. Derselbe betrifft die Petition des Gallerie-Vereins
zu Düffeldorf um Bewilligung eines Zufchufses. Ich bitte den Herrn Schriftführer, die
Petition zu verlefen.

Schriftführer (liest):
Düsseldorf, den 20. März 1888.

Die Anträge auf Bewilligung eines jährlichen Zuschusses aus Provinzial - Fonds zu den
Mitteln des hiesigenVereins zur Errichtung einer Gemälde-Gallerie, welche der ergebenst unter¬
zeichnete Verwaltungrath unterm 24. Juni 1883 und 15. Juli 1885 durch Ew. Hochwohlgcborcn
gütige Vermittelung an den RheinischenProvinzial-Landtag zu richten die Ehre hatte, sind zu
unserm großen Bedauern ohne Erfolg geblieben. Das erste Mal waren finanzielleGründe allein,
das zweite Mal mit bestimmend für die Ablehnung.

In der Hoffnung, daß nunmehr eine Möglichkeit geboten fein werde, entsprechende Mittel
flüssig zu machen, glauben wir, unsere Bitte erneuern zu sollen. Zur Begründung derselben
dürfen wir uns zunächst auf die in der gedachten Eingabe angeführten Thatfachen beziehen und
wollen nur noch hinzufügen, daß die Verhältnisse des Vereins seit jener Zeit eine erhebliche
Besserung nicht aufweisen, wohl aber das naturgemäß gesteigerte Bedürfniß der m hiesiger Stadt
ihre Ausbildung suchenden Kunstjünger nach guten Vorbildern die Erwerbung größerer werthvoller
Gemälde als dringende Nothwendigkeiterscheinen läßt, welcher auch nur annähernd zu begegnen

15*
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wir leider durch unsere eigenen Einnahmen und einen jährlichenZuschußder Stadt Düsseldorf im
Netrage von 6000 M. nicht in den Stand gesetzt sind.

Ew. Hochwohlgeboren erlauben wir uns ganz crgebenstzu bitten, unseren Antrag dem
Prouinzial-Verwaltungsrathe gefälligstunterbreiten und mit Ihrem Einflüsseunterstützenzu wollen.

Der Verwaltungsrath
des Vereins zur Errichtung einer Gemälde-Galleriein Düsseldorf.

Stellver. Vorsitzender Geh. Iustizrath Adams: Der Herr Abgeordnete Courth hat
das Wort.

Abgeordneter Eourth: Meine Zerren! Ich empfehle Ihnen die Petition und mochte mir
einen kleinen historischen Rückblick erlauben: Hier in Düsseldorfwar vordem eine große, schone,
wcrthvolle Gallerie. Sie war Eigenthum des Belgischen Landes. Gegen Ende des vorigen
Jahrhunderts wurde sie vor den Franzosen nach München geflüchtet. Alle Bemühungen, dieselbe
zurückzuerlcmgen, waren vergebens, und ich will darauf aufmerksammachen, daß unsere Vorgänger,
die ersten rheinischen Provinzial-Landtage, mit aller Wärme, aber vergeblich, dafür eingetreten
sind. Ein Hoffnungsstrahl leuchtete uns, als im Jahre 1866 im Prager Frieden ein Schieds¬
gericht vorgesehenwurde, um die Frage zwischender Krone Baiern und der Krone Preußen zu
entscheiden. Als das Schiedsgericht nahe daran war, die Entscheidung zu treffen, wurde die
Gallerie thatsächlichauf dem Altar des Vaterlandes — und ich bedauere das nicht — geopfert.
Bei Errichtung des deutschen Reiches machte Vaiern zur Bedingung, daß Preußen auf die Aus¬
führung des Spruches diefes Schiedsgerichtsverzichte. So günstig stand die Sache damals für
uns. Inzwischen war nun hier eine Kunstschule, die sogenannte Akademie,errichtet und es stellte
sich das Bedürfniß heraus, Vorbilder zu schaffen. Es bildete sich ein Verein, der heute mit der
Petition kommt und der aus Künstlern und Bürgern aller Stände besteht, welche dazu übergingen,
die Grundlage zu einer neuen Bildergallcric zu schaffen. Die Mittel sind ziemlich beschränkt und
fließen aus den Beiträgen. Die Stadt Düsseldorf giebt jährlich 6000 M. Es ist schon recht
Schönes geschaffen worden und Sie können sich leicht davon überzeugen. In der Kunsthalle sind
hervorragende Bilder, die schon eine ziemlicheZahl ausmachen. Aber es erscheint wünschenswerth,
daß der Fonds verstärkt werde. Im Jahre 1883 kam der Gallerie-Verein zum ersten Male an
den Provinzial-Landtag mit der Bitte um Unterstützung,welche auf 6000 M. jährlich uormirt war.
Damals stand der Provinzial-Landtag dieser Petition sehr wohlwollendgegenüber. Ich habe die
Verhandlungen nachgelesen;der damalige Referent, Herr Freiherr von Loö, machte Namens des
Ausschusses prinzipielle Bedenkennicht geltend. Allein die Sache wurde abgelehnt, da kein Geld
vorhanden war. Im Jahre 1885 kam der Gallerie-Verein wieder. Es hatten sich die Verhältnisse
in etwa geändert. Es war eine gewisse Mißstimmung entstanden, weil die Stadt Düsseldorf den
Versuch gemacht hatte, gerade die Provinzial-Hülsskasse, aus deren Zinsüberschüssendie Mittel
genommenwerden sollten, zu besteuern,und so siel die Vorlage mit 39 gegen 33 Stimmen. Heute
wird die Petition abermals erneuert. Es ist ganz richtig, was die Petenten ausführen. Wenn
Sie diese Gallerie unterstützen,so unterstützenSie damit die rheinische Kunstschule. Es ist jetzt
das Bestreben,meine Herren, auf diesen: Gebiete sehr zu centralisiren und es steht zu befürchten,
daß, wenn nicht wirklich für die hiesige Akademie in dieser Hinsicht etwas geschieht, die Künstler
sich von hier immer mehr nach den Centren ziehen, nach München und Berlin, wie es thatsächlich
vielfach schon der Fall ist. Also, meine Herren, der Zweck ist ein idealer und Sie sind auch
berechtigt, dafür einzutreten. Ich will noch bemerken, daß die Königliche Staatsregierung — wie
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mir gesagt worden ist — auf eine Petition der Künstler selbst, einen Zuschuß aus Staatsmitteln
zu geben, geantwortet hat: ich verweise Euch an den Provinzial-Verband; dieser ist durch das
Dotationsgesetzder Beschützer der Kunst und Wissenschaft geworden, das ist die Adresse, an die
Ihr Euch zu wenden habt. Ich glaube, es liegt alle Veranlassung vor, daß Sie in der Hinsicht
eintrete». Es ist der Zuschuß auch ein durchaus bescheidener zu nennen. Sie fördern damit die
Kunst, vornehmlichdie rheinische Kunstschule.

Stellvertr. VorsitzenderGeh. Iustizrath Adams: Der Herr Abgeordnete Heuser hat
das Wort.

AbgeordneterHeuser: Meine Herren! Wenn es mir auch widerstrebt, hier zu exemvli-
fiziren, uud in der That die Befürchtung nahe liegt, daß dein Beispiele des Düsseldorfer Gallerie-
Vereins folgend andere Vereine fehr leicht sich zu ähnlichenAnsprüchengeneigt finden, so möchte
ich doch nicht gegen den Autrag sprechen. Gegen den Antrag spricht aber ein schwerwiegendes
finanzielles und gefchäftliches Iuteresse. Wir haben das Budget en dlo« angenommenund den
Ausschuh beauftragt, mit diefem Budget zu wirthschaften; da liegt es doch auf der Hand, daß
wir hier nicht noch eine erhebliche Summe bewilligendürfen. Ich würde deshalb mir die Bitte
erlauben, den Antrag des Herrn Iustizrath Courth dein Provinzial-Ausschuh zur Prüfung zu
überweifen.

Stellvertr Vorsitzender Geh. Iustizrath Adams: Der Herr Abgeordnete Bloem hat
das Wort.

AbgeordneterBloem: Ich möchte mir nur eine kurze Erwiderung auf die Ausführuugen
des Herrn AbgeordnetenHeuser gestatten. Wir haben allerdings den Etat sn bloe angenommen,
aber in dem Etat stehen doch zur Disposition des Prouinzial-Landtags 120 000 M. Er ist also
sehr wohl befugt, über die verhältnißmätziggeringe Summe jetzt zu verfügen.

Stellvertr. Vorsitzender Geh. Iustizrath Adams: Der Herr Abgeordnete Heuser hat
das Wort.

AbaeordneterHeuser: Es sind Bedenken verschiedener Art, die ich vorbringen könnte.
Das Hauptbedenkenbesteht darin, daß, was der Gallcrieuerein zu Düsseldorf beaufprucht, fehr
leicht von einer Reihe von anderen Vereinen ebenfalls beanspruchtwerden kann. Darum bitte
ich, den Antrag dem Provinzial-Ausschußzu überweisen.

Stellvertr. VorsitzenderGeh. Iustizrath Adams: Der Herr Abgeordnete Courth hat
das Wort.

AbgeordneterCourth: Ich möchte Herrn Heuser durch sich selbst widerlegen und auf
die Verhandlungen vom Jahre 1885 hinweifen, wo Herr Henfer einer von denjenigen war, die
fehr warm für den Antrag eingetreten sind.

Stellvertr. Vorsitzender Geh. Iustizrath Adams: Der Herr Abgeordnete Dietze hat
das Wort.

AbgeordneterDietze: Ich will mich durchaus zustimmend zu der Petition verhalten.
Ich möchte nur auf eins aufmerkfammachen. Es kommen der Anträge noch einige und da wir
nicht in der Lage sind, die Gründe alle so genau prüfen zu können, wie bei dem Gallerie-Verein,
fo würde es sich vielleicht empfehlen,dem Antrag des Herrn Heuser zu eutsprecheu. Wenn wir heute
für den Gallerie-Verein eintreten, was ich persönlichsehr gerne bereit bin zu thun, so würde die
logische Consequenzdie sein, daß wir für die anderen Anträge ebenfalls eintreten. Das Geld,
was in dem Ctat ausgeworfen und wovon hier gesprochenist, soll doch erst verdient werden.
Man schneidet doch nicht eher das Leder zu Stiefeln und Schuhen, bis man das Leder bezahlt hat.
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Ich glaube, daß wir deshalb nicht ohne Weiteres in der Lage sind, den Zuschußzu
bewilligen und deshalb möchte ich bitten, zu beschließen,daß wir die Sache dem Ausschuhzur
gründlichenPrüfung und Erwägung überweisen.

Stellvertr. Vorsitzender Geh. Iustizrath Adams: Der Herr Abgeordnete Heuser hat
das Wort.

AbgeordneterHeuser: Ich möchte dies nicht so ohne Weiteres unwidersprochenlassen.
Mein Verhalten von damals — worauf ja soeben hingewiesenwurde — und mein Verhalten
von heute ergänzen sich. Ich wünsche nur eine Prüfung der Angelegenheit durch den Ausschuß,
weil mit Rücksicht auf später noch eingehendeähnliche Anträge die Sache ganz erhebliche Bedenken
haben würde.

Stellvertr. VorsitzenderGeh. Iustizrath Adams: Es hat sich Niemand mehr zum Worte
gemeldetund schließe ich deshalb die Debatte. Wir kommen zur Abstimmung.

Es liegt eine Petition vor, dem Gallerie-Verein zu Düsseldorf einen jährlichen Veitrag
von 6000 M. zu überweifen. Es ist ferner ein Antrag der Herren Heuser und Dietze eingegangen,
die Sache dem Provinzial-Ausschuß zur Vorprüfung zu überweifen. Letzteren Antrag bringe ich
zunächst zur Abstimmung und ersuche diejenigenHerren, welche denselbenannehmen wollen, sich
zu erheben. (Geschieht.)

Das ist unzweifelhaftdie Majorität, die Petition wird somit dem Ausschußüberwiesen.
Wir gehen nunmehr zum 7. Gegenstandder Tagesordnung über, welcher lautet: Antrag

auf Bewilligung einer Beihülfe zum Bau eines Gewerbemuscums in Düsseldorf.
(Der Vorsitzende Fürst zu Wied übernimmt den Vorsitz,)

Vorsitzender Fürst zu Wied: Ich eroffne die Diskussion über den Antrag und ertheile
dem Herrn AbgeordnetenHeuser das Wort.

AbgeordneterHeuser: Die Gründe, welche eben dafür geltend gemachtworden sind, daß
der Antrag dem Provinzial-Ausschußzur Prüfung überwiefen werden sollte, reden meines Erachtens
in verstärktemMaße auch hier einer Verweisung an den Ausschuh das Wort, uud ich möchte
daher bitten, auch diesen Antrag auf Bewilligung einer Beihülfe dem Provinzial-Ausschussezur
Prüfung zu überweifen.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Ich stelle die Frage, wer von Ihnen zur Diskussionweiter
das Wort nehmen will. Es liegt bloß der Antrag vor. Soll ich die Petition nochmals zur
Verlesung bringen? (Nein,) Sie ist ja auch jedem Mitgliede zugegangen.— Der Herr Ab¬
geordnete Simons hat das Wort.

AbgeordneterSimons: Meine Herren! Gestatten Sie mir nur wenigeWorte hinsichtlich
des Ausdrucksdes Herrn Heuser, dah vielleicht in verstärktemMaße für diesen Posten das gelte,
was für den vorhergegangenenAntrag gesagt worden ist. Ich glaube, daß die Wichtigkeit und
Dringlichkeitder vorliegenden Angelegenheitam besten dadurch gekennzeichnet wird, daß die König¬
liche Staatsregierung sich bereit erklärt hat, einen bedeutenden Zuschuß zu geben unter gewissen
Bedingungen, aber weil diese Bedingungen noch nicht festgestellt sind und weil alles das, was
Herr AbgeordneterHeuser gesagt hat, richtig ist, so möchte ich mich in Bezug auf diefcn Punkt
feinem Antrage anschließen,obgleich ich geneigt wäre, sofort die Bewilligung auszusprechcn.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Es hat Niemand weiter ums Wort gebeten, ich bringe
also den Antrag zur Abstimmung,ob auch diese Petition dein Provinzial-Ausschussezur Vor¬
prüfung überwiefenwerden soll, und bitte diejenigen Herren, welche sich dafür ausfprechenwollen,
sich zu erheben. (Geschieht.) Das ist die große Majorität. Der Antrag ist also angenommen.
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Wir gelangen nun zum achten Gegenstande unserer Tagesordnung: Petition von
Interessenten auf Weiterführung der Wiedbachstraße. Ich bitte den Herrn Schrift¬
führer, die Petition zu verlefen.

Schriftführer (liest):
Neustadt-Wied, den 5. Juni 1838.

Betrifft:

ehrerbietiges Gesuch um hochgeneigte Befürwortung der anliegendenPetition an den Prouinzial-
Landtag um Weiterführung der WiedtlMraße.

An Se. Durchlauchtden Fürsten Wilhelm von Wicd,

Ueberzeugtvon dem hohen Wohlwollen, welches Ew. Fürstliche Durchlaucht seit Jahren
den Bewohnern des Wiedthals in unverkennbarerWeise bekundet haben und stets in hohem Grade
dankbar für das hochfürstliche Iutereffe, dem wir wohl allein den theilweifenAufschluß unseres
Thales zu verdankenhaben, bitten wir allerunterthänigst um Verzeihung,wenn wir uns erlauben,
auch das anliegende Gesuch um Weiterführung der Wiedthalstraße Ew, Fürstlichen Durchlaucht
zu hochgeneigter Befürwortung ehrfurchtsvollzu unterbreiten.

WelchenSegen die Genehmigung unserer Petition für die hiesigen Bürgermeistereien,
und in Hinsichtauf den längst erwarteten Eifenbahnbau für das ganze Wiedthal bringen würde,
kann nur derjenige ermessen,welcher mit den traurigen Verhältnissen der hiesigen Bewohner
näher bekannt ist. . ., ^ ^ , ,

Dem ehrerbietigstunterzeichneten Verfasser dieses nne der anlegenden Petition wäre es
leicht gewesen,streng wahrheitsgetreueBilder von der Dürftigkeit und elenden Lebensweifeeiner
großen Ml der hiesigenEinwohner zu entwerfen, wenn er nicht befürchtethätte, sich der Ueber¬
treibung zu verdächtigen. Es sind demselben Fälle bekannt, wo Mütter zum Schenken ihrer
Kinder der schlechten Lebensweise zufolge, unfähig und ebenfo außer Stande waren, Milch zu
kaufen' das Leben der Säuglinge aus purer Dürftigkeit nicht erhalten konnten. Mit wahrer
Sehnsucht erwartete man das Milchgebendwerdeneiner vorhandenen Ziege, doch bevor jene Zeit
kam hatte schon der Tod solche Opfer der bittersten Armuth erlöst! Das sind Bilder der ver¬
schämtenArmuth, der nackteu Wirklichkeit entnommen, die zwar nicht durch Zeitungen hinaus¬
posaunt werden gleich den übertriebenen Alarmnachrichtenvon dem Nothstand der Eifel, die
vielmehr den Vorzug habeu, daß sie auf genauer Beobachtung beruhen. Leider begegnet man
ähnlichenZuständen von Ort zu Ort.

Ich wiederholedaher nochmals, wenn den hohen Abgeordnetentue geschilderten Verhält¬
nisse persönlich bekannt wären, dann könntenwir uns dem festen Vertrauen hingeben, daß sie es
als „Ehrenfache" betrachtenwürden, das Loos dieser armen Leute zu erleichtern.

Hoffen wir denn, daß unferm dringenden Hülferuf ein gerechtes Gehör gegeben werde
und die Straße wenigstensbis Peterslahr zu bauen Hochgeneigtestgenehmigtwird.

Ew. Fürstliche!,Durchlauchtunterthänigster
Hesselbein, Förster zu Neustadt,

im Auftrage der Unterzeichnerder Petition.
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Neustadt, Kreis Neuwied, den 7. Mai 1888.

Betreffend:
Gesuch der Anwohner des oberen Wicdthals um Weiterführung der Wiedthalstrahe.

An
das hohe Haus der Provinzial-Landtagsabgeordnetender Nheinproviuz zu Düsseldorf.

Angesichts der Unziigänglichkeitund des gänzlichenMangels an Verkehrsmitteln des
oberen Wiedthals, von Neustadt aufwärts, hatte auf dringendesAnsuchen der Bewohner desselben
die Hochlöbliche Provinzial-Verwaltung zu Düsseldorfdie Gewogenheit,schon im Jahre 1886 die
Wetterführung der Wiedthalstrahe von Neustadt an, durch Vermessen derselben und Aufstellung
eines Kostenanschlages anzubahnen.

Die traurige Thatsache, daß das an Mineralien so reiche Wicdthal, von Neustadt auf¬
wärts bis nach Peterölahr, weder zu Fuß noch zu Wagen zu passiren ist, ließ uns hoffen, daß
das Projekt auch ausgeführt werden würde. Indessen sind bis hente weitere Schritte nicht geschehen.

Inzwischen nun ist von der Gemeinde Altenburg, der benachbarten Bürgermeisterei
Asbach, ein Antrag abgeschickt, um dahin zn wirken, daß die projektirte Straße von Neustadt
über Altenburg nach Schoenberg führen, das Wiedthal also schon oberhalb Neustadt verlassensoll.

Motivirt soll jener Antrag dadurch sein, daß nur 4 Haushaltungen, welche zwischen
Neustadt und Pctcrslahr unmittelbar am Wiedbach wohnen, insbesondere aber ein ebendaselbst
liegendes Landgut des Herrn Landraths des hiesigenKreifes, von der Straße vrofitiren würden.

In Betreff diefer Gründe ist die erste Auffassung, daß nur 4 Haushaltungen einen
Genuß von der Straße, durchs Wicdthal gelegt, haben würden, zu beschränkt,als daß sie wider¬
legt zu werden braucht. Wenn auch jene Hofe, welche in Wirklichkeitgar keinen Fußweg nach
ihrem Anwesenhaben, sondern die Flußsohle als solchen benutzen müssen, falls der Wasserstand
es erlaubt, in erster Linie von der Straße vrofitiren, fo schließt das ja nicht aus, daß das
ganze Wicdthal gleichzeitig dadurch den nöthigen Aufschlußerhält.

Was sodann das beregte Landräthliche Gut betrifft, so ist das allerdings in ähnlicher
Lage. Leider aber ist dasselbe nichts weniger wie ein Sporn zu dem projektirten Straßenbau,
vielmehr gerade das direkte Gegentheil!

Gerade dieses landräthlicheGut ist die einzige Veranlassung, daß von Seiten der jetzigen
Landratur gar nichts für den so nothwendigenAufschluß geschehenist, nm nicht den Schein
hervorzurufen,daß etwaige Schritte von dieser Seite zum Bau der Straße mit den Interessenten
des betreffendenGutes in Verbindung gebracht werden können.

Wie egoistisch jener Antrag von der kleinen Gemeinde Altenburg ist, und wie sehr
gerade hier Sonderintcressen zu Grunde liegen, zeigt ein einziger Blick auf die Spezialkarte
hiesiger Gegend. Abgesehendavon, daß die Bürgermeisterei Asbach mit direkten Staatsstraßen
nach Eitorf, Altenkirchen, Honnef und Linz verbunden ist, bliebe, falls die Straße über Altenburg
nach Schoenebergführen sollte, das Wiedthal zwischen Neustadt und Peterslahr, überhaupt das
ganze obere Thal, nach wie vor unaufgeschlossen,und die Bürgermeisterei Neustadt wäre nach
wie vor angewiesen, für fämmtlicheGewichtsartikel, z, B. Steinkohlen, Kalk zum Düngen lc.
ebensovieloder noch mehr Fuhrlohn auszugeben, wie die Produkte in Linz als der nächsten
Eisenbahnstationkosten. Ebenso kommen die Waldbesitzer an jener Stelle des Wiedthals niemals
M die Lage, ihr Holz preiswerth absetzen zu können.
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Der große Uebelstand,den diese unerschwinglich hohen Fuhrlöhne schon allein an Stein¬
kohlen hervorrufen, gestaltet sich aber für unsere dürftige Bevölkerungum so trauriger, je größer
die Verdieustlosigkeit der hiesigenGegend ist.

Wie sehr die armen Leute unter den strengen anhaltenden Wintern der letzten Jahre
bei den einzig dastehendenhohen Preisen für Beschaffungvon Steinkohlen gelitten haben, und
wie viel Krankheitendie Entbehrung der nothwendigen Wärme namentlichbei Kindern im Gefolge
hatte, davon wird sich schwerlich einer der Zerren Abgeordneteneine Vorstellung machen können.
Würde nun aber das Wiedthal von Neustadt an aufwärts weiter aufgefchlossen, so würde dem
Uebelstandedadurch abgeholfen,daß von der Station Seifen die Produkte etwa für den halben
oder noch geringeren Fuhrlohn zu beziehen wären.

Es ist eine traurige Thatsache, daß die große Dürftigkeit unserer armen Gegend nach
llußeu hin fast gar nicht oder doch viel zu wenig bekannt ist. Fragt man sich nach dem Grunde
derselben,so findet man, daß von hier aus fast gar keine Klagen in die Oeffentlichteitdringen.
Die arme Bevölkerungträgt ihr hartes Loos mit einer bewunderungswerthenGeduld.

Wenn man z. V, sieht, wie alte steife Männer tagtäglich einen Weg von drei Stunden
zurücklegen(z. V. von Etscheid nach Peterslahr), um zu ihrer sie beschäftigendenGrube zu
gelangen so zwar, daß abwechselndein um das audere Mal die weite Tour über Berg und
Thal — in der Nacht zu machen ist; wenn man dabei bedenkt, wie unzureichendfür folche
tägliche Beschäftigung die Nahrung dieser armen Leute ist, von denen kaum fünf Prozent im
Jahre einigemal Fleisch genießen,und Alles dieses ertragen wird ohne Klagen, dann muh man
sich sagen, diese Leute haben verdient, daß sich die Provinz ihrer annimmt.

Wir sind überzeugt, wenn das hohe Haus der Abgeordnetendie Dürftigkeit der hiesigen
Bevölkerungaus eigener Anschauungkennte, es würde sich keine Stimme finden, welche nicht mit
Vergnügen derselben durch Bewilligung der Mittel zu diesem Straßenbau eine Besserung der
Verhältnisse angedeihenlassen würde.

Was nun das Wiedthal in anderer Beziehung betrifft, so hat, gleichsam zur Entschädi¬
gung der Bewohner desselben, für so mannigfacheEntbehrungen, die Natur einen Zauber über
dasselbe ausgegossen,welcher nach außen hin ebensowenigbekannt ist, wie die Dürftigkeit seiner
Bewohner. Die Wied selbst, im unteren Laufe mehr Fluß wie Bach, schlangelt sich schön-
geschwungen durch ein üppiges, sehr anmuthiges Wiesenthal. Die sich eng anschließenden,mit
Laub und Nadelholz bestandene Bergen sind von hoch romantischen,stets abwechselndenFormationen.
Nicht selten finden sich großartige gigantische Felsenparthien, welche dem Thale einen Neiz verleihen,
wie ihn die anderen Seitenthäler des Rheins nicht auszuweisen haben.

Auch nach dieser Richtung hin muß es daher wünschenswert!)erscheinen,daß solche
Schönheiten der Verborgenheit entrissen werden, welche geeignet sind, die Anziehungskraft der
Rheinprovinz noch zu vermehren. Wir bitten daher das hohe Haus der Abgeordnetenebenso
dringend wie vertrauensvoll

die Mittel zu diesem so nothwendigenStraßenbau Hochgeneigtest bewilligen zu wollen."
gez.: Peter Maringer, Pfarrer, Neustadt.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteDr. Muth hat das Wort zur
Geschäftsordnung.

AbgeordneterDr. Muth: Die Herren sind gewiß damit einverstanden, daß das Ver¬
lesen der umfangreichenSchriftstückeaufhört, denn wir wollen doch dem Prinzip treu bleiben,
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das wir zu Anfang der Session ausgesprochen haben, daß wir nämlich alle diese Petitionen dem
Ausschußüberweisen. Wir haben schon zu den beiden vorhergehenden Punkten Petitionen verlesen
lassen, ohne daß wir in die »oäo» inatoriaL eingetretensind. Ich erlaube mir nun zu beantragen,
auch diese Petition dem Ausschußzur Begutachtung zu überweisen.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Es liegt der Antrag vor, mich diese Angelegenheitdem
Prouinzial-Ausschußzur Begutachtung zu überweisen. Wenn Niemand in dieser Sache das Wort
nehmen will, so nehme ich an, daß die Versammlung damit einverstandenist. (Rufe: Ja!)

Dann wäre dieser Gegenstand erledigt und wir kämen zum 9. Gegenstand der Tages¬
ordnung: Beschwerde von Brandbeschädigten in Longkamp wegen verweigerten
Austritts aus der Provinzial-Feuer-Societät. Herr Gcheimrath Seul hat die betreffenden
Akten hier und ich möchte ihn ersuchen, das Referat über diesen Gegenstand zu erstatten.

Geheimrath Senl: Meine Herren! Zwei Brandbcfchädigte aus Longkamp, Reinhardt
und Stein, haben sich mit einer Petition an den Provinzial-Landtag gewandt, in der sie bitten,
ihnen entgegen den Entscheidungender Direktion der RheinischenProvinzial-Feuer-Societät und
des Prouinzial-Vcrwaltungsrathü zu gestatten, aus der Feuer-Societät Ende vorigen Jahres aus¬
zutreten und ihre Abmeldung,die im September v. I. erfolgt sei, für gültig zu erklären. Der
Sachuerhalt ist folgender: Die beiden Leute habe» am 22. September v. I. den Antrag auf
Austritt aus der Societät gestellt. Dieser Antrag ging bei der Direktion am 26. September
ein und wurde, da die Unterschrift der beiden Leute uicht von einem öffentlichen Beamten be¬
glaubigt war, wie es das Reglement vorschreibt,und da außerdem die Einreichung der Abmeldung
durch den Agenten einer Privatgesellschaft geschehen war, da man also nicht wissen konnte, ob
die Leute selbst unterschriebenhatten, an den Bürgermeister zurückgesandtmit dem Ersuchen,die
Beglaubigung der Unterschriftenherbeiführenzu wollen. Der Bürgermeister hat versucht, diesem
Auftrage zu entsprechen,er hat aber am 1. Oktober der Direktion angezeigt, daß er die Leute
aufgefordert habe, vor ihm zu erscheinen,daß sie aber dieser Aufforderung keine Folge geleistet
hätten. Infolgedessen ist dein Antrage der Petenten keine Folge gegeben worden, und deshalb
hat auch der Prouinzial-Verwaltungsrath die Beschwerdeführerablehnend befchieden. Ich glaube,
daß auch jetzt kein Grund vorliegt, eine andere Entscheidungzu treffen.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Ich eröffne die Diskussion über diesen Gegenstand und
frage, ob Jemand zu demselben das Wort verlangt. (Pause.) Das ist nicht der Fall. Ich
schließe die Debatte und schreite zur Abstimmung über die Petition der Brandbeschädigtenin
Longkamp. Ich bitte diejenigen Herren, welche dafür sind, daß dieser Beschwerde entsprochen
werden soll, sich zu erheben. (Es erhebt sich Niemand,) Es ist damit die Petition verworfen.

Wir kommen zum 10. Punkt der Tagesordnung: Beschlußfassung) über den
Entwurf eines neuen Reglements für die Provinzial-Feuer-Societät. Dieses Regle¬
ment ist in Ihrer aller Hände und ich stelle dasselbe zur General-Diskussion.— Der Herr
AbgeordneteLindemanu hat das Wort.

AbgeordneterLindemann: Meine Herren! Das neue Reglement verändert, soweit ich
mich informirt habe bei einer, wie ich zugebe nicht sehr gründlichenDurchsicht, ziemlicherheblich
die Grundlageu der Provinzial-Feuer-Societät wie sie jetzt besteht,und es scheint mir daher doch
angezeigt, daß auch dieses Reglement zuuächst wiederum an den Provinzial-Ausschuß zur Vor¬
prüfung überwiesen wird, wenn ich auch zugeben muß, daß der Ausschuß bereits mit vielen
Aufgaben belastet ist. So viel ich erkannt habe, besteht der Hauptunterschiedzwischen dem gegen¬
wärtigen und dem Zustand, wie er nach diesem Reglement werden soll, darin, daß wahrend bis
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jetzt eine Verpflichtung zur Zahlung von Nachschüssen Seitens der Versichertenbestand für den
Fall, daß die regelmäßigen Prämien nicht reichten, diese Verpflichtung jetzt aufgehoben und
dagegen die Bestimmung eingeführt wird, daß die Provinz event, die Verpflichtung übernimmt,
der Societät einen zinsfreien Vorschuß zu gewähren, der spater aus den Uebcrschüssen zurück¬
gezahlt werden soll. Dafür läßt sich die Provinz eine Provision bezahlen, indem sie die Zinsen
aus den, Reservefonds vereinnahmt und sie zu laufenden Ausgabe» verwendet. Es ist ja sehr
angenehm, daß wir auf diese Weise Zinsen im Betrage von 120 000 M. bekommen,indessen ich
bin doch nicht ganz ohne Zweifel, ob diese Einrichtung nicht im Laufe der Zeit Unzuträglichkeitcn
herbeiführen wird. Ich glaube fast, daß ich mich dem Vorschlage meinerseits wohl anschließen
kann, aber ich möchte doch für mein Votum beruhigt sein, wenn möglich durch die Erklärung des
Herrn Direktors der Feuer-Societät, daß Sie diese Einrichtung für ganz unbedenklichhalten.
Wir haben jetzt einen ziemlich hohen Reservefondsangesammelt, aber man muh bei der Einrich-
tung einer öffentlichen Versicherungsanstaltimmer darauf gefaßt fein, daß einmal zwei und mehr
unglückliche Jahre aufeinanderfolgenkönnen und dann würde doch nichts anderes übrig bleiben,
als zu beschließe»,die Prämien zu erhöhen. Bisher konnte man sich helfen, wenn man die
Nachschußprämieneinzog, für die Zukunft aber ist das nicht mehr möglich,sondern man wird zu
einer Erhöhung der Prämien übergehenmüssen. Ich glaube nun aber, daß diese Erhöhung durch¬
zuführen in demjenigenMoment, wo die Prouinzial-Verwaltung besondere innere Weisung hat,
einen solchen Beschluß zu fassen, wahrscheinlich sehr große Schwierigkeitenmachen wird. Denn
es kann diese Prämienerhöhung nicht ohne Weiteres angewendet werden auf die bestehenden
Versicherungen Entweder wird man abwarten müssen,bis die betreffendenVersicherungspcrioden
abgelaufen sind, oder es muß den Versicherte»die Möglichkeitdes Austritts gewahrt werden.
Unter solchen Umständen wird man aber sich zu dem Schritt der Prämienerhöhung sehr schwer
entschließen, weil dadurch leicht ein Massenaustritt herbeigeführtwerden könnte, indem die irrthüm¬
liche AuffassungPlatz greifen würde, als ob die Situation der Societät gefährdet fei. Wir
werden also in einem solchen Falle nicht anders handeln können, als daß wir uns zur Hergäbe
eines Darlehens entschließen, und da dieses zinsfrei ist, so hat die Societät kein Interesse daran,
dasselbe bald zurückzuzahlen und werden wir möglicherweise 20-30 Jahre auf die Rückzahlung
warte» müssen Wenn es auch nicht wahrscheinlich ist, daß dieser Fall eintreten wird, so ist er
doch denkbar und möglich. Auch ist es nicht ganz ohne Zweifel, ob es für die Societät nicht
einigermaßen nachtheilig ist, auf die Zinfen des Reservefonds zu verzichten. Ich wünschedie
Hebung der Societät und es würde mir, wenn der Verzicht für tue Societät nachtheiligist, doch
zweckmäßig erscheinen, denselben nicht auszusprechen. Es wurde in dem einleitenden Vortrage von
dem Herrn Landes-Direktor hervorgehoben,daß dieser Verzicht nicht viel ausmache, nur etwa
1 Prozent der Prämien (Rufe: 3 Prozent!) Es mag richtig fein, daß, wenn man den Betrag
auf alle Prämien gleichmäßig vertheilte, die Mindereinnahme nicht erheblich ist, aber so denke
ich mir die Verwerthung dieser Summe auch nicht, sondern nach den Erfahrungen, die man bei
der Westfälischen Societät gemacht hat, würde eine solche Einnahme verwendet werden für die-
ieniaen Kreise u»d Bezirke, welche dauernd gnteNefultate ausweisenkönnen m der Weise, daß man
ür diese Kreise einen prozentualen Nachlaß der Prämien gewährt. Es würde meines Erachtens

für die Hebung der Profperität der Societät wünschenswert!) sein, wenn ste diese 120 000 M.
jährlich verwenden kömüe i» diesem «der jenem Bezirk, wo vorzüglichgesorgt ist für Feuerlösch-
geräthe wo die Bauart eine sehr gute ist :c. Man könnte für diese Bezirke eine Verminderung
der Prämie um 10, 15, 20 Prozent beschließen und es dadurch vielleicht erreichen,daß viele von
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der Privatversichemng zur öffentlichen Versicherungübergehen würden. Es scheint mir wünschens-
werth zu sein, daß diese Frage zunächst im Verwaltungs-Ausschuheingehenderwogen wird, da
sie, wie ich glaube, von ziemlich erheblicher Bedeutung ist.

GestattenSie mir nur noch ein paar Kleinigkeiten hervorzuheben, bei welchen mir außerdem
noch Bedenken aufgestoßen sind. Der Hauptpunkt bezieht sich auf den §, 24, worin es
heißt, daß der einmal festgestellte Etat bis zur Feststellungeines neuen Etats in Kraft bleiben soll-
Ich meine, der Etat darf immer nur für eine bestimmteZeitperiode aufgestellt werden und muß
für die folgendeZeit ein neuer Etat festgestellt werden. Die Einrichtung, welche hier geschaffen
werden soll, besteht bei allen anderen ProvinzialständischenInstituten nicht. Ob die Bestimmung,
daß die Etatsüberschreitungengenehmigtwerden tonnen vom Provinzial-Ausschuß,ganz unbedenklich
ist, das unterbreite ich Ihrer Erwägung. Es scheint mir nicht zweifelloszu sein, ob es statthaft
ist, daß es, während der Etat von dem Provinzial-Landtag festgestellt wird, dem Ausschußüber¬
lassen bleibt, die Etatsüberschreitungenzu genehmigen. Unter Umständen könnte diese Bestimmung
zu Mißbrauchen führen, indem auch dann, wenn der Provinzial-Landtag eine Ausgabe nicht
genehmigt hat, der Provinzial-Ausfchußsie genehmigt als Ueberschrcitungdes Etats.

Dann ist mir aufgefallenin Bezug auf die Person des Ober-Inspectors, daß die Beamten
sämmtlichdie Eigenschaft der Provinzial-Beamten erhalten fallen, in §. ? aber die Hinzufügung
einer entsprechenden Bestimmung übersehenist. Ueberhaupt will es mir scheinen,daß dieser §. 7
nicht ganz glücklich gefaßt ist. Es heißt dort: der Ober-Inspektor sei bestimmt für die Überwachung
des Dienstbetriebesin den Bureaus der Direktion und habe die Geschäfte des Justitiars zu besorgen.
Es will mir scheinen, als ob das zu sehr spezialisirtwäre, denn es dürfte doch nicht zweckmäßig
fein, dies Alles in dem Reglement festzulegen, fondern es genügt zu sagen: dem Direktor wird ein
zweiter Beamter zugeordnetals Ober-Inspektor und Justitiar. Es müßte dann allerdings dabei
gesagt sein: er hat die Eigenschaft eines Provinzial-Beamten. Ebenso ist es etwas sonderbar,
wenn an einer anderen Stelle der Ausdruck „Societäts-Neamter" gebrauchtwird. Ich frage, soll
das heißen, daß diese Herren die Eigenschaftals Provinzial-Beamte erhalten? Ich für meine
Person bin im Zweifel, ob es richtig ist, diesen Personen die Eigenschaft als Provinzial-Beamte
zu geben, sie stehen nur in einein Contraktverhältniß zu der Provinz und deshalb darf der Ausdruck
„Societäts-Bcamter" hier nicht gebrauchtwerden. Wenn ich das Kopfnicken des Herrn Direktors
recht verstehe,so scheint hier in der That kein ganz correcter Ausdruckgewählt worden zu sein.

Ich möchte dann noch ein paar andere Kleinigkeitenerwähnen. Es wird in ß. 8 gesagt:
„zur Leitung der Verwaltung, sowie zur Ausübung der fortlaufendenControle der Geschäftsführung
des Direktors wird ein Curatorium eingesetzt." Das ist ja gewiß eine ganz zweckmäßigeBestimmung;
sobald Sie aber zugleich in dem Reglement die vorgeschlagenespezielle Geschäftsordnungfür das
Kuratorium festsetzen, führt dieselbe meines Erachtens zu allerlei Zweifeln. Nach H. 11 kann der
Vorsitzendedes Kuratoriums zur Tagesordnung nur Alles dasjenige stellen, was der Direktor
bestimmt. Sie müssen aber dem Vorsitzendendes Kuratoriums doch wenigstens die Befugniß
geben, nach seinem Ermessen einen Gegenstand zur Tagesordnung stellen zu können. Darf nur
ein solcher Gegenstand berathen werden, der auf der Tagesordnung steht? Das ist doch meines
Erachtens auch nicht angängig. Also entweder eine andere Fassung dieses Paragraphen, ober die
Bestimmungenmüssen ausführlicher deklarirt werden. So wie der Paragraph jetzt lautet, können
sich allerlei Zweifel daran knüpfen.

Ich gestatte mir, zur Erwägung zu stellen, ob nicht dieses Reglement dem Provinzial-Aus¬
schuß zu unterbreitenist zur nochmaligen Berathung und zur Berichterstattungin der nächsten Session.
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Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr Geheimrath Seul hat das Wort,
Geheimrath Seul: Meine Herren! Der Antrag des Herrn Vorredners, die Angelegen¬

heit dem Ausschusse zu überweisen, erscheint mir nicht gerechtfertigt. Durch das Inkrafttreten
der neuen Provinzial-Ordnung ist es dringlich geworden, die Angelegenheitender Provinzial-
Feuer-Societät in den Rahmen der Provinzial-Verwaltung organisatorischeinzufügenund gerade
mit Rücksicht auf diefe Nothwendigkeitist das lange gefühlte Bedürfniß, das Societäts-Neglement
neu zu rebigiren, zurückgestellt worden bis zu dem Zeitpunkt, wo die Provinzial-Ordnung in Kraft
getreten sein würde. Nachdem dies nunmehr geschehen, ist es aber eine absolute Nothwendigkeit,
eine Regelung dieser Angelegenheitherbeizuführen, denn so lange die nicht erfolgt ist, bleibt ein
Vaouum, das nur durch den gute» Willen der Bethciligten ausgefüllt werden kann, das aber
eine gut geordnete und geregelteGeschäftsführungsehr schwierigmacht. Es ist darum dringend
wünschenswert!),daß die Sache noch in dieser Session zum Abschluß kommt.

Was sodann die Hauptunterschiedebetrifft, die zwischen dem bestehenden Reglement und
dem neuen Entwürfe vorhanden sind, so ist von dem Herrn Vorredner ganz richtig hervorgehoben
worden, daß die Bestimmung, nach welcher im Falle die Einnahmen der Societät zur Leistung
ihrer Ausgaben nicht ausreichen, außerordentliche Beiträge in der Form von Prämien-Nachschüssen
von den Versichertenerhoben werden sollen, fortgefallen ist, daß statt dessen die Provinz die
Garantie für etwaige Ausfälle übernimmt, und daß als Gegenleistung der Provinz die Zinsen
des Reservefonds der Societät überwiesen werden, sobald dieser Reservefonds den Betrag der
einmaligen Iahresprämie erreicht hat. Diese Bestimmungen geben aber in der That nicht zu
den BesorgnissenVeranlassung, die der Herr Vorredner geäußert hat. Durchschnittlichwerden
im Jahre au Brandschäden 2—2'/« Million Mark bezahlt, der Reservefonds beträgt dagegen
über 4 Million Mark und die Einnahme an Iahresprämien über 3 Million Mark. Es wird
also selbst in unglücklichen Jahren so leicht nicht der Fall eintreten können, daß eine von der
Provinz zu leistende Garantie wirklich praktisch in Anspruch genommen werden müßte. Dann
aber empfiehlt sich die Bestimmung, daß die Verpflichtung zur Leistung eventueller Nachschüsse
aufgehobenwerde, ganz besondersdadurch, — und dies ist auch im Referat hervorgehoben—
daß viele und namentlich vorsichtige Leute gerade durch diese Nachschuß-Verpflichtungabgehalten
werden, der Societät beizutreten. Nun ist aber, so lauge das jetzige Reglement besteht, uämlich
seit dem Jahre 1852, niemals die Nothwendigkeit,Nachschliffe zu erheben, eingetreten. Es liegt
eben nur die Möglichkeit von Nachschußerhebungen vor, aber diese Möglichkeitwird doch zu hoch
veranschlagt von vielen Leuten, die deswegen der Societät unfreundlich gegenüberstehen. Die
Societät hat wiederholt Jahre erlebt, in welchen sie mit ihren Prämien nicht ausgereicht hat,
aber sie hat auch Jahre gehabt, wo sie erhebliche Überschüsseerzielte, und das Facit ist ja, daß
sie einen Reservefondsvon über 4 Million Mark hat ansammelnkönnen. Ich meine, diese Erfahrung
gebe ja eine gewisse Grundlage dafür, daß auch für die Zukunft die Societät aus eigenen Mitteln
sich erhalten und die Inanspruchnahme der Mittel der Provinz nicht nothwendig werden wird.
Die Provinz soll nur eine Art von Rückversicherung übernehmen, sie soll die Verpflichtunghaben,
im Falle der Reservefonds aufgezehrt worden ist, der Societät mit zinsfreien Vorschüssen beizu¬
springen und dafür zahlt als Gegenleistung die Societät die jährlichen Zinsen des Reservefonds,
welche zur freien Verfügung des Provinzial-Landtages stehen. Ich glaube, daß dieser Construktion
ein praktisches Bedenkennicht entgegenstehen kann.

Eine dritte wesentliche Veränderung betrifft die Ausdehnung des Rechtswegesin Streitig¬
keiten zwischenden Versicherte!!und der Societät. Bisher besteht die Vorschrift, daß entweder



126

der Rekurs oder der Rechtswegzulässig ist, wenn aber einmal der Weg des Rekurses beschritten
war, so war der Rechtsweg verschlossen. Das soll nun dahin erweitert werden, daß der Rechts¬
weg auch dann zulässig ist, wenn erst der Nckursweg beschritten worden ist.

Was nun die Einzelheitenbetrifft, die der Herr Vorredner bemängelt hat, fo darf ich
wohl mit einigen Worten darauf zurückkommen.Wenn zunächst behauptet worden ist, daß im
§. 7 des Entwurfes die Stellung des Oberinspektors nicht hinlänglich klar präcisirt sei, so muh
ich darauf aufmerksammachen, daß im 8- 4 des Entwurfs ausdrücklichbestimmt wird, daß die
Societät als Provinzial-Anstalt nach den Bestimmungen der Provinzial-Ordnung verwaltet wird.
Damit ist ausgefprochen,daß der Oberinspektorden Charakter als Provinzialbeamter hat. Wenn
weiterhin hervorgehobenwurde, daß die Funktionen des Oberinspektors im §. 7 etwas zu enge
gefaßt seien, so meine ich, würde dieser Einwand dadurch hinfällig, daß es im H. 7 heißt:
„Welchem insbesondere die Ueberwachung des Dienstbetriebesin den Bureaus obliegt". Ich
meine, das wäre doch nicht zu beschränkend,da im Allgemeinenin dein bezüglichen Paragraphen
bestimmt ausgedrückt ist, daß er dem Direktor zur Unterstützung zugeordnetsei und daß ihm
„insbesondere" die und die Funktionen obliegen.

Dann ist bemängeltworden, daß in §. 1 1 bestimmtwird, die Berufung des Kuratoriums
solle durch den Vorsitzendendesselben erfolgen unter Mittheilung einer von dem Direktor
aufzustellenden Tagesordnung. Es steht nichts entgegen statt dessen zu sagen: „vorzu¬
schlagenden Tagesordnung". Die Fassung ist so geworden, weil lediglich der Direktor in der
Lage ist, dem Vorsitzendenmitzutheilen: „es ist jetzt Material für eine Sitzung vorhanden".
Damit ist ja in keiner Weise ausgeschlossen,daß nunmehr auch der Vorsitzende des Kuratoriums
feinerseits noch die Gegenstände,die er wünscht,zur Tagesordnung stellen kann.

Dann hat der Herr Vorredner noch eine Bemerkung gemacht zu §. 18, wo es heißt,
daß der Direktor befugt ist, mit Genehmigung des Kuratoriums an Stelle der Bürgermeister
andere Personen mit Führung der örtlichen Geschäfte der Societät zu beauftragen, welche damit
die Eigenschaft als Societätsbeamte erhalten. Damit hat nur gesagt werden sollen, daß
diese Personen in ein amtliches Verhältniß zur Societät treten. Es kann dieser Satz, wenn
Bedenkengegen denselbenobwalten, einfach gestrichen werden.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteFreiherr von Lo8 hat das Wort.
AbgeordneterFreiherr von Loö: Ich glaube, meine Herren, die eben gehörten Aus¬

führungen des Herrn Direktors der Provinzial-Feuer-Societat haben bewiesen, daß es wünschens-
wcrth und sogar dringendwünschenswerthist, daß schon in der diesjährigenSession ein Definitivum
geschaffen werde. Es ist das ein Bedürfniß, das wir jahrelang gefühlt haben. Ich glaube auch,
daß der Herr Direktor die Hauptbedenkendes geehrten Herrn Lindemann beseitigt hat, und ich
möchte mir nur erlauben, auf zwei Punkte einzugehen. Der eine derselben ist allerdings schon
berührt worden, aber ich wollte einen Abänderungs-Antrag stellen. Im §. 22 ist bestimmt, wie
Sie hier gehört haben, daß, wenn der Reservefundsden Betrag der einfachen Iahresprämie erreicht
hat, dann der Provinzial-Landtag die freie Verfügung über die Zinsen habe. Wenn Sie das in
einem Paragraphen so nackt hinstellen, so steht das scheinbar mit dem Prinzip der Provinzial-
Feuer-Societiit, mit dem Gegenseitigteits-Prinziv, in Widerspruch. Wenn man nun einen derartigen
Paragraphen hinsetzt, so sieht das aus, als wenn die Provinz einen Erwerb machen wolle, um
dadurch die Mittel zu einem beliebigenZweck zu erhalten. Der Paragraph hat aber nur den
Zweck, die Provinz für die im §. 23 für größere UnglücksfälleübernommeneGarantie schadlos
zu halten. Meine Ansicht geht nun dahin, daß die Fassung dieses Paragraphen eine andere sein
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müsse und daß §. 22 den Schluß des §. 23 bilden müsse, etwa in der Weise — ich habe mir
erlaubt, mit dem Herrn Direktor darüber zu sprechenund er theilt diese Ansicht— in der Weise,
daß wir §. 22 streichen und an §. 23 einfach den Satz anreihen: „Dagegen steht dem Provinzial-
Landtage die freie Verfügung des Reservefonds zu, wenn dieser den Betrag der einmaligen
Iahresprämien-Einnahme erreicht hat," Das ist die logische Folge. Ein zweiter Punkt ist der
§. 18, der auch schon wiederholt besprochen worden ist. Dieser Paragraph handelt von den Beamten
resp. Bürgermeistern als Agenten der Provinzial-Feuer-Societät. Der Agent einer Gesellschaft,
also auch der Societät, muh vornehmlichdie Eigenschafthaben, sich für die Sache zu interessiren,
also thätig dafür zu fein; er muß zweitens das Vertrauen Derjenigen haben, die er gewinnen
will, fönst bekommt er keine Versicherungen. Nun ist es ja nicht zweifelhaft, daß in den meisten
Fällen die Bürgermeister durchaus geeigneteAgenten sind, es giebt aber Fälle, in denen die
erwähnten Eigenschaftennicht vorhanden sind. Es giebt Bürgermeister, die sich wenig für die
Sache interefsiren, es giebt andere, die in keinem Vertrauensverhältnis; zur Gemeinde stehen. Das
sind doch sicher keine guten Agenten und sie werden für unsere Societät keine Propaganda machen,
sondern die Versicherer vielmehr in die Arme anderer Gesellschaften treiben. Nun ist dein Direktor
die Befugniß gegeben,mit Genehmigungdes Kuratoriums sowie des Oberpräsidentendie Bürger¬
meister zu entlassen, Nun ist es aber gewiß der sehr nahe liegende Wunsch des Letzteren, daß
die Bürgermeister in ihrem Einkommennicht geschmälertwerden. Sie beziehen 6°/, Tantieme
und es ist ja gewiß sehr wünschenswerth,daß sie in ihren Einkommcns-Verhältnifsengut gestellt
sind, aber das ist doch kein Grund, sie unter allen Umständen in ihrer Stellung als Agenten zu
belassen und ich weih nicht, ob die Genehmigung des Herrn Oberpräsidenten, die zu ihrer Ent¬
lassung erschwerend wirkt, heute noch nothwendig ist. Wollen Sie erschwerende an die Entlassung
knüpfen, dann sagen Sie: „Der Prouinzial-Ausschußhat die Genehmigungzu ertheilen", dagegen
habe ich nichts einzuwenden,aber ich möchte beantragen, daß die Genehmigungdes Oberpräsidenten
gestrichen werde. Es ist kein Zweifel, der Fall wird nicht sehr häufig vorkommen, aber wo das
Bedürfniß der Entlassung vorliegt, da ist es auch wünschenswerth, daß ihm mit einer gewissen
Leichtigkeitgenügt werden kann, Culanter müssen wir werden und Propaganda müssen wir
machen,das ist es, was unserer Prouinzial-Societiit fehlt und der Hauptpunkt besteht darin, daß
wir die Personen frei wählen können, welche für das Geschäftdie besten sind und darum möchte
ich bitten, die Genehmigung des Oberpräsidentenzn streichen.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteBecker hat das Wort.
AbgeordneterBecker: Ick habe mich nur zum Worte gemeldet,weil ich den Wunsch theile,

daß das Reglement womöglichin dieser Session zur Annahme gelange und zwar habe ich den
Wunsch aus materiellen und formellen Gründen. Materiell, weil ich in Uebereinstimmungmit
dem Vorredner die Grundgedankendieses Regulativs, besonders die beiden Neuerungen, nämlich,
daß Nachzahlungenvermiedenwerden sollen und daß der Rechtsweg in bestimmtenFällen offen
stehen soll, für wesentliche Verbesserungenhalte, und formell, weil, wenn Sie in dem jetzigen
Landtage die Sache nicht erledigen, damit ein Auffchub der Einführung des neuen Reglements
um ein volles Jahr die Folge fein wird. Darum haben wir allen Grund, bei biefer Vorlage
trotz des berechtigten Wunsches bald nach Hause zu kommen, zu prüfen, ob denn wirklichso
wichtigematerielle Bedenkenvorliegen, um dieses Reglement nicht schon jetzt annehmen zu können.
Die ganzen Erinnerungen, welche dagegen gemacht werden, sind doch nur von untergeordneter
Bedeutung, und ich glaube, sie lassen sich wohl hier im Plenum erledigen. (Zustimmung.)

Wenn ich kurz auf dieselben eingehendarf, so gebe ich Herrn Lindemann zu, daß der
§. 7 vielleicht zweckmäßiger eine allgemeine Fassung hätte erhalten können, aber die Ausführungen



128

des Herrn Direktors haben bewiesen, daß mit demselben auch zu arbeiten ist und daß der Ausdruck
„insbesondere" die freie Bewegung gewährleistet. Was die Erinnerung zu §. 11 betrifft, so
gebe ich zu, es ist nicht ganz correkt, dah man dem Vorsitzenden des Kuratoriums zumuthet, eine
Einladung zu erlassen, auf Grund einer von: Direktor aufzustellenden Tagesordnung, denn das
sieht fast aus, als ob der Direktor die Tagesordnung feststellteund der Vorsitzendenur die
Competenzhätte, die Herren zu der Versammlung einzuberufen. Ich sollte meinen, das wäre
nicht wefentlich, daß der Vorsitzende die Tagesordnung von dem Direktor erbittet, denn das liegt
in der ganzen Situation. Ich würde deshalb anheimgeben, einfach zu sagen: „unter Mit¬
theilung der Tagesordnung", dann kommen wir zu §. 18 und da muß ich zu meinen: Bedauern
gestehen, ich halte die Aenderung, die Freiherr von Lo« will, doch nicht für ganz fo prinzipiell
unbedenklich, wie er sie darstellt. Vom Zweckmähigkeits-Standpunktegebe ich zu, daß eine freie
Bewegung in der Wahl des Perfonals vielleicht nicht unerwünscht ist, wenn Sie aber auf der
einen Seite den Bürgermeister verpflichten,Agent der Societät zu sein, so müssen Sie ihm auch
den Schutz dagegen geben, daß ohne sein Verschulden kein Wechselder Person eintritt und diese
Bürgschaft liegt in erhöhtem Maße in der Zustimmung eines hochgestellten Staatsbeamten, als
wenn Sie das einem Selbstverwaltungskörperüberlassen. Es scheint die vorliegendeFassung des
Paragraphen doch zweckmäßigerund wenn keine materiellen Schäden zu befürchten sind, dann
würde ich bitten, an dieser Fassung festzuhalten. Mit der von Freiherrn von Lo« gewünschten
Umstellungder §H. 22 und 23 kann ich mich dagegen nur einverstandenerklären.

Was endlich den §. 24 betrifft, so muß ich Herrn Lindemann Recht geben. Dieser
Passus, „der einmal festgestellte Etat bleibt bis zur Feststellungeines neuen Etats in Kraft" —
hat feine Bedenken, ja, meine Herren, dann kann ein Etat dauernd in Geltung bleiben und ich
glaube nicht, daß diefe Bestimmung nothwendigist. Wenn ungewöhnliche Verhältnisse eintreten,
wenn der zweijährigeEtat noch nicht einmal von dem Provinzial-Landtag festgestellt werden kann,
dann kann man der Sache im gewöhnlichen Lauf der Dinge ihren Fortgang lassen. Ich würde,
wenn Sie diese Bedenkentheilen, den Antrag stellen, diesen Passus zu streichen und das Reglement
«n liloo anzunehmen,da es ja im Uebrigen nicht bemängelt ist. (Bravo!)

Vorsitzender Fürst zu Wied: Ich bitte den Antrag hier einzureichen. Der Herr Ab¬
geordneteZweigert hat das Wort.

AbgeordneterZweigert: Meine Herren! Ich hatte mich zum Worte gemeldet, um mich
gegen den Antrag des Freiherrn von Los zu wenden. Ich kann aber nach den Ausführungen
des Herrn Becker hierüber hinweggehen. Ich möchte mir noch eine Auskunft von dem Herrn
Direktor der Societät erbitten in Bezug auf den Rechtsweg. Es ist gesagt worden in Z. 84:
„Gegen die Verfügungen und Entscheidungendes Direktors steht den Betroffenen die Beschwerde
an das Kuratorium und gegen die Entscheidungendes letzteren die Beschwerde an den Prouinzial-
Ausschußzu. Der folgende§. 85 erklärt den Rechtswegbei Streitigkeiten zwischen der Societät
und einem Versichertenunter den im §. 66 gedachten Beschränkungenfür zulässig. Es ist dies
ganz allgemein gesagt, es ist also darnach der Rechtsweg zulässig nicht nur, wenn es sich um
die Höhe des Schadens, sondern auch darüber handelt, ob man Gebäude aufnehmen soll, an denen
z. B. polizeiliche Mängel vorhanden sind. Ich kann mir nun nicht denken, daß man gegen den
Entscheid:wir suspendiren die Versicherung,weil die polizeilichen Bestimmungennicht erfüllt sind,
im Rechtswegesollte vorgehen können. Das scheint aber nach dem Wortlaut des 8. zulässig zu
fein uud ich möchte darüber gern Auskunft erhalten.

(Stelluertr. VorsitzenderGeh. Iustizrath Adams übernimmt den Vorsitz.)
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Stellvertr. VorsitzenderGeh, Iustizrath Adams: Se. Durchlaucht der Fürst zu Wied
hat das Wort.

Fürst zu Wied: Meine Herren! Ich hatte zunächst mich zum Wort gemeldet,um dem
Herrn OberbürgermeisterDank zu sagen für die freundlicheArt, in welcher er für die Fertigstellung
und sn bloc-Annahme dieses wichtigen Reglements eingetreten ist. Ich kann Ihnen die Ver¬
sicherung geben, daß der Provinzial-Verwaltungsrath schon lange Jahre das Gefühl hatte, daß
das alte Reglement sehr bedeutendeMängel aufwies, trotzdem nach und nach 12 Nachträge zu
demselben entstanden waren. Ich möchte sagen, wir hatten ein Geschäft ohne eine rechtliche
geschäftliche Basis, denn .unsere Provinzial-Feucr-Societät ist ja eben ein Geschäft. Wir haben
in unserer Provinzial-Verwaltung zwei Geschäfte; das eine ist unsere Landesbank, deren Statut
der letzte prouinzialständischcLandtag festgestellt hat, das andere Geschäft ist das Institut unserer
Provinzial-Feuer-Societät.

Meine Herren! Ich freue mich, daß es unserer alten Provinzial-Verwaltung noch gelungen
ist, Ihnen ein neues Statut in dieser Form hier vorzulegen, und ich möchte das begrüßen als
ein Abschluß der ganzen Organisation unserer Verwaltung, daß wir dieses so wichtigeStatut
Ihnen noch haben vorlege»: können. Ich freue mich außerordentlich, daß, wie Herr Oberbürger¬
meister Becker sehr richtig gesagt hat, nur ganz geringfügige Ausstellungenan demselbengemacht
worden sind. Ich bitte Sie, meine Herren, dem Antrage des Herrn Becker nachzukommen und
zunächst in der General-Diskussion, die wohl bald erledigt sein wird, und dann in der Spezial¬
Diskussion diese paar Mängel zu corrigiren und das Statut noch in der heutigen Sitzung fertig
zu stellen. Ich möchte mir aber auch noch erlauben, Sie auf den Schlnßantrag hinzuweisen,der
von Seiten des Provinzial-Verwaltungraths gestellt worden ist und der dahin geht, daß im Falle die
Königliche Staatsregierung irgendwelche Ausstände an dem jetzt vorliegendenReglement machen
sollte, der von Ihnen zu wählende Ausschuß ermächtigt sein soll, Namens des Provinzial-Landtagesdie
nothwendigenAbänderungen vorzunehmen,natürlich dem Reglement möglichst sinnentsprechende
Veränderungen, damit dieses Reglement von dem Ministerium in der Folge angenommenwerden
und möglichst bald in Geltung treten kann. Sie hätten dann, nachdem alle diese Anregungen
gegeben worden sind für die redaktionellenAenderungen, soweit sie nicht auf die Prinzipien ein¬
gegangen sind, wie Herr OberbürgermeisterZweigert dies gethan hat, uns einfach an die Hand
zu geben, die und die Punkte sind nach unserer Ansicht zu ändern, und wir beauftragen den
Provinzial-Ausschuß,diese Aenderungenin dem Sinne, wie wir es hier besprochen haben, vorzu¬
nehmen. Dann hätten wir sie nicht hier in' der großen Versammlung festzustellen. Ich möchte
Herrn Becker anheimgeben,sob er nicht vielleicht feinen, Antrag einen dementsprechenden Zusatz
anfügen möchte. Im Uebrigen möchte ich Ihnen nochmals Dank fagen, daß Sie in solcher Weise
unseren Antragen entgegengekommen sind.

Stellvertr. VorsitzenderGeh. Iustizrath Adams: Ich bemerke zunächst,daß Freiherr
von Los seinen zu §. 18 gestellten Antrag, die Genehmigungdes Oberpräsidenten zu streichen,
zurückgezogen hat. —. Der Herr AbgeordneteCourth hat das Wort.

AbgeordneterCourth: Meine Herren! Ich wollte zu einem speziellen Punkte sprechen,
nämlich in Betreff der Frist behufs der Einlegung des Rechtsweges. Ich möchte bitten,
diese Frist auf 3 Monate zu verlängern. In dem vorliegenden Entwürfe ist dieselbe auf 2 Monate
festgesetzt. Schon das bisherige Reglement gewährte bei Mobilarversicherungen3 Monate.

Stellvertr. Vorsitzender Geh. Iustizrath Adams: Der Herr Abgeordnete Lindemann
hat das Wort.
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AbgeordneterLindemann: Ich möchte bemerken, daß ich meinen Antrag, die Sache an
den Prouinzial-Ausschußzu verweisen,zurückziehe, da ich nunmehr auch der Ansicht bin, daß ein
prinzipiellerUnterschiednicht vorhanden ist,

Stelluertr. Vorsitzender Geh. Iustizrath Adams: Der Herr Abgeordnete Graf von Vrühl
hat das Wort.

AbgeordneterGraf von Vrühl: Ich möchte nur vorab aussprcchen,daß das neue Statut
vom praktischenStandpunkteaus alle Anerkennung verdient. Jeder, der sich häufigerdamit beschäftigen
muh, einer ländlichenBevölkerungdie Bestimmungender Feuerversicherungauseinander zu setzen,
der muß eine wahre Erquickungempfinden,wenn er die neuen Bestimmungenansieht. Immerhin
aber habe ich noch einige Wünsche und zwar zunächst in Bezug auf die Ausmerzung gewisser
Fremdwörter. Ich hätte gewünscht,daß man das Wort Societät, ferner die Wörter Kuratorium,
Reglement und dergleichen Ausdrücke ausgemerzt hätte, denn die gehören doch in die Rumpelkammer
hiuein. (Heiterkeit.)

Wenn man einfachen Landleuten solche Ausdrücke erklären soll, so geräth man wirklich
in die größte Verlegenheit,

Ich möchte mir dann noch eine Anfrage erlauben. Es ist in dem neuen Reglement
vorgesehen,daß das Kuratorium ernannt wird von dem Prouinzial-Ausschuß und daß es besteht
aus solche» Mitgliedern, welche alle mindestens mit 30 000 M. versichert sind. Ich hätte nun
gedacht, daß es wenigstens im Grundsatz doch wohl den Societätsverhältnissen entspricht, wenn
möglichst allen Mitgliedern die Möglichkeitgewährt wird, sich an den Arbeiten des Kuratoriums
zu bethciligenund ich möchte deshalb fragen, ob es nicht möglich ist, daß auch die niedriger
Versicherten in das Kuratorium gewählt werden können. Sollte vielleicht die Befürchtung bestehen,
daß dadurch andere Versicherungsgesellschaften einen Einblick in die Verhältnisseunserer Provinzial-
Societät erhielten, indem sie suchen würden, in dieselbe und in das Kuratorium hineinzukommen,
fo könnte man das dadurch beseitigen,daß man fugte: Mitglieder diefes Kuratoriums dürfen nicht
zugleich Mitglieder des Verwaltungsmths eiuer anderen Feuer-Versicherungsgesellschaft sein.

Zum Beweise dafür, daß noch nicht, wie es von hoher Stelle gefugt ist, die neuen
Gedankenalle von einer Person ausgehen, möchte ich noch hervorheben,daß ich auch einen neuen
Gedankenhabe. (Heiterkeit.) Ich meine nämlich, daß man in Zukunft neben der Feuerversicherung
eine Neubauversicherung einrichtensollte, daß man alfo sagte, wer fo und fo lange in der Feuer¬
versicherunggewesenist, etwa 80 oder 100 Jahre, der kann eine Beihülfe zum Neubau feines
Haufes verlangen. In manchen Gegenden ist es schon so weit gekommen, daß mit Hülfe der
Feuerversicherungdie unehrlichenLeute auf Kosten der ehrlichenzu schüuen Neubauten gelangen.
Dem würde vielleicht in etwa vorgebeugt werden dadurch, daß ein Paragraph mit einer Bestimmung,
wie ich sie vorgeschlagen habe, aufgenommenwürde. Es ist dies allerdings ein neuer Grundsatz,
aber er ist doch vielleicht der näheren Erwägung und weiteren Ausarbeitung werth. (Unruhe.
Glocke des Präsidenten.) Im Großen und Ganzen wäre ich wohl einverstandendamit,, den Entwurf,
wie beantragt worden ist, «n oloo anzunehmen, ich fürchte nur, daß die gestelltenAnträge einige
Aenderungenbewirken werden, daß dahin eine genaue Prüfung der Wortfassung und fomit eine
Art von Nedaktions - Commissionnöthig werde und daß wir sonst in den Ruf kommen werden,
Enblokistenzu sein. (Große Heiterkeit,) Damit also nicht alle Sachen dem Provinzial-Ausschuß
überwiesenwerden, dem wir ja schon einen ganzen Haufen Arbeit übertragen haben, möchte ich
den Antrag stellen, die Vorlage einer Nedaktions-Commissionzu überweisen.

Stellvertr. Vorsitzender Geh. Iustizrath Adams: Der Herr Geheimrath Seul hat das Wort.
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Geheimrath Seul: Ich wollte nur mit zwei Worten dein Herrn Oberbürgermeister
Zweigert antworten. Ich glaube, das Dunkel, was er in den Bestimmungengefunden hat, wird
doch bei näherer Ansicht schwinden müssen. Es steht ausdrücklichin §. 85, daß der Rechtsweg
ausgeschlossen ist in den Fällen des ß. 66. Dieser Paragraph bestimmt, daß „gegen die Höhe
der also festgesetzten Schadensberechnung der Rechtsweg nicht zulässig ist". Das ist eine
Bestimmung, die auch jetzt bei der Societät und bei allen Privat-Ncrsicherungsgesellschaften
besteht. Dem bei der Societät Versichertenwird nur die Beschwerdean das Kuratorium gegen
die Höhe der festgesetzten Summe vorbehalten, bezüglichaller anderen Punkte soll der Rechtsweg
offen bleiben. Der Rechtsweggegen die Höhe der Beiträge ist ausgeschlossen; es heißt nämlich
ausdrücklich in §. 51, datz die Feststellung derselben nur im Wege des Rekurses an das Kura¬
torium angegriffenwerden könne und daß die Entscheidungdes letzteren eine endgültige ist.

Was den ß. 24 betrifft, worin es heißt, daß der einmal festgestellte Etat bis zur Fest¬
stellung eines neuen Etats in Kraft bleibt, so ist in dem bestehenden Reglement eine ganz ähnliche
Bestimmung enthalten. Nun hat die Feuer-Societät das Kalenderjahr als ihr Etatsjahr und
gerade mit Rücksicht auf diese Bestimmung erscheint es wünschenswert!),daß im Reglement
bestimmtwird, wie es zu halten ist, wenn das Etatsjahr zu Ende und ein neuer Etat noch nicht
vorhanden ist. Ich glaube, materielle Bedenkenkann man darin nicht finden. Es ist ferner der
Schlußsatz des §. 24 bemängelt worden, in welchem von Etatsüberschrcitungen die Rede ist.
Auch das ist eine Bestimmung, die den jetzt bestehenden Vorschriftenackaoc^at ist. Bis jetzt hat
der Verwaltungs-Ausschußdie Etatsüberschreitungenanch genehmigt und wenn Sie bedenken, daß
die Höhe derselben 2—3000 M. nicht überschreitet, so werden Sie unbedenklich finden, dem
Provinzial-Landtag eine Belästigung durch derartige geringfügige Fragen zu ersparen.

Stellvertr. Vorsitzender Geh. Iustizrath Adams: Der Herr Abgeordnete Broich hat
das Wort.

AbgeordneterBroich: Ich habe mich zum Worte gemeldet, um mich über die Bedenken
des Herrn OberbürgermeistersZwcigert zu äußern. Der ß, 85 läßt den Rechtsweg uneingeschränkt
zu, die einzige Einschränkung in §. 66 besteht darin, daß gesagt wird: „gegen die Höhe der
festgesetzten Schadensberechnungist der Rechtsweg nicht zulässig, sondern nur die Beschwerdean
das Kuratorium". Nun hat Herr Geheimrath Seul angeführt, daß ein bestimmterParagraph
besteht, welcher die anderen Streitigkeiten auf den Verwaltungsweg verweist; es können aber die
Streitigkeiten der Versicherten mit der Societät so verschieden sein, daß sie unter allgemeine
Gesichtspuuktenicht gefaßt werden können. Ich glaube daher, daß den Bedenken des Herrn
Zweigert Rechnung getragen würde, wenn im ß, 85 nach dem Worte „Streitigkeiten" die Worte
„über die Höhe der Entschädigung" eingefügt würden. Ich möchte Herrn Geheimrath Seul
fragen, ob durch diesen Zusatz jeglicher Streitpunkt geschwunden ist.

Stellvertr. VorsitzenderGeh. Iustizrath Adams: Falls ein Abänderungsantrag gestellt
wird, möchte ich bitten, denselbenhier einzureichen.— Seine Durchlaucht der Fürst zu Wird
hat das Wort.

Fürst zu Wied: Ich habe nur um deswillen noch einmal ums Wort gebeten, weil es
mir schien, daß ich mißverstandenworden bin. Ich hatte die Herren gebeten, über den Antrag
Becker auf en dloo-Annahme abzustimmenund die redaktionellenAenderungenanzugeben, welche
gewünscht werden, und es dann dem Provinzial-Ausschuh zu überlassen, diese Änderungen fertig
zu stellen, nicht aber erst die Vorlage an den Ausschußzu verweisen,denn mir liegt alles daran,
daß jetzt die Sache perfekt wird. Auf die Worte des Herrn AbgcordcnGraf von Brühl möchte
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ich erwidern, daß wir gewiß auch bedauern, so viele Fremdwörter gebrauchen zu müssen, aber
wir haben keine anderen. Die Feuer-Societät ist als Feuer-Societät in der ganzen Provinz
bekanntund wenn wir da den Namen ändern wollten, dann würde jeder einzelneBauer mit der
Frage koinmen: „Was ist denn das für ein neues Institut?" Wir haben das reiflich erwogen,
aber wir tonnen nicht alle Fremdwörter wegschaffe!', fchou aus Geschäftsrücksichten nicht.

Ich möchte dann auch erwidern, daß der Gedcmkedes Grafen Brühl ganz gewiß sehr
viel Neues enthält. Es wäre eine ganz erwünschte Sache, wenn ein Neubanfonds gebildet werden
könnte und wenn durch Zuschüsse aus demselbeu alle Strohhütten in feuerfeste Gebäude umgewandelt
werden könnten. Ich glaube, daß diese Idee zwar neu ist, aber daß sie noch etwas zu ideal
und allgemein gefaßt ist, um gleich in die Praxis übergeführt zu werden.

Zu dein ausgezeichnetenneuen deutschenWort „Enblokisten" spreche ich dem Grafen
Brühl meinen herzlichen Glückwuufch aus, aber angesichts der Geschäftslage müssen wir
wünschen,daß wir schnell fortarbeiten. Wie der Telegraph meldet, ist der Landtag auf nächsten
Mittwoch einberufen, wir müssen daher am Dienstag jedenfalls fertig werden. Außerdem haben
wir Landwirthe alle den Wunsch, zur Heuernte nach Hause zu kommcu. Ich glaube daher,
wir müssen uns möglichst beeilen, selbst auf die Gefahr hin Enblokisten genannt zu werden.
(Heiterkeit.)

Stelluertr. Vorsitzender Geh. Iustizrath Adams: Der Herr AbgeordneteDr. Muth hat
das Wort.

AbgeordneterDr. Muth: Ich möchte etwas mildernd eintreten und mir den Vorschlag
gestatten, daß wir die verschiedenen Differenzpunktediskutircn, die sehr leicht festgestellt werden
können. Es sind ja deren nur wenige. Ich würde beispielsweisebei solchem Vorgehen dafür
fein, daß wir nach dem Vorschlage des Herrn Abgeordneten Vroich den Zusatz machen „über
die Höhe der Entschädigung." (Zuruf.) Es wird vielleicht zweckmäßig sei», daß wir uus im
Prinzip mit der Vorlage einverstandenerklären, aber beschließen, daß uns die Aenderungen,die
ferment siud, wiederum vorgelegt werdeu, so daß wir gewissermaßenheute nur eine erste Lesung
vornehmenwürden.

Stellvertr. Vorsitzender Geh. Iustizrath Adams: Der Herr Abgeordnete Vloem hat das Wort.
Abgeordneter Bloem: Ich möchte bitten, die General-Diskufsion zu schließen, dann

werden wir vielleicht in ein paar Minuten fertig fein, wenn die einzelnenAnträge vorgelegt und
diskutirt werden.

Ich will noch bemerken, daß ich der Anschauungdes Herrn Geheimrath Seul in Betreff
des §. 24 nicht beitreten kann, uud ich bin auch durchaus nicht der Ansicht des Herrn Abgeord¬
neten Dr. Muth rücksichtlichder Fassung des ß. 85. Nach der Fassung dieses Paragraphen soll
der Rechtsweg nur über die Höhe 5>er Entschädigung zulässig seiu; dann würde die Frage, ob
Jemand versichert ist, gar nicht einmal im Rechtswegezu entscheiden sein. Meines Erachtens ist
die Fassung, die vorgeschlagen ist, der Art, daß sie jeden Zweifel mit Rücksichtauf §. 86 aus¬
schließt. Nach den Ausführungen des Herrn Geheimrath Seul in Betreff des §. 85 kann ein
Zweifel nicht mehr bestehen.

Dann gestatte ich mir die Bemerkuug, daß ich es nicht für zulässig halte, dein Provinzial-
Ausschuß ganz allgemein die Ermächtigung zu geben, jeder Aenderung, welche die Königliche
Stlllltsregierung verlangt, zuzustimmen. Mein Antrag geht also dahin, die General-Diskussionzu
schließen und sofort die Anträge zu den einzelnenParagraphen zur Diskussion und Abstimmung
zu bringen.
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Stellvertr, VorsitzenderGeh. Iustizrath Adams: Ich bringe den Antrag auf Schluß
der General-Diskussionzur Abstimmung und bitte diejenigenZerren, welche den Schluß herbei¬
führen wolle», sich zu erhebe», (Geschieht.)

Der Schluß der General-Diskussio»ist angenommen. Ich eröffne die Spczial-Diskussion
und ertheile .Herrn Gehcimrath Scul das Wort.

Geheimrath Seul: Ich wollte mir dem Herrn Abgeordneten Broich das erwidern,
was Herr Iustizrath Nloem bereits gesagt hat, daß nämlich nur über die Höhe der Ent¬
schädigungder Rechtswegausgeschlossen sein soll. Dagegen bleibt über alle anderen Fragen der
Rechtswegoffen.

Stellvertr. Vorsitzender Geh. Iustizrath Adams: Der Herr AbgeordneteBecker hat das
Wort zur Geschäftsordnung.

AbgeordneterBecker: Um die Sache zu vereinfachen, möchte ich mir den Vorschlag
erlauben, daß wir nur über die bemängeltenParagraphen in die Spezial-Diskussion eintreten.
Ich glaube, der erste Paragraph, welcher hier in Betracht kommen würde, ist der §. ?.

Stellvertr, Vorsitzender Geh. Iustizrath Adams: Der erste Paragraph, zu welchen: ein
Abändcrungsantrag vorliegt, ist der §. 7. Es ist nämlich beantragt worden, dem ersten Satz
dieses Paragraphen folgendeFassung zu geben:

„Dem Direktor wird zur Unterstützung bei Erledigung der Geschäfte ein oberer
Beamter — Oberinspektorund Justitiar — zugeordnet."

Ich stelle diesen Antrag zur Spezial-Diskussion.— Der Herr AbgeordneteLindemann
hat das Wort.

AbgeordneterLindemann: Sachlich ist kein Unterschiedzwischen der Fassuug, die der
Antrag bezweckt, und der Fassung des Entwurfs, es ist aber durch deu Antrag dem Direktor
mehr Besuguih eingeräumt i» Bezug auf die Ueberwachungder Bureaus. Ich glaube daher,
daß Sie deu Antrag ruhig mmehmenkönnen,denn es ist nur der Zwischensatz gestrichen, welcher
die Funktionen des Oberinspektorsnäher svezialisirt.

Stellvertr. VorsitzenderGeh. Iustizrath Adams: Der Herr Abgeordnete Courth hat
das Wort.

AbgeorducterCourth: Ich meine, auch der Zusatz „Justitiar" könnte fortfallen. Es
empfiehlt sich, einfach zu sagen: „Dem Direktor wird zur Unterstützung bei Erledigung der Ge¬
schäfte ein oberer Beamter — Oberinspektor— zugeordnet".

Stellvertr. Vorsitzender Geh. Iustizrath Adams: Der Herr AbgeordneteDr. Muth hat
das Wort zur Geschäftsordnung.

AbgeordneterDr. Muth: Es scheint mir doch nicht unwichtigzu sein, daß gerade die
Eigenschaft als Justitiar hier erwähnt wird, denn durch diesen Ausdruck wird eine gewisse
Qualifikation festgestellt, die von dem betreffendenBeamten verlangt wird.

Stellvertr, Vorsitzender Geh. Iustizrath Adams: Der Herr Geheimrath Seul hat
das Wort.

Geheimrath Seul: Ich möchte bitten, es bei der Fassung, wie sie in dem Entwurf
vorliegt, zu belassen, da sie der bisherigen Fassung entspricht. Es ist keinerlei Verbesserung,
wenn dieser Satz gestrichen wird.

Stellvertr. VorsitzenderGeh. Iustizrath Adams: Da sich Niemand weiter zum Worte
gemeldethat, so schließe ich die Debatte über diesen §. und bitte Diejenigen, welche sich für den
Abänderungs-Antrag ausfprechenwollen, sich zu erheben. (Geschieht.)
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Der Abanderungs-Antrag ist abgelehnt, es bleibt also die Fassung so, wie sie hier vor¬
liegt. Wir kommen nun zu dem Antrage, der zu ß. 11 gestellt worden ist. Derselbe ist ein¬
gebrachtvom Zerrn AbgeordnetenLindemann und bezwecktdie Streichung der Worte des vierten
Satzes „unter Mittheilung einer von dem Direktor aufzustellenden Tagesordnung". — Der Herr
AbgeordneteBecker hat das Wort.

Abgeordneter Becker: Ich bitte eine getrennte Abstimmung vorzunehmen und zwar
darüber, ob die Worte „von dem Direktor aufzustellenden"gestrichen werden sollen. Dagegen
lege ich Werth darauf, daß die Worte stehen bleiben „unter Mittheilung der Tagesordnung".

Stellvertr. Vorsitzender Geh. Iustizrath Adams: Ich werde so verfahren, falls sich kein
Widersprucherhebt. — Der Herr AbgeordneteLindemann hat das Wort.

Abgeordneter Lindemann: Ich will meinen Antrag zu Gunsten des Antrags Becker
modifizirenund erkläre mich damit einverstanden, daß nur die Worte „von dem Direktor aufzu¬
stellenden" gestrichen werden sollen.

Stellvertr. Vorsitzender Geh. Iustizrath Adams: Wir stimmen also darüber ab, ob in
§.11 die Worte „von dem Direktor aufzustellenden"gestrichen werdeil sollen und ich bitte die¬
jenigen Herren, welche für die Streichung sind, sich zu erheben. (Geschieht.) Das ist die
Majorität, die Streichung ist also angenommen.

Zu §. 18 liegt der Antrag Lindemann vor, die Worte zu streichen „welche damit die
Eigenschaft als Societätsbeamte erhalten". Ich stelle diesen Antrag zur Diskussion. — Der
Herr AbgeordneteGraf von Brühl hat das Wort.

Abgeordneter Graf von Brühl: Wenn den Bürgermeisterndie Geschäfteder Provinzial-
Feuer-Societät entzogenwerden, fo werden die Einnahmen diefer Beamten vermindert und das
hat Einfluß auf die Bürgermeisterei selbst. Ich möchte daher den Antrag stellen, daß zwischen die
Worte „mit Genehmigung" und „des Kuratoriums" die Worte eingeschobenwürden: „Nach
Anhörung des betreffendenBürgermeistereiraths". (Rufe: oho! oho!)

Stellvertr. Vorsitzender Geh. Iustizrath Adams: Der Herr Abgeordnete Becker hat das Wort.
AbgeordneterBecker: Ich möchte doch anheimgeben, daß an dem Gesichtspunkt,den ich

vorhin auszuführen mir erlaubte, in Betreff des Schutzes der Beamten, festgehalten werden möchte.
Der Bürgermeistereirath steht der ganzen Frage ziemlich fern. Da das, was hier in der Vorlage
ausgefprochenist, bisher schon bestandenund zu keinen SchwierigkeitenVeranlassung gegebenhat,
fo möchte ich doch fragen, ob ein praktifchesBedürfniß vorliegt, diefe neue Instanz zu schaffen.

Stellvertr. VorsitzenderGeh. Iustizrath Adams: Der Herr AbgeordneteGraf von Brühl
hat das Wort.

AbgeordneterGraf von Brühl: Ich ziehe meinen Antrag zurück.
Stellvertr. VorsitzenderGeh. Iustizrath Adams: Es hat sich Niemand weiter zum Worte

gemeldet,ich schließe also die Diskussionund schreite zur Abstimmung. Der Antrag lautet:
„Es sollen in dem zweiten Satz des §. 18 die Worte: „welche damit die Eigenschaft
als Societätsbeamte erhalten" gestrichen werden."

Ich bitte diejenigenHerren, welche für diesen Antrag sind, sich zu erheben. (Geschieht.)
Der Antrag ist abgelehnt und wenn kein Widersprucherfolgt, fo nehme ich an, daß der

§. 18 in seiner ursprünglichenFassung angenommenist.
Es liegt dann ein Antrag des Freiherrn von Lo8 vor, welcher lautet:

„Der Provinzial-Landtag wolle beschließen,den 8- 22 zu streichen und dem ß. 26
folgendenSatz zuzusetzen: „Dagegen steht dein Provinzial-Landtage die freie Verfügung
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über die Zinsen des Reservefonds zu, sobald Letzterer den Betrag der einfache«
Iahres-Prämieneinncchmeerreicht hat."

Ich denke, Sie werden damit einverstandensein, daß wir in der Diskussionüber diesen
Antrag die §ß, 23 und 22 miteinander verbinden. Ich eröffnedie Diskussion über diesen Antrag.
Es meldet sich Niemand zum Wort, ich schließe die Diskussion und bitte die Herren, welche sich
für den Antrag aussprechenwollen, sich zu erheben. (Geschieht.) Das ist die große Majorität
der Antrag ist angenommen.

Es ist dann zu §. 24 ein Antrag von Herrn Lindemann gestellt worden. Derselbe ist
aber zurückgezogen. — Der Herr AbgeordneteBecker hat das Wort.

AbgeordneterBecker: Es handelt sich um den Antrag, die Worte in §. 24 zu streichen:
„Der einmal festgestellte Etat bleibt bis zur Feststellung eines neuen Etats in Kraft." Ich bitte,
diesen Antrag zur Diskussionzu stellen.

Stellvertr. Vorsitzender Geh. Iustizrath Adams: Sie nehmen also den Antrag Linde¬
mann wieder auf? Auch den Zusatz in Betreff der Etatsüberschreitungen?— Der Herr Abgeordnete
Bloem hat das Wort.

AbgeordneterBloem: Ich nehme den Antrag Lindemann wieder auf und stelle ferner
den Antrag, in §. 24 den letzten Satz: „Etatsüberschreitungen und außergewöhnliche,im Etat
nicht vorgesehene Ausgaben bedürfen der Genehmigung des Provinzial-Ausschusses"zu streichen
und damit würde auch fallen die Nummer 10 des §. 14, wonach dem Prouinzial-Ausschuß die
Genehmigung von Etatsüberschreitungenobliegt.

Es versteht sich ganz von selbst, daß außergewöhnlicheAusgaben nur vom Prouinzial-
Landtage festgestellt werden können, es versteht sich auch wohl von selbst, daß die nachträgliche
Genehmigung nothwendigerAusgaben niemals versagt werden wird. Ich glaube aber, behaupten
zu dürfen, daß wir mit Rücksicht auf die gesetzlichen Bestimmungengar nicht berechtigtsind, dem
Provinzial-Ausschuß derartige Befugnissezu geben.

Stellvertr, Vorsitzender Geh. Iustizrath Adams: Der Herr Abgeordnete Becker hat
das Wort.

Abgeordneter Becker: Ich möchte bitten, über die beiden Theile des Vloem'schen
Antrages getrennt abzustimmen.

Stellvertr. Vorsitzender Geh. Iustizrath Adams: Der Herr Geheimrath Seul hat
das Wort.

Geheimrath Seul: Ich halte die beantragte Streichung doch für bedenklich. Es ist im
Reglement bestimmt, daß das Rechnungsjahr der Provinzial-Feuer-Societät mit dem Kalenderjahr
zusammenfallt, während das Rechnungsjahr für die übrigen provinzialständischenInstitute mit
dem 1. April beginnt. Wenn nun der Provinzial-Landtag im Februar zusammentritt, dann tritt
er rechtzeitig für die anderen Etats zufammen, aber für die Societät ist schon ein Monat
Verflossen ohne Etat. Ich weih nicht, woran man sich da stößt; wenn der neue Etat noch nicht
fertig ist, dann gilt der alte weiter. Welche Verhältnisse sollten denn in einem solchen Falle
eintreten?

Ebenso ist es mit den Überschreitungen des Etats und mit den außergewöhnlichen
Ausgaben. Es handelt sich hierbei nur um ganz kleine Beträge, beispielsweise um Ueberschreitung
des Etatskredits für Beleuchtung,für Porto und dergleichen. Es geht doch nicht an, solche kleine
und unbedeutende Dinge der Entscheidung des Provinzial-Landtags vorzubehalten. Ich bitte
daher, es bei der Fassung des Entwurfs zu belassen.



136

Stellvertr. Vorsitzender Geh. Iustizmth Adams: Der Herr AbgeordneteBecker hat das
Wort zur Geschäftsordnung.

Abgeordneter Becker: Ich ziehe nunmehr den Antrag auf getrennte Abstimmung in
Folge der eben gehörten Ausführungen zurück.

Stellvertr. VorsitzenderGeh. Iustizrath Adams: Se. Durchlaucht der Fürst zu Wied
hat das Wort.

Fürst zu Wied: Ich möchte Sie mit drei Worten bitten, die Sache so stehen zu
lassen, wie sie steht. Der Provinzial-Verwaltungsrath hat viele Jahre in dieser Weise gewirth-
schaftet und es ist nicht das geringste Ungehörige vorgekommen; außerdem handelt es sich um
ganz geringe Beträge, die natürlich im Sinne des Etats nöthige Ausgaben gewesensind, etwa
durch Vermehrung der Insassen eines Provinzial-Instituts, oder durch Vermehrung der großen
Reparaturen auf Chausseen, die von uuserm Willen gar nicht abhängen. Geradeso sind auch
wohl bei der Feuer-Societät außergewöhnlicheAusgaben dadurch entstanden, daß bei großen
Bränden besondere Beamte ausgeschickt wurden. Wenn nun auf solche Weise etliche Etatstitel
um ein paar Mark überschritten werden, so ist es wirklich nicht der Mühe werth, diese Etats-
Überschreitungen an den Landtag zu bringen. Es handelt sich wie gesagt um ganz kleine Summen
im Sinne des Etats und darum bitte ich, die Fassung so stehen zu lassen.

Stellvertr. Vorsitzender Geh. Iustizrath Adams: Der Herr Abgeordnete Courth hat
das Wort.

AbgeordneterCourth: Ich möchte dann beantragen, die Etatsüberschreitungen auf die
Summe von 3—4000 M. zu beschränken. (Vielseitige Rufe: Nein, nein.) Ich ziehe meinen
Antrag zurück. (Große Heiterkeit.)

Stellvertr. VorsitzenderGeh. Iustirath Adams: Es hat Niemand weiter das Wort
verlangt, wir schreiten also zur Abstimmung. Der einzige Antrag, der zn §. 24 noch vorliegt,
ist der Antrag Vloem. Derselbe lautet dahin, in §. 24 den letzten Satz und in §. 14 die
Nummer 10 zu streichen. Ich bitte diejenigen Herren, welche diesem Antrag zustimmen, sich zu
erhebe». (Geschieht.) Das ist die Minderheit, der Antrag ist abgelehnt. Es bleibt also ß. 24
in feiner gegenwärtigen Form bestehen. — Es hat sich zum Worte gemeldet zu §. 29 Herr
AbgeordneterZweigert.

Abgeordneter Zweigert: Meine Herren! Ich bin durch den Schluß der General-
Diskussionverhindert worden, das zu sagen, was bezüglichder Zulassung des Rechtswegesmir
bedenklich erscheint, darum habe ich mich jetzt bei §. 29 zum Wort gemeldet. Ich kann den
Ausführuugen des Herrn AbgeordnetenVroich, daß der Rechtsweg nur gegen die Festsetzung
der Höhe der Schadenberechnungzulässig sein soll, nicht beitreten. Jedenfalls muß er zulässig sein
über die Hauptfrage, ob eine Versicherungvorhanden ist oder nicht. Ich komme nunmehr auf
das vorher von mir Gefügte zurück. Nach ß. 31 kann in dem Falle, wenn polizeiwidrigeMängel,
insbesondereschadhafte Kamine an einem versicherten Gebäude wahrgenommen werden, die Ver¬
sicherung so lange suspcndirt werden, bis den Mängeln abgeholfenist. Sie theilen alfo dem
Manne mit: Bei Dir ist der Kamin unsicher. Wollen Sie nun ini Rechtswegfeststellen lassen,
ob der Mann nöthig hat, seinen uusicheren Kamin zu repariren und wollen Sie vielleicht die
Societät verurtheilen lassen, daß er dies nicht zu thun braucht und daß die Societät trotzdem den
Mann in der Versicherungbehalten muß? Das ist meines Erachtens undenkbar. Wenn ich davon
Abstand nehme, hier einen Antrag zu stellen, so habe ich dies gethan, weil ich glaube, daß sich
in der Praxis in Bezug auf den Rechtsweg noch viele ähnliche Bedenken herausstellen werden,
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ich habe aber andererseits geglaubt, auf diesen Maugel hinweisenzu müssen. Es wird die Er»
fahrnng lehren, daß eine große Reihe von Streitigkeiten zwischenden Versicherte» und der
Societät vorkommenkönnen, bei denen der Rechtsweg absolut ausgeschlossen sein muß, und es
wird demnächst eine weitergehende Aenderung des Reglements vorgenommen werden müssen.
Die so sehr allgemeineFassung des Reglements in Bezug auf den Rechtsweghalte ich für eine
unglückliche.

Stellvertr. VorsitzenderGeh. Iustizrath Adams: Der Herr Redner hat keinen Antrag
gestellt, sondern nur einen Wuusch ausgesprochen.— Der Herr Abgeordnete Dr. Muth hat
das Wort.

AbgeordneterDr. Muth: Meine Herren! Es handelt sich heute mir um die Zulassung
des Rechtsweges in Beziehung auf die Entschädigungspflicht,denn ich bin gewiß, daß der
Prouinzial-Verwaltnngsrath dem 8- 31 die Bedeutung hat geben wollen, daß mit Rücksicht auf
gewisse Mängel die Versicherung suspendirt werden kann, ohue daß dagegen der Rechtsweg
zulässig ist.

Stellvertr. VorsitzenderGeh. Iustizrath Adams: Der Herr Geheimrath Seul hat
das Wort.

Geheimrath Seul: Meine Herren! Ich muß doch die Bemerkungendes Herrn Zweigert
für durchaus zutreffenderklären. Es ist bei der Fassung des ß. 31 nicht daran gedachtworden,
daß gegen die Suspendirung der Versicherungder Rechtsweg eingeschlagen werden könne und ich
bin allerdings auch der Meinung, daß in einem solchen Falle Jemand den Rechtswegbcschreiten
kann. Ich glaube, man kann den Bedenken dadurch Abhülfe schaffen, daß man zu §. 85 den
Zusatz macht, daß auch in den Fällen des §. 31 der Rechtswegausgeschlosseu ist.

Stellvertr. Vorsitzender Geh. Iustizrath Adams: Der Herr AbgeordneteZweigert hat
das Wort.

AbgeordneterZweigert: Nachdemmeine Bedenkenin der That für begründet anerkannt
worden sind, würde ich mir erlauben, eine redaktionelleAenderung vorzuschlagen,nämlich dem
§. 31 die Worte zuzusetzen: „Der Rechtswegist unzulässig" uud in den §. 85 die Worte einzu¬
fügen: „unter den in den §Z. 31 und 66 gedachten Beschränkungen".

Stellvertr. VorsitzenderGeh. Iustizrath Adams: Ich bitte mir den Antrag einzureichen.
Inzwischen können wir zu §. 86 übergehe«. Es liegt zu diesem Paragraph der Antrag des
Herrn Iustizrath Courth vor:

„Der hohe Landtag wolle aä §. 86 die Frist zur Bcschreitung des Rechtsweges,
anstatt der im Entwurf vorgesehenen zwei Monate auf drei Monate feststellen".

Ich frage, ob Jemand hierzu das Wort verlangt, — Der Herr AbgeordneteCourth
hat das Wort.

AbgeordneterCourth: Meine Herren! Ich meine, daß die von mir beantragte Frist
immerhin gar nicht sehr groß ist. Sie wird nur unterbrochendurch die Behändigung der Klage.
Bei Privat-Versicherungenbesteht,wie ich höre, eine solche von sechs Monaten.

Stellvertr. Vorsitzender Geh Iustizrath Adams: Der Herr Geheimrath Seul hat das Wort.
Geheimrath Seul: Ich möchte bitten, die Fristbestimmung von zwei Monaten bestehen

zu lassen. Dem Beschädigtensteht erst der Rekurs an das Kuratorium und dann die Beschwerde
an den Provinzial-Ausschußoffen, wenn man dann die zwei Monate hinzugiebt, so wäre das
mehr als ausreichend, namentlichwenn die Leute wieder aufbauen wollen, denn dann haben sie
selbst ein hohes Interesse daran, daß die Sache rasch erledigt wird.

18
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Stellvertr. Vorsitzender Geh, Iustizrath Adams: Der Herr Abgeordnete Bloem hat
das Wort,

Abgeordneter Bloem: Meine Herren! Mit Rücksicht auf die praktischen Erfahrungen
möchte ich Sie aufs dringendste bitten, dem Antrag Conrth beizutreten. Die Frist von zwei
Monaten ist viel kleiner als bei Privat-Feuer-Versicherungsgesellschaften. Viele Versicherte sind
gar nicht in der Lage, aus eigenen Mitteln solche Prozesse zu fuhren, sie müssen vielmehr zunächst
um die Bewilligung des Armenrechts einkommen und es sind in der Praxis Fälle vorgekommen,
wo die Leute in der That die Frist nicht innehalten konnten. Meines Erachtcns entspricht es
nur der Billigkeit, die Frist auf drei Monate zu erstrecken.

Stellvertr. Vorsitzender Geh, Iustizrath Adams: Es hat sich Niemand weiter zum Wort
gemeldet, wir schreiten also zur Abstimmung. Ich bitte diejenigen Herren, welche dem Antrag
Courth zustimmen wollen, sich zu erheben. (Geschieht.) Der Antrag ist mit sehr großer Majorität
angenommen.

Wir kommen zu H. 84, Es liegt zu diesem Paragraph ein Antrag des Herrn Abgeord¬
neten Lindcmann vor, der dahin geht, hinter dein Wort „Betroffenen" einzufchalten „binnen 2
Wochen" und hinter „des Letzteren" einzufchalten „binnen gleicher Frist." — Der Herr Abgeordnete
Lindemann hat das Wort.

Abgeordneter Linde mann: Ich glaube, Sie werden die kleine Aenderung, welche ich
vorgeschlagen habe, als berechtigt anerkennen, wenigstens habe ich geglaubt, aus den Bemerkungen
des Herrn Geheimrath Scul sein Einverständnis; entnehmen zu können. Der §. 84 gesteht den
Versicherten die Beschwerde zu, es ist aber keine Frist angegeben, daraus würde hervorgehen, daß
die Beschwerde für unbestimmte Zeit zuläfsig ist. In §. 86 ist aber die Frist für die Befchreitung
des Rechtsweges bestimmt festgefetzt, wenn jedoch die Beschwerde eingelegt wird, findet diefe Frist
keine Anwendung. Es ist dies auch wohl unbedenklich, nun heißt es aber zugleich in §. 86: „im
Falle gegen die Entscheidung des Direktors die Beschwerde an das Kuratorium bezw. an den
Provinzial-Ausschuß eingelegt worden ist, ruht der Lauf der vorbefagten Frist vom Tage der
Einreichung der Beschwerde bis zur Zustellung der Entscheidung des Kuratoriums bezw. des
Prouinzial-Ausschusfes." Hier liegt eine Incongruenz vor; es muß daher in §. 84 eine Frist
bestimmt werden und würde ich anheim geben, diese Frist auf 2 Wocheu festzusetzen.

Stellvertr. Vorsitzender Geh. Iustizrath Adams: Der Herr Abgeordnete von Grand-Nn
hat das Wort.

Abgeordneter von Grand-Ny: Ich meine doch, daß die Frist von 2 Wochen etwas zu
kurz ist. Die Anführungen, die vorhin gemacht worden sind, bezüglich der Schwierigkeiten des
Rechtsweges, treffen anch hier zu. Wie viele Schwierigkeiten hat nicht der gemeine Mann, um
sich nur eine Beschwerde auffetzen zu lassen und da läuft denn die Frist leicht ab, bevor er in der
Lage ist, feine Ansprüche geltend zu machen. Ich möchte also beantragen, die Frist auf einen
Monat festzusetzen.

Stellvertr. Vorsitzender Geh. Iustizrath Adams: Der Herr Abgeordnete Bloem hat
das Wort.

Abgeordneter Bloem: Ich möchte doch bitten, es bei 2 Wochen bewenden zu lassen.
In: Verwaltungsstreituerfahren ist diefe Frist überall gegeben sür Beschwerden, für Berufungen
u. f. w., kurz sie ist überall einheitlich durchgeführt und es wird allmählich auch in das Bewußt-
fein des Volkes übergehen, daß diefe Frist überall, wo man mit der Verwaltung zu thun hat,
innezuhalten ist.
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Stellvertr. Vorsitzender Geh. Iustizrath Adams: Der Herr Abgeordnetevon Grcmd-Ry
hat das Wort,

AbgeordnetervonGrand-Ry: Ich ziehe meinen Widerspruchzurück.
Stellvertr. VorsitzenderGeh. Iustizrath Adams: Wir schreitenzur Abstimmung. Der

Antrag geht dahin, daß in §. 84 eingeschaltet werde hinter dem Worte „Betroffenen" die Worte
„binnen 2 Wochen" und hinter den Worten „der Letzteren" die Worte „binnen gleicher Frist".
Ich bitte die Herren, welche für diesen Antrag sind, sich erheben zu wollen. (Geschieht.) Der
Antrag ist einstimmigangenommen.

Wir kommen nunmehr zu den §§. 85 und 31, welche durch die Antrage des Herrn
OberbürgermeistersZweigert getroffen worden sind. Der erste Antrag Zweigert geht dahin, dein
8. 31 die Worte zuzufügen: „Der Rechtsweg ist ausgeschlossen",und der zweite geht dahin, zu
§. 85 den Zusatz zu machen: „unter den in den ßz. 31 und 60 gedachtenBeschränkungen".
Ich eröffne die Diskussion über diese Anträge. — Herr Geheimrath Seul hat das Wort.

Geheimrath Seul: Ich kann nur mein Einverständnis; mit den Anträgen ausfprechen.
Stellvertr. VorsitzenderGeh. Iustizrath Adams: Wir schreiten zur Abstimmungund ich

bitte die Herren, welche gegen den Antrag sind, dem §. 31 die Worte anzufügen: „Der Rechts¬
weg ist unzulässig", sich zu erheben, (Es erhebt sich Niemand.) Der Antrag ist einstimmig
angenommen. Dann bitte ich diejenigen Herren, welche dein weiteren Antrag zustimmen, dem
§. 85 hinzuzufügendie Worte: „unter den in den §§. 31 und 66 gedachten Beschränkungen"
sich zu erheben. (Geschieht.) Der Antrag ist einstimmig angenommen.

Damit wären wir über sämmtliche beanstandeteStellen hinweg und kommen zu der
Frage, ob das ganze Reglement mit diesen Aenderungenim Ganzen angenommenwird. — Der
Herr AbgeordneteFreiherr von Los hat das Wort.

AbgeordneterFreiherr von Loe: Ich möchte darauf aufmerkfammachen, daß in Folge
der Zusmnmenziehung der 88- 22 und 23 die Paragraphenziffern geändert werden müssen.
(Zustimmung.)

Stellvertr. VorsitzenderGeh. Iustizrath Adams: Wir schreiten nun zur Abstimmung
über das ganze Reglement mit den dazu beschlossenen Abänderungen und ich bitte diejenigen
Herren welche das ganze Gesetz in dieser Gestalt annehmen wollen, sich zu erhebcu. (Geschieht.)
Das Reglement ist einstimmigangenommen. (Bravo!)

(Se. DurchlauchtFürst zu Wied übernimmt den Vorsitz.)
VorsitzenderFürst zu Wied: Meine Herren! Nachdem wir hier also das ganze

Regulativ angenommen,haben wir noch die Vollmachtzu besprechen, welche Sie Ihrem Ausschuß
zu geben haben, falls etwaige Aenderungen nöthig sein sollten. — Herr Landes-Direktor Klein
hat das Wort.

Landes-Direktor Klein: Meine Herren! Ich möchte Sie bitten, den Antrag, so wie er
ursprünglich vom Provinzial-Verwaltnngsrath entworfen und gestellt ist und welcher lautet:

„Ferner den Provinzial-Ausfchuß zu ermächtigen, diejenigen Aenderungen in dem
vorliegenden Reglement au Stelle des Provinzial-Landtages zu beschließen, welche zur
Erlangung der staatlichenGenehmigung etwa erforderlichfein möchten"

anzunehmen. ^ -
Es ist nun noch dem hohen Hause der Autrag gestellt worden, drese Vollmacht auf

redaktionelle Aenderungenzu beschranken. Ich bitte Sie aber, dem nicht stattzugeben,denn wollten
Sie das thun, dann würde später immer wieder die Frage auftauchcu: Was ist redaktionelle

18*
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Aenderung? Wenn Sie bei dem Ausdruck„redaktionelleAenderungen" bleiben, dann fürchte ich,
daß die Königliche Staatsregierung Anstoß daran nehmen wird, auf Gruud einer solchen Vollmacht
die Genehmigungzu ertheilen. Ich glaube, daß Sie zu dem Provinzial-Ausschußdas Vertrauen
haben dürfen, daß, wenn die Königliche Staatsregierung Aenderungen verlangen füllte, die Ihrem
Beschlusse nicht entsprechenoder von weitgehendermaterieller Bedeutung sind, alsdann der Aus¬
schuß von seiner Vollmachtkeinen Gebrauch machen, sondern vorziehenwird, die Sache abermals
dem Provinzial-Landtllge vorzulegen. Wir haben in dieser Beziehung früher einen Präcedenzfall
gehabt, da ist die Sache ähnlich gehandhabt worden, nämlich bei dem ersten Statut der Proviuzial«
Hülfskasse und bei dem Statut der Laudesbank. Da wurde dem Provinzial-Verwaltungsrath dieselbe
Vollmacht ertheilt, doch war es nicht nöthig, davon Gebrauch zu machen,weil die Königliche Staats¬
regierung die Vorlagen Mi-e angenommenhat. Ich glaube, daß die Aenderungen, welche verlangt
werden, lediglich redaktionellerNatur sind, aber es ist auch möglich, daß Aenderungen verlangt
werden, bei denen es zweifelhaftist, ob eine redaktionelleoder materielle Aenderung vorliegt. Ich
möchte Sie deshalb bitten, deu Provinzial-Ausfchuß nicht in die Lage zu versetzen, daß die König¬
liche Staatsregierung Zweifel habeu kann, ob auf Grund der ertheilten Vollmacht eine von der
Königlichen Staatsregierung etwa als nöthig erachtete Aenderungbeschlossenwerden kann oder nicht.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Sie haben das Referat des Provinzial-Verwaltungsraths
gelefen. Am Schluß desselbensteht der Antrag:

„Hoher Provinzial-Landtag wolle das vorliegendeneue Reglement für die Rheinische
Provinzilll-Feuer-Societat beschließenund den Provinzial-Ausschuß ermächtigen, die
nach Z. 120 der Provinzial-Ordnung vom 1. Juni 1887 erforderlicheGenehmigung
des zuständigenHerrn Ministers nachzusuchen;

ferner den Provinzial-Ausfchuß ermächtigen, diejenigen Aenderungen in dem
vorliegendenReglement an Stelle des Pruvinzial-Landtagcs zu beschließen, welche zur
Erlangung der staatlichenGenehmigung etwa erfordert werden möchten."

Ich frage, ob noch Jemand das Wort wünfcht. (Pause.) Es ist das nicht der Fall,
dann schließe ich die Diskussion.

Ich bringe den Antrag zur Abstimmung und bitte Diejenigen, die gegen den Antrag
sind, sich zu erheben. (Panse.) Ich constatire, daß der Antrag einstimmig angenommen ist.

Wir gehen nuu zum folgenden Punkt der Tagesordnung, zu Nr. 11 über: Referat,
betreffend den Antrag auf Erwirkung des Privilegiums zur ferneren Ausgabe
von Zwanzig Millionen Anleihescheinen. Das Referat liegt Ihnen gedruckt vor. — Herr
Landesrath Küster hat das Wort.

Landesrath Küster: Meine Herren! Bevor ich zu dem Referat und zu dem Antrage des
Provinzial-Verwaltungsraths übergehe, scheint es erwünscht zu sein, insbesondere für diejenigen
Herren, welche bisher den Geschäften der Pruviuzial-Verwaltung ferngestanden haben, darüber
Aufklärung zu geben, welche Zwecke die Landesbank verfolgt, wie ihre Einrichtung, wie ihre
Betriebsmittel sind und wie der gegenwärtige Stand der Landesbank ist. Denn ich glaube, erst
nachdem Ihnen diese Aufklärung geworden, können Sie sich über den gegenwärtigen Antrag, der
allerdings von der größten Bedeutung ist, und durch dessen Annahme Sie die Provinz mit
20 000 000 M. belasten sollen, schlüssig machen. Ich will mit Rücksicht auf die Lage der Ge¬
schäfte es vermeide,!, einen historischen Rückblick auf die Entstehung und Fortentwickelungder
Landesbank zu werfen; es kommt für Sie hauptsächlich darauf au, zu wissen, was die Landes¬
bank ist und wie es mit derselben gegenwärtig steht. — Der Hauptzweck,den die Landesbank
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verfolgt und den bisher die Provinzial-Hülfskasse,welche durch Kabinetsordre vom 23. April cr.
zur Landesbank erweitert ist, verfolgt hatte, geht dahin, den Grundkredit in der Rheinprovinz
dadurch zu heben, daß die Bank insbesondere den ländlichen Grundbesitzern Darlehen giebt,
welche 1. so gering wie möglich zu verzinsen sind, welche 2. auf feste Jahre unkündbar gegeben
werden, und welche 3. in Annuitäten abgetragen werden können. Die ländlichenKredituerhält-
nisse leiden — wie dies der hohen Versammluug uicht unbekannt ist — und sie haben stets
gelitten unter dem dreifachen Druck, daß der Zinsfuß der Grundrente nicht entspricht, daß die
Kapitalien dem Grundbesitzentzogen worden sind und sich mehr dem Handel und den größeren
Städten zugewendet haben, daß ferner die Beleihnngen stets kündbare waren und der Grund-
eigcnthümer gewärtigen mußte, im Falle der Kündigung neue Darlehen zur Abstohuug der alten
aufzunehmen und die hiermit verbundenen, nicht unbedeutenden Kosten zu verausgaben. Vor
allen Dingen hat der Grundkredit aber dadurch gelitten, daß die Grundbesitzernicht in der
Lage waren, in kleinen Abzahlungen ihre Schulden zu tilgen und daher auch nicht vermochten,
sich überhaupt schuldenfrei zu machen. Denn einestheils kann man es dem Privat-Kapitalisten
nicht zumuthen, daß cr kleine Beträge annimmt, die er nicht wieder anlegen kann und andcrntheils
wird der kleine, ländliche Grundbesitzer,mit Ausnahme von wenigen, selten eintretenden Glücks¬
fällen nicht in der Möglichkeit fein, größere Kapitalien auf einmal abtragen zu können; noch weniger
dürfte dem Grundbesitzervon dein Gläubiger das Recht eingeräumt werden können, je nach dem
Ausfall der Ernte oder den erzielten Ersparnissengrößere Abschlagszahlungenzu machen, als die
vielleicht vertragsmäßig festgestellten sind, um seinem Sparsamkeitssinne Rechnung zu tragen.
Diesen berechtigten Wünschen,welche aus den Landkreisen hervorgegangensind, hat die Landesbank
in jeder Beziehung entgegenzukommen gesucht: sie beleiht die ländlichenGrundstücke bis zu zwei
Drittel des Werthes, sie hat den Zinsfuß auf 4°/« festgesetzt und gestattet, die unkündbaren
Darlehen mit 1, 2, 3 und mehr Prozent jährlich abzutragen; aus der Ihnen vorliegendenund
mitgetheilten Amortisationstabelle entnehmen Sie, daß Diejenigen, welche in jedem Jahre statt
4°/° 5°/» zahlen, schon in 42 Jahren ihre ganze Schuld getilgt haben und daß Diejenigen, die
6°/o statt 4°/« zahlen, von der Schuld schon im 28. Jahre vollständig libcrirt sind. Ferner
gestattet die Landesbank jedem Schuldner, wenn er kann, die jährlicheAmortisation zu verdoppeln
und zu verdreifachen,ohne daß die Landesbankberechtigtist, irgend eine Entschädigungfür diese
vorzeitige Rückzahlungzu fordern; er kann also 2 oder 3 Annuitäten zahlen und nach seinem
Willen muffen diefe auf die nächsten Jahre oder auf die letzten angerechnet werden, fo daß im
letzterenFalle die Tilgungszeit sich verkürzt. Es ist ferner dem Schuldner gestattet, nach 10
Jahren zu kündigen,wogegender Landesbank eine Kündigung nicht zusteht. Wenn also nach 10
Jahren der Schuldner nicht mehr amortisiren will, dann hat er das Recht zu kündigen, um in
anderer Form ein Darlehen aufzunehmen. Dann, meine Herren, kann der Schuldner fchon vor
Verfall einer Annuität die Beträge zahlen und werden diefe als Depositon bis zum Verfalltage
verzinst- würde er sie bei einem Bankhause devoniren, so würden Kosten aufgehen, und sie zu
Hause zu feiner und feiner Familie Disposition zu halten, ist auch mißlich. Diesen allgemeinen
Bemerkungenüber die Hergabe von Darlehen möchte ich noch hinzufügen, daß die Landesbanknur
gegen Sicherheit Kapitalien an Privatpersonen ausleiht und das Hauptfeld ihrer Thätigkeit bei
dem ländlichenGrundbesitzsucht, dagegen die Beleihung der städtischen Grundstücke,Häuser und
industrieller Unternehmuugendein Privatkapital überläßt und nur in sehr seltenen Fallen hierzu
übergeht.

Ein zweites Feld der Thätigkeit der Landesbankist, daß sie den Gemeinden, den Kreisen,
den öffentlichen Korporationen in derselbenWeise, wie ich es hinsichtlich der Privatpersonen vor-
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getragen habe, Kapitalien, die auch auf Verlangen unkündbar sind, leiht und zwar mit einer
Amortisation mit Annuitäten von 1°/«, 2°/« und mehreren Prozenten, je nachdem die Gemeindein
der Lage ist, abtragen zu können. Der Zinsfuß dieser Darlehen ist einstweilen auf 4'/4°/n fest¬
gesetzt, er kann aber durch Beschluß des Kuratoriums auf 4°/u reduzirt werden. Außer diesem
Darlehens-Verkehr beschäftigt sich die Landesbank mit der Annahme von Depositen, und dem
Beschlusse des Prouinzial-Landtages ist es zu verdanken, daß die Königliche Staatsregierung die
Genehmigung ertheilt hat, daß die Landesbank Depositen, ohne daß eine Grenze fixirt ist, annehmen,
daß sie sogar bis auf 10 M, heruntergehen kann. Ebenso ist jeder Unterschied bezüglich der Person
des Deponenten gefallen, der früher statutarisch festgestellt war; für Depositen, bei welchen eine
14tägige Kündigungsfrist vorgesehen ist, beträgt der Zinsfuß 2"/u, für Depositen mit 4monatlicher
Kündigung 2'/2"/o, während für die Depositen der Vereine nach dem Naiffeisen'schen System der
Zinsfuß auf 3'/4°/° festgesetzt worden ist, damit gerade diese kleinen Kassen, wenn sie 31/4 "/<»
Zinsen bekommen, in der Lage sind, dein kleinen Grundbesitzer dessen hinterlegte Beträge mit 3"/«
zu verzinsen und außerdem noch '/4°/o für sich zu erübrigen. — Neben diesen Zweigen ihrer
Thätigkeit ist die Landcsbank auch die Centralkasse für die ganze Provinzial-Verwaltung und auch
der Bankier für dieselbe; sie besorgt sämmtliche Buchhalter-Geschäfte, sämmtliche Ein- und Aus¬
gaben, nnd wie bedeutend ihr Betrieb ist, geht daraus hervor, daß ihr Journal für das letzte
Etatsjahr über 30 000 Nummern aufweist, die sich auf den Geschäftsverkehr der Landesbank mit
der Provmzial-Verwaltung beziehen. Ob nun dicfcs Verhältniß so bleiben kann, ob vielleicht in
Zukunft die sonstigen Geschäfte der Landesbank sich so vergrößern, daß die Buchhalterin wieder
an die Central-Verwaltung abgegeben werden müsseil, wird einer ferneren Entschließung vor¬
zubehalten sein. Neben diesen vier Geschäftszweigen hat die Landesbank beabsichtigt, ihre Thätigkeit
auch auf das Sparkassenwesen zu erstrecken «nd insbesondere eine Ausgleichsstelle für die sämmt¬
lichen städtischen und Kreis-Sparkassen der Nheinprovinz zn bilden. Darüber sind die Unterhand¬
lungen im Gange und es wird namentlich noch der Conferenz, welche zwischen den Vorstehern der
Sparkassen stattfinden wird, vorbehalten sein, zu entscheiden, inwieweit diese Thätigkeit sich
realisiren läßt.

Um all' diese Geschäfte zu bewältigen, besteht ein Bureau mit einem Personal von 18
Personen, unter welchen sich 6 Buchhalter uud 4 Diätare befinden. Augenblicklichist der Umfang
der Geschäfte der Landesbank folgender:

Das Darlehensconto betrug am 15 Juni 1888.....31057 880 M. 4? Pf.,
von welchen

zinsfrei..... 21 482 M. — Pf.
zu 2°/°..... 33460 „ — „
„ 3'/2°/u .... 6000000 „ — „
„ 4°/°.....16 180 985 „ 65 „
„ 4'/4°/« .... 6693798 „ 8? „
„ 4'/2 °/« . . . . 2128153 „ 95 „

31 05? 880 M. 4? Pf.
gegeben sind.

Zinsrückstände und Amortisationsrückstände sind überhaupt nicht vor¬
handen. Bis jetzt ist auch jeder Pfeunig an Zinsen und Amortisationen eingegangen und ich
mache besonders darauf aufmerksam, daß die fälligen Zinsen des letzten Etatsjahres 1007 713 M,
58 Pf. betrugen und Nüszahlungen im Betrage von 1822 079 M. 40 Pf, erfolgt sind; in
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diesem Monat sind einzunehmen an Zinsen und Amortisationen 719 890 M. 92 Pf. Außer
diesen Darlehns-Vcträgen sind noch bewilligt worden an Darlehen, aber noch nicht abgehoben
5 684 914 M. 31 Pf., so daß voraussichtlicham Ende dieses Etatsjahres das Darlehns-Eonto
35 Millionen Mark betragen wird.

Außer diesen Aktiv-Bestanden ist die Landcsbank augenblicklich, im Besitze eines Vaar-
bcstandes von 5 482 858 M. 7 Pf., davon sind vorhandenbei Bankhäusern 5 301971 M. 43 Pf.,
in der Kasse und bei der Reichsbank180 886 M. 64 Pf., zu diese»! Vaarbestand kommt hinzu
an Rhcinprouinz-Anleihescheinen,welche noch in der Kasse sind und begeben werden können,
20 801 000 M. Diesen Aktivposten, welche sich unter Hinzurechnungeinzelner kleinerer Positionen
auf 57 373 681 M. 15 Pf. belaufen, steht nun als Passivum zunächst der Betriebsfonds von
3 000 000 M. gegenüber. Sie haben aus dem Vortrage des Herrn Landes-Direktors am Diens¬
tag gehört, wie dieser Fonds durch die Dotation und durch den Beschluß des hohen Hauses
entstanden ist. Das zweite Passivum ist der Reservefonds, welcher sich aus zwei Posten zusammen¬
setzt, nämlich aus dem übcrwiescneuReservefonds von 2 000 000 M., von welchen der Herr
Landes-Direktoi bereits gesprochenhat, und aus einen, angesammelten Reservefonds, der im
Laufe der Jahre bis zu dem augenblicklichen Bestände von 968 668 M. 4 Pf. angewachsenist,
so daß unter Hinzurechnung des Betriebsfonds von 3 Millionen das eigene positive Vermögen
der Landesbank sich auf rund 6 Millionen Mark beläuft. Von diesen 6 Millionen Mark sind
5 Millionen der Provinzial-Vcrwaltung mit 4°/« zu verzinsen, welche Zinsen im Betrage von
200 000 M. theils zur Verringerung der Prouinzial-Umlagen dienen, theils zur Disposition des
Landtages stehen.

Außer dem Stammfonds und dem Reservefondssind als Passivum aufzuführen die III.
bis VII. Emission der Nheiuprovinz-Anlcihescheinemit 37 636 000 M., von welchen, wie ich
schon bemerkt habe, nicht begeben sind und darum als Aktivum zu betrachtensind 20 801000 M.,
so daß effektiv begebensind 16 835 000 M., das ist also der zweite Passivposten. An Depositen
sind bei der Landesbank hinterlegt:

von Gemeinden .......... 4 809365 M. 55 Pf.
von der Prvvinzial-Verwaltung ..... 7 320396 „ 52 „
von Privaten ...........___ 501422 „ ___6 „

im Ganzen also . . 12 631184 M. 13 Pf.
Hierzu kommt der Meliorationsfonds von 1005 39? M. 33 Pf., sowie noch einige

Passivposten, so daß sich auch hier eine Summe von rot. 5? Millionen ergiebt. Für den ersten
Augenblick könnte es vielleicht bedenklich erscheinen, daß das eigene Vermögen der Landesbank nur
6 Millionen beträgt, während an Darlehen verausgabt sind 31057 880 M. und demnächst
vielleicht35 Millionen, und daß die Mittel zu diesen 31 bezw. 35 Millionen dadurch geschaffen
sind daß Depositen aä 12 631184 M. hierzu verwendet und 16 835 000 M, an Rheinischen
Provinzial-Obligationen verausgabt sind; man könnte vielleicht zu der Vermuthung kommen, daß
die Landesbank sich durch Hergabe der unkündbaren Darlehen festfahren und in Zeiten einer
Krisis dein Andränge der Deponenten nicht gewachsensein könnte; allein dieses Bedenkenlaßt
sich sofort heben, wenn Sie auf der anderen Seite berücksichtigen, daß einmal die Amortisation
der Obligationenpari passu geht mit der Amortisationder Darlehen, so daß nun und nimmer irgend
ein Moment eintreten kann, wo die Landesbank,was diese 16 Millionen anlangt, in Verlegenheit
kommt- es ist dies umsowenigcr anzunehmen, als die Amortisationsraten das vier-, fünf-, ja
zehnfache der Amortifationsquote betragen, die für Rheinprovinz-Obligationenbereit zu stellen ist.
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Hierzu kommt nun ferner, daß, wie die Landesbank zu constatiren sich freut, die Amortisationen
von vielen ländlichen Grundbesitzernim Voraus bezahlt werde»; so habe ich schou jetzt von einem
Vierten Theile der sämmtlichenSchuldner das Geld erhalten, welches erst am 1. Juli zu zahlen
ist, und namentlich ist hervorzuheben, dah bis heute vom Westerwald und von der Eisel kein
Groschen Zinsen rückständig ist.

Der zweite Zweifel konnte an der Nichtigkeitder finanziellenOperationen unter Berück¬
sichtigung des Falles erhoben werden, wenn alle Depositen plötzlich gekündigtwerden. In dieser
Beziehung hat nun das Kuratorium Fürsorge getroffen, daß immer 4 bis 5 Millionen in Vaar
vorhanden sein müssen, um einestheils die laufenden Ausgaben decken zu können, welche monatlich
ungefähr 1'/2 bis 2 Millionen betragen (während die Bewegung des Geldes pro Jahr 100
Millionen bei Weiten, übersteigt), und um anderntheils für den Fall der Kündigung der Depositen
dem ersten Andränge begegnenzu können. Außerdem ist auch die Vereinbarung mit der Neichs-
lmnk getroffen, daß dieselbe die Nheinprovinz-Obligationenjederzeit in beliebiger Höhe bis zu
75"/« des Courses beleiht, so daß also auch hier in keinem Augeublick eine Gefahr für die
Landesbank eintreten kann. Es ist dann nur nothwendig, stets dafür Sorge zu treffen, daß die
Landesbank eine hinreichende Anzahl Nheinprovinz-Obligationenin der Kasse und im Besitze hat.
Aus dieser Erwägung heraus ist Ihnen das Neferat vorgelegt und der Antrag gestellt worden,
das Privilegium zu einer ferneren Emifsion von 20 Millionen zu erwirken.

Ich habe Ihnen in kurzen Zügen ein ungefähres Bild von der Landesbank gegeben. Bei
der augenblicklichenGeschäftslageund der vorgerückten Zeit will ich Sie mit weiterenAusführungen
nicht aufhalten. Das Kuratorium und die Direktion der Landesbank haben feit 3—4 Jahren in
diefem Sinne stetig weiter gearbeitet und der Geschäftskreishat sich so erweitert, daß, während
vor 4 Jahren das Darlehnsconto 9 Millionen betrug, dasselbe augenblicklich 31 Millionen be¬
trägt, und es wird ohne Zweifel dahin kommen, daß die Landesbank einestheils allmählig eine
Prouinzilllisirung des ländlichen Grundkredits herbeiführt und anderntheils den Grundbesitzdadurch
zu entlasten sucht, daß sie gerade dem kleinen Besitz durch ihre Einrichtungen die Möglichkeit ge¬
währt, sich aus seinen Schulden herauszuarbeiten und sich freier zu bewegen. (Bravo!)

Nach Abzug aller Zinfen, Unkosten und Gehälter hat die Landesbank im vorigen Jahre
einen Ueberfchuß von 17152? M. erzielt, welcher dem Nefervefonds zugewachsen ist; es würde
noch mehr gewesenfein, wenn nicht der Stempel und die Druckkosten für die fechste Anleihe mit
13 500 M. zu zahle» gewesen wären. Hoffentlich wird das Ergebniß stets noch günstiger werden
und dann wird die Landesbankin der Lage sein, dem gewiß berechtigten Wunsche des 33. Prouinzial-
Landtages nachzukommen,bei dem kleinen Grundbesitzden Zinsfuß von 4°/» nicht vollständig zu
erheben,sondern entweder ' 4 °/° zurückzuvergüten oder aber ä lonäs r>eräu als Amortisation gut
zu fchreibeu. Wenn wir soweit gekommen sind, dann ist der eigentliche Zweck der Landesbank
erreicht. Wir wollen nicht verdienen, sondern wir wollen ein Institut sein, welches geschaffen ist
für das Wohl der Nheinprovinz und besonders zur Beförderung des Gedeihens des ländlichen
Grundbesitzes, (Bravo!)

Gestatten Sie mir nun noch mit wenigen Worten auf das Referat zurückzukommen,
welches Ihnen gedruckt vorliegt. Der Prouinzial-Verwaltungsrath hat nämlich geglaubt, daß es
im Augenblick nothwendig erscheint, mit Rücksicht auf irgend eine Constellationin politischeroder
finanziellerBeziehung aus den bereits mitgetheilten Gründen, den Fonds, der sich in der Kasse
befindet, zu vermehren und in dem Referat vom 5. Juni 1888 hat der Verwaltungsrath, um
seine Ansicht und seinen Antrag zu begründen, die Zahlen angegeben, wie die Finanzübersicht



von, 1. Juni sie anführt (die Zahlen, die ich Ihnen eben vorgetragen habe, sind diejenigen,
welche sich nach der am vorigen Dienstag aufgestellten Finanzübersicht ergeben haben). Auf
Seite 2 des Referats steht, daß begebensind 16229 000 M. und es können noch begebenwerden,
wie Sie sehen, 21206 000 M. Es waren an Darlehen bewilligt, aber noch nicht abgehoben
5 973 316 M. 48 Pf., die Depositen betrugen 13 021809 M. 87 Pf., die kleineren Fonds
3 175 511 M. 53 Pf,, der Reservefonds962 638 M. 04 Pf., im Ganzen also 23 133 275 M.
92 Pf. Diesem Betrage gegenüber stehen die noch nicht bcgcbenen Anleihescheinemit 21 266 000 M.,
das Banquier-Guthaben mit 5 467 671 M. 57 Pf., der Vaarbestand mit 151652 M. 95 Pf. und
das Guthaben au die Central-Verwaltuug mit 89 933 M. 29 Pf., sodaß an bereiten Mitteln
26 975 25? M, 81 Pf, bereit stehen. Diese dienen dazu, um eventuell alleu Ansprüchen,die aus
deu erwähnten 23 000 000 Depositen :c. an uns herantreten, gerecht zu werden. Dann würde
also nur noch ein Saldo übrig bleiben von 3 841 981 M. 89 Pf. Diefer Betrag ist entschieden
zu klein, um damit dem großen Institute eine freie Bewegung gestatten zu können. Die Landes¬
bank könnte freilich durch Begebung der noch in ihrem Besitze befindlichen Anleihescheine in ihrer
Entwickelung uoch weiter vorgehe», allem die Vorsicht erheischt, daß diese Anleihescheineals
Gegenwerth für die Depositen in der Kasse bleiben, für den Fall, daß irgendwie Anforderungen
plötzlich gemacht werden. Aus diescu Grüudeu hat der Verwaltungsrath in Uebereinstimmung
mit den, Kuratorium geglaubt, den vorliegenden Antrag stellen zu sollen, welcher lautet:

„Hoher Landtag wolle den Provinzial-Ausschuß ermächtigen, weuu er es für nöthig
erachte, das Privilegium zu einer Emission bis zu 20 Millionen Rheinprouinz-
Anleihescheine zur Verstärkuug der Betriebsmittel der Landesbank der Nheinprovinz
auf einmal oder in verschiedenenEmissionen nachzusuchen und die Verzinsung und
sonstigenModalitäten festzusetzen."

Dieser Antrag ist, wie eben bemerkt,gestellt worden, um für alle, auch die ungünstigsten
Fälle gedeckt zu sein; die Emissionensollen nicht begeben werden, sondern in der Kasse bleiben.
Zu gleicher Zeit hat der Provinzial-Vcrwaltungsmth gebeten, für den Fall, daß Sie diesem An¬
trage zustimmen, dem Provinzial-Äusschussedie Bestimmung zu überlassen, ob die Anleihescheine
in verschiedenen Emissionenverausgabt werden sollen, und da es von den jedesmaligenUmständen
uud dem Geldmärkteabhäugt, ob z. B. die Verzinsuug mit 3^ "/« oder 4°/« das Nichtige ist, so wird
gebeten daß dem Provinzial-Verwaltungsrath auch die Ermächtigung ertheilt werde, die Ver¬
zinsung und sonstigenModalitäten festzusetzen.(Lebhafter Beifall.)

VorsitzenderFürst zu Wied: Ich eröffne über den Antrag dieses Referats die Dis¬
kussion. (Pause.) Da sich Niemand zum Wort meldet, so schließe ich die Diskussion und wir
kommen zur Abstimmung. Ich möchte bitten, daß diejenigen Herren, welche mit dem
Antrage einverstanden sind, sich erheben möchten. (Geschieht.) Ich konstatire, daß der Antrag
einstimmig angenommenist.

Wir kommen zum folgendenPunkte der Tagesordnung: 12. Referat, betreffend den
Ankauf zweier Häuser au der Proviuzial-VIindenanstalt zu Düren. — Herr Landesrath
Klausener hat das Wort.

Landesrath Klausener: Nach den in den letzten Jahren stattgehabten statistischen
Ermittelungen hat sich herausgestellt,daß eine größere Anzahl blinder Kinder m der Nheinprovinz
vorhanden ist, die nicht in der Blindenanstalt zu Düren, da der Naum dazu nicht ausreichte, hat
untergebracht werden können. Die statistischen Angaben haben ergeben, daß ungefähr 90 Kinder
im schulpflichtigen Alter in der Nheinprovinz vorhanden sind, die zur Zeit einen Schulunterricht
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nicht genießen. Wenn nun auch nicht anzunehmen ist, dah diese 90 schulpflichtigen Kinder, die
wir in Ermangelung eines Blinden-Schulzwangs-Gesetzes nicht zum Schulbesuchzwangsweise
auhalteu können, nun sämmtlich in die Anstalt eintreten würden, so ist doch die Anzahl der
angemeldetenKinder so groß, daß wir ohne die Errichtung einer neue» Klasse dein Bedürfniß
uicht genügen können. Diese Errichtung einer neuen Klasse in Düren erfordert aber die Evakuirung
eiues Lehrers und zweier Werkmeister,um hinreichendRaum zu fchaffen. Diese Räume bestehe»
in Schlaf- und Unterrichtsräumen, in Musikräumen, Spiel- uud Eßzimmern. Wenn nun der
Lehrer und die Werkmeisterdie Blindenanstalt verlassen, so lag es ja nahe, ihnen eine Mieths-
eutschädiguug zu gewähren. Die Erfahrung lehrt aber, daß aus dieser Veranlassung die Lehrer
diejenigenQuartiere in der Stadt Düren aufzunehmenpflegen, welche möglichst billig sind, um
an der Miethsentfchädiguugso viel als möglich zu ersparen. Damit kann uus aber durchausnicht
gedient sein. Die Blindenanstalt in Düren ist ein Intm-nat uud deshalb bedürfen die Schulkinder
noch der befonderenAufsicht der Lehrer uud Werkmeister außerhalb der Schulzeit und deshalb
haben wir ein großes Interesse daran, daß die Lehrer und Wertmeister, wenn nicht in der Schule
selbst, so doch in nnmittelbarer Nähe derselben wohnen. Nun hat sich nns die Gelegenheit geboten,
zwei Häuser, die gerade der Bliudcuanstalt gegenüberliegen, zudem billigen Preise uou 15 000 M.
zu erwerben. Diese Häuser siud dreifcnsterigund reichen aus, die Lehrer und Werkmeistermit
ihren Familien darin unterzubringen.

Der Kaufvertrag über die beidcu Häufer ist vorbehaltlich der Genehmign««, des hohen
Landtags abgeschlossen, so daß jetzt, nachdemder hohe Landtag durch sn Kino-Annahmedes Etats
gleichzeitig die Genehmigung zur Errichtung einer neuen Klasse der Blindenanstalt ertheilt hat,
nur uoch übrig bleibt, den Ankauf dieser beiden Häuser zu genehmigen, damit die Einrichtung
der neueu Klasse so bald wie möglich, spätestens aber im Herbst l. I. ius Leben treten kann.
Der Prouinzial-Nerwaltuugsrath beehrt sich daher, folgenden Antrag zn stellen:

„Hoher Landtag wolle den Ankauf der beiden mehr erwähnten Häufer zu dem Preise
vou 15 000 M. genehmigen und gleichzeitigbeschließen,daß sowohl der Kaufpreis
als auch die zur Instandfetzuug der beiden Häuser erforderlichenMittel aus dem
Kapitalvermögender Blindenanstalt entnommen werden."

VorsitzenderFürst zu Wied: Ich eröffne die Diskussion über den eben gehörtenAntrag.
— Der Herr AbgeordneteDittmar hat das Wort.

AbgeordneterDittmar: Nach meiner persönlichenKenntniß der örtlichen Verhältnisse
in Düren glaube ich, Ihueu den Antrag nur warin empfehlenzu können. Ganz abgesehen davon,
daß zwingendeGründe für die Erweiterung der Anstalt vorliegen, glaube ich Ihnen den Antrag,
betreffend den Ankauf der beide» Häuser deshalb empfehlen zu sollen, weil derselbe als eine
günstige, durchaus gute Kapitalanlage zu bezeichueu ist. Bei den von Jahr zu Jahr steigenden
Werthen in der Stadt Düren würde es in kurzer Zeit nicht mehr möglich gewesen sein, die
beiden Häuser zu einem solch niedrigen Preise erwerben zu können, und gerade mit Rücksicht
hierauf glaube ich deu Antrag znr Annahme empfehlenzu dürfen.

VorsitzenderFürst zu Wied: Da sich Niemand mehr zum Wort gemeldet hat, (Pause)
so schliche ich die Diskussion und stelle den eben gehörten Antrag zur Abstimmuug. Ich bitte
diejenigen Herren, welche gegen den Antrag sind, sich zu erheben. (Pause.) Ich constatire, daß der
Antrag einstimmigangenommenworden ist.

Wir gehen nunmehr zu Punkt 13 der Tagesordnung über: Bericht des Provinzial-
Verwaltungsraths, betreffeud die Uebernahme der aus dem Reichsgesetze vom
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5. Mai 188ü und dem Preußischen Gesetze vom 20, Mai 188? sich ergebenden Ver¬
pflichtung des Rheinischen Provinzial-Verbandes. — Herr Assessor Or. Mohring hat
das Wort.

Assessor Dr. Mohring: Es handelt sich hier, soweit ich den Punkt der Tagesordnung
aufgefaßt habe, nur darum, Aufschluß zu geben über die Situation, in welche die Provinz durch
die Unfallversicherungs-Gesetzgebung gekommen ist. Es ist in dieser Beziehung Ihnen allen ein
gedrucktes Referat vorgelegt. Viel künnnte ich dem an allgemeinenGesichtspunktennicht hinzu¬
fügen. Ich glaube das Referat wird Ihnen allen die nöthigen Aufklärungen geben, die zu geben
wären. Wenn Sie aber wünfchen sollten, daß ich Ihnen über diese Materie noch einen zwei¬
stündigen Vortrug halten soll (Widerspruch. Ruf: Um Gotteswillen nicht!), fo stehe ich gern zu
Ihrer Verfügung, Da Sie das nicht zu wünfchenfcheincn, so habe ich dein Referat weiter nichts
hinzuzufügen. (Beifall.)

VorsitzenderFürst zu Wied: Ich eröffne die Diskussion. Da sich Niemand zum Worte
meldet, schließe ich dieselbe und bitte Diejenigen, welche gegen den Antrag sind, sich zu erheben.
(Pause.) Ich coustatire, daß der Antrag einstimmig angenommenist.

Ich habe Ihnen nun noch einige wichtige geschäftsordnungsmähigeMittheilungen zn
machen. Zunächst ist das Präsidium beauftragt worden, Ihnen eine Commissionfür die Stier-
haltungsfrage vorzuschlagen.

Ich erlaube mir, Ihnen folgende Herren zu nennen: Aachen: Klesen und Schlick;
Coblcnz: Peters und Bürgermeister Schultzc-Kirchberg;Düsseldorf: Schmitz und vom Rath;
Köln: Dcstree und Graf Nesfelrode;Trier: Nantenstranchund Pflug. Sind die Herren hiermit
einverstanden? (Zustimmung.) Ich bitte dann die Herren sich zu constituiren.

Ich möchte nun noch die Frage stellen, ob der Commission nicht das Recht gegeben
werden soll, da die Zahl der sachverständigen Herren hier eine sehr große ist, sich noch durch
2 oder 3 Mitglieder zu cooptircn. (Pause.) Es erfolgt kein Widerspruch; ich nehme deshalb ihr
Einverständnis)„„. __ Der Herr AbgeordneteNautenstrauch hat das Wort.

AbgeordneterNautenstrauch: Ich möchte den Vorschlag machen, den Herrn Abgeordneten
von Kühlwetter für diefe Commission zu cooptiren, da derselbe auf amtlichemWege wohl am
besten über die Frage der Stierhaltuug unterrichtet ist.

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteGraf von Beissel hat das Wort.
Abgeordnter Graf von Beissel: Ich möchte bitten, den Herrn Dr. Schmidt durch

Cooptation der Commission zuzuweisen. Derselbe ist Vorsteher der vereinigten Lokalabtheilung
des Niederrheins. , , .

VorsitzenderFürst zu Wied: Wenn sich kein Widerspruch erhebt, so nehme ich an,
daß Sie mit den Vorschlägeneinverstandensind. (Pause.) Ich coustatire Ihre Zustimmung. -
Der Herr AbgeordneteNels hat das Wort.

Abgeordneter Nels: Ich schlage Ihnen den Herrn AbgeordnetenBoch vor.
Vorsitzender Fürst zu Wied: Sind Sie auch damit einverstanden? (Zustimmung.) Ich

constatire das. , ^,
Ich habe Ihnen nun noch folgende Tagesordnung für die morgige Atzung vorzuschlagen:
1. Geschäftseingänge.
2. Wahl des Vorsitzenden des Prouinzial-Ausschusscs.
3. Wahl der 13 Mitglieder und 13 Stellvertreter zum Prouinzial-Ausschuh.
4. Wahl des Stellvertreters des Vorsitzenden des Proviuzial-Ausschusses.
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